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NATO greift nach Zypern 


Am 15, Jul wurde die zyprische Ma- 
karlor-Regierung durch einen Putach 
derrongriechlchenÖffzeren gehe, 
en „Nationalgarde" gestürzt, Hinter 
diesem Putsch steht ummitteibar das 
faschltische Regime” Griechenlands. 
Innerhalb von zırsi Tagen hatten die 
Putschisten den Widerstand von A: 
hängern der Makarios-Reierung wei 
ehend unterdäckt, Mindestens 1200 
jenschen wurden von den Putichl 
ten verhaftet, viele ermordet. 
Am 20. Jul landeten türkische Trup- 
pen auf Zypern, um den von den Put- 
Schisten geplanten Anschluß Zyperns 
An Griechenland zu verhindern. 
Zypern „serdank" die blutige äus- 
sere Kinmchung Griechenlands und. 
der Türkei seiner Lage als strategisch 
wichtiger „unversenkbarer Flugzeug 
Yräger" im Outlichon Mittelmeer. Im 
Grunde geht es sowohl bei der Inter- 
vention Griechenlands wie der Türkei 
(beite gehören der NATO an), di 
im, Zypem noch stärker als bither 
In Jen „Einflußbereich” der NATO 
einaubeilehen. Die Regime beider 
Länder vernuchen.dabei, ihre besonde- 
fen Interessen durchzusetzen. Im Hin- 
tergrund stehen Interessen der NATO, 
vorallem der USA 
Die NATO war allerdings schon 
vor dem Putsch auf Zypemm vertreten. 
NATO.Mitglied "Großbritannien, Dis 
1960 Kolonlalmacht auf Zypern, un. 
erhält auf der Insel immer noch zwei 
in denen. 8.000 
britische Soldaten stationiert sind. Die 
rischen Stützpunkte auf 2; 
sind zwar formal keine NATO-Stit- 
nie, wurden aber praktisch doch 
in sowlssem Grad als solche genutzt. 
Einige, hundert Agenten des USGe- 
heimdenstes CIA operierien von den 
britischen Stbtzpunkten aus ‚zur Aus- 
wertung strategischen Aufklärungs 
materials" (offenbar vor alem gegen 
die arabischen Staaten am östlichen 


Mittelmeer). Die britischen Stützpunk- 
ie dienen der Sechsten US-Flotte als 
Anlaufhäfen. Vor einigen Monaten, 
im Aprl, führten Truppen der US: 
„Ledernacken” Landelbungen in den 
Äritischen Stützpunkten auf Zypern 
durch, Die „Frankfurter Allgemeine" 
vom 16, Jul, die diese bemerkens- 
‚werten Tatsachen berichtet, schreibt 
dazu: „Die Inzel ir ein Rückhalt 
Irde , die im Persischen 
(1) oder auf der Arabischen Halbinsel 
(11) zu militärischen Konflikten füh- 
Ton könnte. Die Bastion Zypern er- 
inzt die amerikanische Swategie 
‚westlich von Suez’ und muß als eine 
entscheidende Kraft gewertet werden, 
mir der die klanke der NATO, im 
Südosten geschützt werden kann.” 
Allerdings war der Einfluß der 


NATO auf Zypern bisher begrenzt. 
Die Makarios-Regierung bemühte sch, 
um eine „blockfreie”, auf Wahrung 
der Souveränität und Unabhängigkeit 
der Insel bedachte Außenpolitik, um 
freundschaftliche Beziehungen ” zur 
Sowjetunion, zur VR China und den 
arabischen Siaaten. So konnte Zypern 
2. B.während des arabisch-israelischen 


Krieges 
Anpenalen nieht als Badls für Ole 
militärische Versorgung Israels genutzt 
werden, 

Ba ist alt. eindeutig, daß der 
Putsch gegen Makarios den US-Impe- 
rialisten sehr gelogen kam und daß ie, 
genauso wie in Chile, unmittelbar bel 
Ser Vorbereitung des Putsches enge- 
iert waren. 


Forts. nächste Seite, 


Verschärfte Widersprüche 
in der kapitalistischen Welt 


Verschärfte Widersprüche 
in der kapitalistischen Welt 


Große Ambitionen des BRD-Imperialismus 


In den vergar 
eine „Gefahr fü 
europäischen Demokratie”, einen. 
uw, abgelöst mi 

ein „neues Viertelj 


uphorschem Lob auf eine „neue Zukunft der Nato 
‚hundert der Zusammenarbeit”, 


nen Monaten haben sich bei der Bourgeoisie Unkenrufe über 
den Welthandel”, ein „Ende der Allianzen”, eine „Krise di 
‚Zerfall der Europäischen Gemeinschaft 


uf eine „nene Ar 


deutsch-französischer Beziehungen” usw. 


plakativsten Ausdruck fanden. 


jegeln sich die Verschärfus 
ISA und EG sowie innerhalb der EG. 
Lösung, wie sie im Juni 74 in der neuen Nato-Dekla 


der imperialistischen Widersprüche 
und Versuche zu ihrer 
ion von Ottawa ihren 


Die tineinen, impersitschen Staaten müssen einerseits Ihre eigenen wirt. 


schaftlichen Probl 


scher Länder (Großbri 


me u.a. auch auf Kosten ihrer imperialistischen Konkur- 
renten zu lösen versuchen. Vor allem die Im) 
profitieren in dieser Situation davon, daß 


rialisten der USA und der BRD 
ie Probleme anderer imperlalist- 


ien, Frankreich, Italien, Japın) noch weit größe: 


sind als die eigenen. Zugleich müssen aber alle imperialistischen Staaten daran 
interessiert sein, daß sich in keinem der kapitlistischen Länder die Krise 


soweit verschärft, di 


es zu ernsthaften 


schaftlichen Erschätterungen 


komm, die die Zugehörigkeit des betreffenden Landes zur kapitalistischen 


Welt gefährden könnten. 


Krise der EG 


b der „Buropälschen Gemäin 

stecken vor allem Groß- 
1, Eränkmich und. alien 
in ernsten Schwierigkeiten. 

Für 1974 werden die Defizite 
in der Waren- und Dienstleistungs 
bilanz dieser drei Länder ungelähr 
so geschätzt. 

Großbritannien 


piogel” 23/74), 
Für "die BRD ergibt sich 1974 
nach derselben Schätzung ein Plus 
von 28,1 Mrd. Mark, Die außeror 
dentlich günstige Ausgangsstellung 
‚des DRD-Imperlaliimus im Konkur 


renzkampf der BG-Staaten wird schon 
an diesen Zahlen deutlich. Außer 
der BRD kann innerhalb der EG 
nur noch Holland eine _ positive 
Bilanz aufweisen (3,9 Mrd. Mark). 

Zugleich sind die Gold- und Devi 
senreserven der BRD größer als die 
von Frankreich, Italien, Großbritan- 
nien, Holland. und Belgien zusam 
men, nämlich: BRD 84 Mrd. Mark; 
Frankreich 20,7 Mrd. Mark; Italien 
17 Mrd, Mark; Großbritannien 16,5 
Nrd, Mark; Hölland 15,3 Mrd, Mark 


und Belsien 12,2 Mrd. Mark — zu 
sammen 81,7 Mrd, Maik (,„Spiegel” 
#0.; Angaben für März 1974. In 


diesen Angaben sind die Goldreser 
ven offenbar zum „offiziellen” Preis 
von 42,22 Dollar je Unze Feinyold 


berechnet) 


Nach Berichten der bürgerlichen 
Presse liegt „Englands Wirtschaft in 


den letzten Zügen’ 
Morgenpon 
in der „al 
kriegszeit” („Spiegel”, 11/74), steht 
Frankreich " „vor leeren Kassen” 
(„FAZ", 205.74). Tatsächlich ist 


in. diesen Ländern aber offenbar der 
Tiefpunkt der Wirtschaftskrise — ge- 
rade auch Was die Auswirkungen für 
die Arbeiterklasse angeht — noch gar 
t erreicht. So wird in Groß 
britannien, in dem gegenwärtig etwa 
540.000 Menschen arbeitslos sind 
(Juni),für 1975 eine Arbeitsiosenzal 
von 1,5 Mio. geschätzt („FAZ”, 
29.6.74). In Italien sollen die wirt 
schaftlichen Maßnahmen der Rumor. 
Regierung ebenfalls zu einem weite. 
ven Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
kaum abzuschätzender Höhe führen 
(vel. dazu Artikel in AK 46). Auch 
in Frankreich herrscht „Furcht vor 
Massenentlassungen (RAZ”, 
5.7.14), Als Folge der „Stabilisierungs“ 
poliuk” der französischen Regierung 
Würden viele Werktätige ihren Arbeits. 
Satz verlieren. Nach westdeutschen 
’orbild wurde im Juli ein Einwan- 
derersiop für Arbeiter aus Nicht-EG- 
Ländern” erlassen (wifft_ vor allem 
arabische Arbeiter), der zunächst bis 
‚Oktober „befristet ist, aber dann 
höchstwahrscheinlich verlängert wer 
den wird, 
Die wirtschaftlichen _Schwierig- 
keiten der meisten EG-Länder führten 


naturgemäß zu einer weiteren Ver 
schärfung der Widersprüche Inner 
halb der BG. Fort. 8eite 


Wie in AK 46 berichtet, hat die 
Rumor-Regierung beschlossen, mi 
destens 3000 Mrd. Lire (etwa 13 Mrd. 
Mark) zusätzlich mus den ialieni- 
schen Werktätigen heruszupressen, 
um damit die Krise der Bourgeoisie. 
zu dämpfen. 

Diese Milliarden sollen aus einer 


rungsbeiträge, verschiedener Steuern 


"Gegen diese Maßnahmen, kurz als 
‚decretone" (Erlaß) bezeichnet, hat 
ie italienische Arbeiterklasse in viel- 
filigen Formen den Kampf aufge- 


nommen. 
Dieser Kımpf wird dadurch behindert, 
‚daß in lialien - wie in der BRD —. 
die Gewerkschaftsführer die Kampf- 
Iraft der Arbeiter zu paralyeren 
versuchen. Von den drei lalie 
schen Gewerkschaftszentralen sind. 
zwei unmittelbar-mit Regieningspar- 
ieien verflochten, nämlich die CISL 
(Christdemokraten) und die UIL ($o- 
zialisten und Republikaner), Die drit- 
te, die CGIL. (der revisionitischen 
PCI verbunden) geht den Weg des 
istorischen Kompromisses”, di. 
Zugeständnsse an die Bourgeok- 
x“ 

Die Gewerkschaftszentralen kom- 
men allerdings nicht umhin, dem 
Kampfwilen der Werktätigen Ventile 
zu öffnen. 

So wurde bereits am 27. Juni ein 
24-stündiger Streik der Landarbeiter 
angesetzt, der von der gesamten 
Susriearbeitrschaft unterstützt we 

n solle, 

Zugleich beschlossen die Gewerk- 
schaftszentralen Ende Juni, zwischen 
5. und 15. Juli regionak vierstündige, 
Streiks durchzuführen,um damit die 
Forderung der Arbeiter nach dem Ge- 
neralstreik abzufangen. So am $. Juli 
in Genua und Umgebung; am 9. Juli 
in Piemont (ua. Turin), Ligurien, 


Zugleich beschlossen die Gewerk- 
schaftszentralen Ende Juni, zwischen 
5. und 15. Juli regionale vierstündige 
Streiks durchzuführen, um damit die 
Forderung der Arbeiter nach dem Ge- 
neralstreik abzufangen, 30 am 5. Juli 
in Genua und Umgebung; am 9. Juli 
in Piemont (u.a. Turin), Ligurien, 


Toscana und auf Sizilien; am 10. Juli 
in Lombardia (u.a. Mailand) und 
Campania (u.a. Neapel); am 11, Jul 


in Umbrien, Südtirol, Teilen Südital- 
ens und auf Sardinien; am 12. Juli in 
Lazio (u.a. Rom), im Veneto (u, 


a. Venedig) und verschiedenen Teilen 
Mitteltaliens, am 15. Juli schließlich 
in Kalabrien (Süditalien). 

Für die Eisenbahner wurde ein 
besonderer nationaler Streiktag an- 
gesetat (19. Juli). 

In diesen Streiks zeigten sich zwei 
Tendenzen: zum einen eine relativ ge- 
ringe Mobilisierung und z.T, sehr un- 
vollständige Streikbeteiligung, und 
zum andern scharfe und laute Kritik 
an der Taktik der Gewerkschaftszen- 
tralen. 

Bereits der Streik vom 27. Juni 
scheint, was die Massenmobilisierung 
angeht, ein ziemlicher Mißerfolg gs- 
wesen zu sein, Schwache Streikbeiei- 
ligung war dann bei den regionalen 
Streiks u.a. in Genus, in Turin (vor 
allem bei FIAT), in den meisten gro- 
ßen Fabriken Mailands und auch 2.7. 
in Neapel festzustellen, 


Die Streik-Demonstrationen und- 
Kundgebungen bleiben in der Teil- 
nehmerzahl weit hinter den Mobilisie- 
rungen vom 27. Februar (Generak 
streik) und vom 29. Mai (nach dem 
faschistischen Massaker von Brescie) 

Die’ größte Kundgebung kam auf 
‚dem Mailänder Domplatz am 10. Juli 
zusammen: $0.000 Menschen. Am 
29. Mai waren es 250,000, und Kund- 
gedungen mit 150 — 200,000 Men- 
schen hat es auf dem Domplatz in den 
letzten Jahren mehrmals gegeben. 

40,000 waren es am 10, Juli in 
Neapel, wo es am 29. Mai 200.000 
gewesen waren; 25.000 in Turin am 
9. Juli (100.000 amı 29: Mai); 20.000, 
in Genua am 5. Juli (50.000 am 29. 


Malie Schwiche der Mobilisierung 
rückt aber keinesfalls einen fehlen" 


Forts. nächste Seite 


gewesen waren; 25.000 in Torin am 
9. Juli (100.000 am 29: Mai); 20.000 
in Genua am 5. Juli (50.000 am 29. 
Mai). 

Die Schwäche der Mobilisierung 
drückt aber keinesfalls einen (chlen- 


Forts. nächste Seite 


Am 1. Juli wurde in der Revisions- 
verhandlung im sogenannten „Ca- 


bora-Bass-Prozeß” das Urteil” ge- 
sprochen: 
Zwölf Monate ohne Bewährung 


gegen Dietrich Hildebrandt (Mitglied 
der Heidelberger Ortsleitung des 
KBW). Je acht Monate gegen Joscha 
Schmieı des ZK des 
KBW), rt von Braun 
behrens (Mitglied des ZK des KBW), 
gegen Jochen Noth (Mitglied des 
ZR des KBW) und Uwe Kräuter 
Diese Strafen wurden ohne „Be 
währung” verhängt. Außerdem wur 
den gegen ‘zwei weitere Genossen 
Strafen von fünf Monaten (zur „Be: 
Währung” ausgesetzt) verhängt 


Es ging dabei um folgendes: 

Am 19. Juni 1970 fand in Heidel- 
berg unter Vorsitz des Weltbankpri- 
ilenten und ehemaligen US-Krigr- 
Länder über 
intwicklungshäfe” statt, Der ‚da 
ulige Heidelberger SDS organksierte 
dagegen eine Kampagne, mit deson- 
derer Stoßrichtung gegen den Ba 
des Cabora-Bassı-Staudımms in de 
portugiesischen Kolonie Mosambik. 
Am 19. Juni sollte eine Demons 
tion dagegen durchgeführt. werden. 
Der angemeldete Demonsträtionszug 
sollte am Konferenzort vorbeiführen 
Dieser Weg war jedoch von der Poli 
zei massiv 
Polizei be 
gegen den Demonstrationszug, der 
die Absperrungen zu überwinden ver 
suchte. 

Die Bourgeokie nahm diese von 
ihr selbst provozierte und arranglerte 
„Straßenschlach(” zum Vorwand, 


um den Heidelberger SD$ zu ver 


des ehemaligen SDS, die an der De- 
monstration teilgenommen hatten, 
wurde 1972 ein „Prozeß wegen 
„Landfriedensbruch” geführt. Es 
Strafen zwischen drei und sieben Mo- 
naten, alle „zur Bewährung”. 

Inzwischen wurde der KBW _ge 
gründet, dem einige der verurteilten 
Genossen in führender Funk, 
gehören. Die Bourgeoisie 
willkommene Gelegenheit wahr, den 
Prozeß erneut aufzurollen, um dies 
mit härteren Urteilen, „ohne 
Bewährung”, einige der KBW-Fül 
ien Knast zu bringen und sie da 
mit zeitweilig an der politischen Be- 
tätigung zu hindern. 

Die Arbeiterklasse muß es lernen, 
auch mit solchen Rechtsopportuni 
sten und Linksliberalen im roten 
Pelz, wie es die KBW-Führer sind, 

ch fertig zu werden. Ge: 
bekämpfen wir ent 
as Urteil der bürgerlichen 


schieden 


den verurteilten KDW-Gonomen «| 
ne zu treffen hofft . 


Forts, ZYPER 


Die komplizierte Situation auf Zy 
pern kam den Putschplänen entgegen, 

Von uen Bewohnern Zyperns sind 
etwa 520.000 Griechen und 120.000 
Türken. Imperialismus und Reaktion 
haben immer versucht, die nationalen 
Widersprüche auf der Insel zu chauvi- 
nistischen Konfrontationen anzuhel- 
zen und sich zunutze zu machen. So 
ab es 1963/64 und 1967/68 Zusam- 
menstöße zwischen den beiden Natio- 
nalitäten der Insel, die vor allem von 
griechischen faschistischen Elementen 
seschürt wurden. Dabei zeichnete sich 
die Verbrechervissge Sampson, der 
von den Putschisten des 13. Juli zum 
neuen „Präsidenten” Zyperns gemacht 
werden sollte, durch besondere Best 
altät aus: „Errühmte sich, mindestens 
200 türkische Frauen und Kinder um- 


‚gebracht zu haben.” _ („Spiegel”, 
30/74). 
‚Auf Zypern waren bis zum Putsch 


der Faschisten außer den 8.000 brii- 
schen Soldaten 950 Soldaten Grie- 
chenlands und 650 Soldaten der Tür- 
kei stationiert. Dazu etwa 3.000 UN- 
Soldaten. 

Die „Nationalgarde” Zyperns von 
etwa 13.000 Mann (nur griechische 
Zyprioten) wurde von 650 Offizieren 
aus Griechenland kommandiert und 
stand offenbar stark unter faschisti- 
schem Einfluß. Zusätzlich konnten 
die Faschisten auf etwa 1.500 Mann 
der Terror-Organisation EOKA zäh- 
ien. Die EOKA führte in den Ser 
Jahren den Kampf gegen die britischen 
Kolonialtruppen und war schon da- 
mals antikommunistisch und nationa- 
Hstisch ausgerichtet. Seit März 1972 
war die EOKA unter ihrem alten Füh- 
rer General Grivas (der vor einigen 
Monaten starb) auf Zypern wieder 


ak" — jetzt, um den Anschluß 
Byperns an das faschistische Griechen- 
land zu erzwingen. In diesem Jahr 
verstärkte die EOKA ihren Terror er- 
‚Andererseits, felangen der 
gierung Schläge gegen die 
EOKA in Form Yahlreicher Verhaf- 
tungen. 
Da die griechischen Offiziere der 
ionalgarde” offen mit der EOKA 


‚Arbeiterkampf Nr. 47 / Juli 1974 


Über die unmittelbare Rolle der 
faschistischen Athener Junta_ beim 
Putsch schreibt der „Spiegel” 30/74: 
u wochenlang tüftelten die Ver- 
Schwörer an einem minuziösen Putsch- 
plan. Den Befehl dazu hatte ihnen 
Dimitrios Ioannidis erteilt, der un- 
heimliche, allmächtige Chef der Athe- 
'ner Militärpolizei, ‚Esa‘, Mit der Aus 
führung des Plans wurde ein guter 


"Türkei eine eindeutig ablehnende Hi 
tung ein. Die türkische Bourgeoi 
‚die ohnehin mit den griechischen F 
schisten im Streit um die Erdölvor- 
kommen in der Ageis liegt, wollte 
eine Verschiebung des Kräfteverhält- 
nisses zugunsten Griechenlands natür- 
lich nicht hinnehmen. 


Die türkische Regierung konnte 


Zypern: Unversenkbarer Flugzeugträger für die NATO 


sympathisierten, mit der sie Ideologie 
(Faschismus) und Ziel (Anschluß an 
Griechenland) gemeinsam hatten, for- 
derte Makarios am 3. Juli das griechi- 
sche Regime auf, die Öffiziere abzube- 
rufen. Die griechischen Faschisten lie- 
Sen sich mit der Antwort zwölf Tage 
Zeit — dann antworteten sie mit dem 
Putsch. 


‚Freund des Esa-Chefs betraut: Briga- 
degeneral Andreas Kondylis, vor kur- 
’zem nur zum Schein zurückgetretener 
Kommandant des 950 Mann starken 
offiziellen Griechen-Expeditionskorps 
auf Zypern ...” 


Von allen NATO-Staaten nahm 
nach dem Putsch auf Zypern nur die 


sich dabei auf das Zypern-Abkom- 
men von 1960 berufen, in dem Groß- 
britannien, Griechenland und die Tür- 
kei sich verpflichteten, für die „‚Unab- 
hängigkeit, territoriale Integrität und 
Sicherheit” Zyperns einzutreten. Das 
Abkommen sicht vor, daß gegebenen- 
fallsjede der drei Garantiemächte a1- 
leim vorgehen kann, wenn eine ge- 


meinsame 


Aktion nicht zustande 


NATO-Staaten waren 
indessen bestrobt, die türkische Repie- 
fung von einer Intervention abzuhal- 
ten und zunächst einmal Zeit z 
innen, um das Putschistenreglme auf 
Zypern zu konsolidieren und später 
zu einer „friedlichen Lösung" zu 
kommen, die auch den Interessen der 
türkischen Bourgeoisie Rechnung tra- 
gen würde 

So faßten die NATO-Staaten am 
17. Juli — also zwei Tage nach dem 
Putsch, nachdem die Putschisten den 
Widersland weitgehend unterdrückt 
hatten! — den Beschluß, die Athener 
‚Junta zur Abberufung der 650) 
schen Offiziere der „Nationalgarde"” 
Zyperns aufzufordern: sie waren je- 
doch nicht bereit, auch nur scheinbar 
eine klare Verurteilung des Putsches 
und der griechischen Einmischung.zu 
bekunden, 

Letzten Endes wird wahrscheinlich 
zundchat e de möglich Situation, 
die sich aus der jetzigen Konfronta® 
tion ergeben könnte, die Lage der grie- 
chischen und türkischen Bevölkerung 
von Zypern verschlechtern und die 
Position der NATO, speziell des US- 
Imperialismus, auf Zypern und im 
östlichen Mittelmeer stärken. Das wür- 
de, wie die bürgerliche Presse offen 
schreibt, auch die Ausgangslage der 
NATO-Imperialisten bei einem mögli- 
‚chen Kampf um Jugoslawien verbes- 
sern, der nach den Hoffnungen der 
Imperialisten ausbrechen könnte, 
wenn Tito stirbt. 

Dieser Entwicklung ist zweifellos 
nicht durch das von den Revisionisten 
gern beschworene „günstige Interna- 
tionale Kräfteverhältnis” Einhalt zu 
gebieten, sondern nur durch die Ent- 
wicklung des revolutionären Kampfes 
der europäischen Völker. . 


Italien 


Linker Zusammenschluß 


In Italien wird es eine neue Organi- 
sation unter dem Namen a 
rische Einheit für den Kommunismus“ 


‚Konferenz von ‚manifesto” gefaßt, 
‚die zwischen dem’12. und 15. Juli in 
‚Rom stattfand; die PDUP wird diesen 
Schritt auf einer nationalen Konferenz 
besiegeln, die am 19. Juli beginnt. 

Beide Organisationen sind im itali- 
enischen Parlament nicht vertreten, 
sind aber aus Abspaltungen von pro- 
ietarischen Parteien hervorgegan- 
gen. ‚Manifesto' entstand 1969 
als Abspaltung von der PCI 
Seine Führer Luigi Pintor, Row. 
sana Rossanda und Aldo Natoli 
hatten bis dahin dem ZK der PCI 
angehört. ‚Manifesto‘ übernahm bei 
der Abspaltung auch einige Parak- 
mentssitze. Zu den Wahlen 1972 kan- 
didierte ‚manifesto* (es hatte zuvor 
lebhafte und konträre Diskussionen 
innerhalb der Organisation darüber 
gegeben), schnitt aber nur mit 0,7 % 
enttäuschend schlecht ab und verlor 
so die Parlamentssitze. 

Die FDUP ist ein Übertleibsel der 
ehemaligen PSIUP (Sozialistische P 
tei_ der proletarischen Einheit), die 
sich vor vielen Jahren von der Sozis- 
istischen Partei abspaltete. Die PSIUP 
hatte nach den Parlamentswahlen 
1968 noch 23 Sitze (4,5 %), verlor 


sie aber 1972 vollständig (1,9 ®). 
Das beschleunigte noch den Prozeß 
der Auflösung der PSIUP, wobei die 
meisten Mitglieder in die PCI ein- 


"Wir wollen,einen 
Generalstreik..” 


‚Aus, zahlreichen italienischen 
Betrieben kommen Resolutionen, 
in denen die Durchführung eines 
Generalstreiks verlangt wird. 

Als beispielhaft geben wir 
hier ein Telegramm der OMT 
(‚Mechanische Werkstätten von 
Trient’) an die Gewerkschafts- 
führung wieder (Text nach „Lot- 
‚Continua” vom 11. Juli) 
„Fabrik-Rat und Betriebiver- 
‚sammlung der Officine Mecca- 
miche_Trentine teilen mit, daß 
den Räubern keinerlei Waffen- 
stülstand zugestanden werden 
darf. Wir wollen nicht länger 
warten. Wir wollen einen natio- 
nalen Generalstreik, solange bis 
die volksfeindlichen Maßnahmen 
der Rumor-Regierung annulliert 
sind. Lohn, politische Preise 
(Höchstpreise für Waren des pro- 
letarischen Konsums — Anm. AK) 
und Arbeitsplätze sind unsere 
Ziele, Wer nicht fähig ist, die 
ungeheure Kraft und Einheit der 
Klassenbewegung zu führen. muß 
abtreten.” 


traten. Eine linke Minderheit grün- 
dete die PDUP. 

Auf dem Kongreß von ‚manifesto‘ 
waren u.a, folgende Organisationen 


mit Vertretern anwesend: Lotta 
Continua, Avanguardia Operaia, FGCI 
Qugenorganisation der PCI), ACLI 


oliken), PSI 
Ba ehr ur 
koalition!), die I 
der PSI und PRI (Republikaner) s0- 
wie Vertreter der Gewerkschaften. 
Dieses Spektum verdeutlicht gegen- 
über Sen Zuständen in der BRD die 
vergleichsweise „offene“ und „libers- 
le“ Atmosphäre im politischen Raum 
Italiens, wo die Bourgeoisie mit 
„Abgrenzungsbeschlüssen“ (wie SPD 
ind DKP), institutionalisierten Be- 
nufsyerboten oder ‚Extremisten-Be- 
Schlüssen’ in den Gewerkschaften bös 
Auflaufen würden, wenn sie es ver 
suchen wollte. 

Ferner war auf dem Kongreß von 
‚manifesto” eine große Revue auslän- 
scher Vertreier anwesend: aus 
‚Chile MIR, MAPU und Sozialistische 
Partei (1), aus Frankreich die PSU 
und die Front communiste revoluti- 
gAdire (nerrrgegangen mus der vor 
botenen trotzkistischen Ligue com- 
muniste) PLO aus Palistina, die 
eritreische Befreiungsfront (Athio- 
pien); aus der BRD das SD (‚Sozia- 
istisches Büro’). Die Präsenz der 
ketzteren Gruppierung gibt, wahr- 
scheinlich am treuesten die politische 
Linie des italienischen Zusammeg 
schlusses wieder. 


Genosse Marini zu zwölf Jahren Haft verurteilt 


Der italienische Anarchist Gio- 
vanni Marini wurde am 11. Juli 
zu 12. Jahren Haft verurteilt. 


Marini während der Verlesung den Urtwls. 
Marini wird beschuldigt, im Der Chef derneofaschistischen 
Juli 1972 in Salermo einen Fr Partei MSI, Almirante (Mörder 


schisten durch Messerstiche getö- 
tet zu haben. Tatsächlich war 
Marini, zusammen mit zwei an- 
deren Genossen, von mehreren 
Faschisten überfallen worden, 


italienischer Partisanen im anti- 
faschistischen Krieg!) erklärte zu 
dem Urteil gegen Genossen Ma- 
rin! zynisch: „Ich wünsche mir, 
daß dies das erste Urteil der 


wobei es auch zu einer Messer- Serie it. 

stecherei kam. Genosse Marini Es ist U 

hat aber bestritten, da6 ten, daß der Staaisapparat in 
er dem Faschisten die tödliche diese Richtung gehen wird. Der 


Verletzung (Stich zwischen die 
Rippen) beibrachte; er hat wer 
terhin bestritten, daß" es sich 
bei dem Messer, das von der Pol 
zei als Tatwalfe präsentiert wur- 


Staat, der nichts gegen die fa- 

schrischen Schläger und Bom- 
nleger unternimmt un 

hc Faschisten wieder taufen Rt, 

(vg). AK 45) bestraft Genossen 

dafür, daß sie sich nicht wider- 


Forts. ITALIEN 


‚den Kampfwillen der Arbeiterklasse 
#egen die Maßnahmen der Rumor-Re- 
Berung aus, sondern ist die Reaktion. 
Auf die Politik der Gewerkschaftszen- 
iralen. Gerade die kämpferischten 
und bewußtesten Teile der Arbeiter- 
klasse fühlen sich von den Gewerk 
schaftszentralen an der Nase herum- 
‚führt. Sie wissen, daß diese regiona- 
n Streiks nur dazu dienen sollten, 
wirkungsvolle Aktionen und Kämpfe 
gegen die Rumor-Regierung zu ver- 
meiden, Die Arbeiter-Avantgarden 
werstehen, daß s 0, wie es die Ge- 
werkschaftszentralen wollen, die Aus 
plönderungr Maßnahmen, bestimmt 
nicht zu Fall gebracht werden kön 
nen, Die Geverkschaftszentralen ha- 
ben Im übrigen den Streiks überhaupt 
kein klares und konkretes Ziel pe 
setat, Sie haben nicht die Forderung 
nach der totalen Rücknahme 
des ‘decrelone' erhoben, aber sie 
hüten sich andererseits auch zu sagen. 
weiche Teile des "decretone’ konkret 
sie ablehnen, und über weiche sie 
vielleicht 'mli sich reden lamen’ wür 
den, Die Gewerkschaftsentralen pro- 
testieren vielmehr in. allgemeiner 
Form gegen die Maßnahmen, Iamen 
aber zugleich ihre ebenso allgemeine 


Bereitschaft erkennen, ‘Kompromis- 
se’ mit der Regierung zu schließen. 


Die Mobilisierungs-Schwächen der 
letzten Streiks drücken allerdings 
kaum n u r eine bewußte kämpferi- 
sche Ablehnung der Politik der Ge- 
werkschaftszentralen mit Blick auf 


die Perspektive selbständiger Kämpfe 
aus, sondern enthalten offenbar auch 
lem von 


— üiese Seite wird vor 
manifesto" betont, fehlt 
bei "Lotta continua” nic 
ein Element der Resign 
der Suche nach individuellen 
Lösungen” (2.B. durch forciertes 
Übesstunden-Schieben, Döppabchkch- 
ten), das eine Gefahr darstellt, 


Unzufriedenheit mit der Politik 
der Gewerkschaftszentralen und vor 
allem immer wieder die Forderung 
nach dem Generalstreik wurde zul 
zahlreichen Streik- und Betriebsver 
sammlungen laut, Auf den Großkund- 
‚gebungen an den Tagen der regionalen 
Streiks war es verschiedentlich den 
GewerkschaftsRednern kaum möR 
lich, sich gegen Pfeifkonzerte, Zwi 
schennufe und Sprechchöre durchzu. 
setzen, So ging es Scheda, Sekretär 
der CGIL, in Turin; so Cart, 
Sekretär der CISL in Mailand: so 
Macario, ebenfalls Sekretär der CISL, 


in Bergamo; so Vanal, Generalsekre- 
tür der UIL, in Rom. 


CGIL die Forderung nach dem Ge- 


neralstreik am stärksten, 


standalos von den Faschisten zu- 
‚sammenschlagen und abstechen 


Was die Gewerkschaftsführer vor lassen. 
allem zu hören kriegten, war Zum Treffen der Gewerkschafts- In Mailand führten nach Be- 
"parole, parole” (Worte, Phrasen), zentralen CGIL-CISL-UIL über weite- | kanntwerden des Urteils 5000 
"fatti, fat” (Taten), „basta parole” re Schritte, das am 16. Juli begann, | Menschen eine Protestdemonstra- 
(wenug geredet) und’vor allem der kam die CGIL mit dem Vorschlag | tion durch . 
Ruf nach dem Generalstreik. Hierbei eines Generalstreiks, wobei sie ihre 
wurde nicht nur die Forderung nach Bereitschaft einräumte, „andere 


einem sozusagen symbolischen Gene- 
ralstreik von einigen Stunden erho- 
ben, sondern verschiedentlich auch 
„Dis die Regierung in die 
Knie geht” gefordert. 

In Neapel drängten Arbeiter aufs 
Rednerpult und sorgten dafür, daß 
anstelle der Gewerkschaftsführer e+ 
ner der ihren, ein Kollege von Alfe- 
Sud, sagen konnte, was sie fühlen und 
was sie wollen. Ein rerkschafte 
führer, der leichtsinnig den Kollegen 
vom Mikrophon schubsen wollt 
rutschte die Brille von der Nase 

Außer zahlreichen Resolutlonen 
auf betrieblicher Ebene verstärkten 
sich auch in den Gewerkschaftsfüh 
rungen die Stimmen für einen Gene 
ralstreik, Die Gewerkschaften der 
Metaller, Chemiearbeiter und Bau 
arbeiter (aller drei Gewerkschafts 
zentralen) beschlossen am 11. Juli, 
sich für einen Generaltreik einzu 
setzen. Im übrigen waren die Ge 
werkschaftskader noch uneinig. Of- 
fenbar war aber In den Reihen der 


Kampfformen” zu diskutieren. 


Vereinbart wurde schließlich ein 
nationaler „Kampftag” am 24. Juli. 
An diesem Tag sollen allgemeine Ar- 
beitsniederlegungen (voraussichtlich 
vierstündig), Betriebsversammlungen, 
Kundgebungen, Demonstrationen u. 
a. stattfinden. 

So. wird das ‚decretone‘, der An- 
ji der Bow uf die Lebens- 
lage der Werktätigen aber sicher nicht 
zu Fall zu bringen sein, und die 
werkschaftszentralen wollen dies ja 
auch gar nicht, sondern verlangen 
nut (nicht einmal genau definierte) 

modifiche”, kleinere Veränderun- 
;on, der Raub-Maßnahmen. Von der 

ampfkraft der alienischen Werkth: 
tigen und besonders von der Mobill- 
sierungsfähigkeit der revolutionären 
Linken wird es abhängen, ob dies ge 
lingt, ober ob die Bourgeoisie nach 
‚den Sommerferien, auf die sie jetzt 
große Hoffnungen setzt, noch einen 
„heißen Herbst" erleben wird.  ® 


Berichtigung 
In ARBEITERKAMPF 46, 8. 21, 
findet sich ein Zitat von Luigi 
Lor auf dem XI. Parteitag 
der (Spalte ganz links, unter 
der Zwischenüberschrift ‚Ein 

ınz besonderer Staat’, In dieses 
Pitat hat sich ein schwerer ann- 
entstellender Fehler eingeschl- 
‚chen. Richtig muß es dort hei 
Ben: „Diese unsere Republik ist 
keine  bürgerlich-demokratische 


Republik vom traditionellen 
Typ, sondern bet von een 


Typ. 
Auf derselben Seite ist ein 
weiterer Fehler zu finden. In der 
Übersetzung des ‚Decreto del 
Santo Uffizio’ (Kasten) in ein 
Absatz falsch plaziert worden. 
Der fettgedruckte erste Absatz 
achört in Wirklichkeit an die 
Yorletate Stelle (vgl. nebenste, 
henden tnlenischen Text), @ 

PA rn 
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Knapp drei Monate nach dem Putsch 
wurde am 18. Juli die zweite proviso- 
rische Regierung in Portugal gebildet, 
nachdem etwa eine Woche zuvor der 
Ministerpräsident da Palma Carlos 
und mehrere Minister nach einigem 
‚Spektakel zurückgetreten waren. 
Der vorgebliche Grund für den 

Rücktritt waren „Kompetenzstreitig- 
keiten": der Minlsterpräsident wollte 
mehr Entscheidungsfreiheit und sich 
nicht von Spinola und besonders von 
‚den anderen Regierungsmitgliedern 
insbesondere von den „Linken“ um 
Soaresund Cunhal — in alle Entsch 
dungen reinreden lassen. Außerdem 
soll es zu Differenzen zwischen den 
Junta-Generälen und der Zivilregie- 
rung in der Frage der Verstaatlichung 
der Bank von Portugal gekommen 
sein (die Junta war dagegen); zu 
soll Spinola von dem führenden G: 

n der „Bewegung der Streitkräf- 
war die Trägerin des Put. 

April) in verschiede 
nen Fragen „schroff zurückgewiesen‘ 
worden sein, z.B. bei seiner Forde, 
rung, jederzeit den Ausnahmezustand 
verhängen zu können, wenn die „‚in 
‚nere Ordnung“ gefährdet sei. 


Eine Schlange bleibt immer eine Schlange, 


auch wenn sie ihre Haut wechselt 


Bemerkungen zur „Regierungskrise” inPortugalundzum weißen Terror in denKolonien 


den Preis den Eindruck erwecken wol- 
ien, als bedeute die sich bereits ab- 
zeichnende Zusammensetzung. der 
en Regierung mit einer Reihe Mi 
Itärsder „Bewegung“ und die Ernen- 
mung von’ Oberst Vasco. Goncalves 
(Leiter des poltischen Koordinie 
Tungsausschusses der  Bewegun 
Miniterpräsidenten einenerheb- 
lichen Ruck nach links, Der Iaschlsı 
sche Altmeister Spinola hatte sich 
Bämlch offenbar nicht in allen sch 
nen personellen Vorstellungen gegen- 
Über! dem pollischen Ausschuß. der 
Offiziersbewegung durchsetzen kön 
Doch vieles spricht dafür, daß es 
sich bei der sog. „Regierungskrise" 
um ein abgekarteits Manöver zwi 
chen Spinola, dem ehemaligen Mint 
iterpräskienten und der Offiziersbe- 
wegung handelt, durch das aus be- 


Die westdeutsche bürgerliche Pres- 
se hat nun in der letzten Zeit um je- 


FRELIMO-Kämpfer auf dem Vormarsch 


immten politischen Überlegungen 
heraus jetzt sieben zivile Minister 


Neues faschistisches Pressegesetz 


in Portugal 


In einem Sonderdruck mit dem Titel 
„Erheben wir uns gegen die Anwen 
dung des faschistischen Informations 
geseizes!" analysiert die portugiesi 


sche Zeitschrift „O Tempo & o Modo“ 
{tworetisches Örgan des MRPP) am 
28. Juni das neue Pressegesetz der Mi 


ütärjunta 
Mit dem Staatsstreich vom 25. 
April hatte sich die dominierende 
Gruppe der portugiesischen Bourge- 
ist, die mit dem Finanzkapital ver- 
bundene Großbourgeoisie, mit Teilen 
des Kleinbürgertums - vor allem den 
Revisionisten — zusammengetan, um 
die Völker in den Kolonien hinters 
Licht zu führen und eine neokolonia 
istische „Lösung" der kolonialen F' 
ge durchäudrücken und um den Kampf 
es portugiesischen Volkes aufzuhal- 
ten oder ın - der Hourgeoiie geneh, 
me — Bahnen zu lenken. Die wachsen- 
de Kraft der Volksbewegung, die sich 
besonders in den zahlreichen noch 
wontanen Streikbewegungen Außert, 
und die Förtyerung der Dafreiungs- 
känrpfe ut. den Kolonien zwangen die 
herrichende Klasse jedoch Wald, ihre 
ümokjatische Maske fallen zu lassen 
und erneut represstve Methoden anzu 
wenden 
Frese, Rundfunk und Fernsehen, 
schreiben die portugiesischen Genos 
‚teilen /dr die Bowrgeoite nach 
dem" 25, Aprit einen Sektor von 
rundiegender Bedeutung der. de cı 


von ihrer festen Kontrolle über die 
Nachrichtenorgane abhängt, ob sie 
breite Schichten des Volkes täuschen 
kann oder nicht.” Schon bald nach 
dem Stastsstreich hatten die Drucker, 
Setzer und Journalisten mehrerer Zei 
tungen den Kampf gegen Hungerlöhne 
und faschistische Methoden in den 
Betrieben und teilweise gegen die ideo- 
logische Kontrolle der Bourgeoisie 
über die Nachrichtenorgan 
men, dem sich zahlreiche Kollegen in 
Rundfunk und Fernsehen anschlomen. 
Die Antwort der Bourgeoisie ließ 
nicht lange auf sich warten: ein 
Rundfunkredakteur, der über die 
Kämpfe bet der Tageszeitung „O S&- 
culo" informiert, wurde entlassen; 
ein Rundfunkteam wurde daran ge 
hindert, über die Demonstration der 
revolutionären Linken für die Freilas- 
sung des cubanischen Hauptmanns Px 
ralta zu berichten; der Herausgeber 
der Zeitschrift „Luta Popular“ 
(MRPP), Jost Saldanha Sanches, wur- 
de verhaftet, angeblich weil die Zeit- 
schrift Soldaten zur massenhaften De- 
sertaflon in Waffen aufgefordert hat 
te. Einen vorllufigen Höhepunkt in 
dieser Entwicklung bildete das neue 
Informationsgesetz, das nach der Ana- 
Iyso von „O Tempo e 0 Modo“ dr 
ielen dient 
1, Ex soll den Kampf des portugiesi 
schen Volkes gegen den Kolonialismus. 
und den Kolonlalkrieg unterdrücken. 
„Die bürgerliche Koalition an der 


(penom- » 


durch Militärs ersetzt worden sind. Es 
wird in der bürgerlichen Presse zwar 
immer darauf verwiesen, daß diese 
Militärs allesamt Offiziere der „Bewe- 
gung“ sind und schon aus diesem 
Grund „links“ seien, doch sämtliche 
Fakten sprechen eine andere Sprache. 
© Die innenpolitisch zentralen Po- 
sten des Arbeitsministers (vormals. 
von einem „K"'P-Mitglied. besetzt), 
des Informalionsministers (vormals 
der Sozialist Raul Rego) und das Amt 
des Innenministers werden jetzt von 
Militärs eingenomm: 
© Trotz des angebl 
des der „Bewegung' 


"gebildet 
worden (,Copcon“), der eindeutigen 
Bürgerkriegscharakter hat. De Carval- 
ho, einer der „führenden Köpfe des 
Putsches“, wurde mit der Leitung die- 
ses gegen Streiks und Demonstratio- 


nen gerichteten Sonderstabes betraut 
@ Spinola verkündete bei der Be- 


schreibt „O Tempo € 0 Mo. 
0“, „will die Macht des Staates stär 

ken'und weiß, duß die Hauptfrage da: 

bei die nach der Kontrolle über das 
Heer ist. Sie will sich weiterhin des 

Heeres und anderer milltarisierter Ein- 
heiten alı Instrumente der Repression 
gegen die Völker in den Kolonien 
und das Volk von Portugal 
bedienen.” Daher werden „ideologi- 
sche Aggressionen‘“ gegen "das Pro- 
gramm der Bewegung der Streitkräfte, 
Aufforderung zum militärischen Un: 
gehorsam und nicht vom Generalstab 
genehmigte Berichte über militärische „ 
Operationen verboten, damit nicht die 
‚neokolonialistischen Absichten der 
herrschenden Klasse vor aller Augen 
enthüllt werden 

2. Das Gesetz soll den Kampf des 
portugiesischen Volkes um Brot un 

terdrücken. Indem „.Aufforderungen 
zu Streiks, Arbeitiniederlegungen und 
von der geltenden Gesetzgebung nicht 
fenehmigte Demonstrationen“ verbo- 
ten werden, soll verhindert werden, 
daß die kapitalistische Ausbeutung 
enthüllt und die grundlegende Not 

wendigkeit des Streiks als Kampfmit 

tel herausgestellt wird, Die portugien 

schen Genossen schreiben: „Im Grun- 

de wil eu (des Informatlonagewetz) 
den Gewerkschaften die Arbeif er- 
leichter, die von den Revisionisten 
der P;C"P konmollieit werden. wel 

che alı Zwangujacke der Arbeiterkiar 

se und‘ des arbeimnden Volker 
schlechthin agieren werden, Indem sie 

seine Kämpfe innerhalb des für die 
Bourgeoisie tragbaren Rahmens hal 

ten (oder zu halten versuchen)..." 

3. Das Informationsgesetz soil den 
Kampf des portugiesischen Volkes 


* in der portuglent 
schen Politik: „Disziplin im bürgerli 
‚chen und sozialen Bereich“, Die woß- 
bürgerliche Zeitung „Frankfurter All- 
gemeine“ schreibt in aller „Offen 
heit”: „Dieallzu zahlreichen Straßen 
demonstrdtionen sollen jetzt drastisch 
eingeschränkt, Fabrikbesetzungen 
und wilde Streiks verhindert werden. 
In der Nachrichtengebung manchmal 
recht leichtfertig (}) gewordene por- 
tugiesische Zeitungen dürften zur Ge- 
nauigkeit (I) und zum Verantwor 
ungsbewußtsein (!} angehalten wer- 


is [aschistisches Pressege: 
in Portugal in dieser Ausgabe) 

Angesichts dieser geplanten Marsch- 

richtung in der portugiesischen Innen: 

politik ist es nichts als Demagogie, 

‚Linksruck“ zu sprechen, 

bürgerliche Presse getan 


gegen den Imperlalismus unterdrücken 
Indem die „Verunglimpfung des Prö 
sidenten der Republik, ausländischer 
Stoanioberhäupter und in Porrugal ak 
kreditierter Diplomaten“ _ verboten 
wird, soll die Enthällung der Ablän- 
Biekeit von der NATO, die zahlreiche 
Stotzpunkte auf portugiesischem Ter- 
Atotlum besitzt, und des Verkaufs 
des Landes an den Imperialismus ver 
hindert werden. 

Damit zielt das neue Informations- 
gesetz auf die Unerärückung aller (re 
&n Presseorgane ab, die bei Verstößen 
Segen das Gesetz mit Geldstrafen bis 
2u°300.000 Escudos (etwa 50.000 
DM) und Publikationsverbot bis zu 
scchzig Tagen rechnen müssen. Eben 
so gefährlich aber kann sich die beab- 
sichtigte „innere Zensur“ in den Pres- 
Acorganen auswirken, die Journalisten 
Zum freiwilligen Verzicht auf die Ver- 
öffentlichung wichtiger Nachrichten 
bewegt. Hier hat die Bourgeoisie wich- 

ie Vorausswtzungen geschaffen für 
den heftigen ideologischen Kampf, 
der bald entbrennen wird, indem sic 
gerade auch die bürgerliche Preue un 
ter Androhung starker Repressalien 
daran hindert, solche Nachrichten zu 
verbreiten, die das Bewußtsein breiter 
Schichten des Volkes von der eigenen 
Situation fördern könnten. Um diese 
innere Zensur" wirksam werden zu 
lünsen, bedarf es der Androhung von 
Ropressalen und der exeniplarlschen 
Demonstration der Bereitschaft, sie 
anzuwenden; so st es sicher auch kein 
Zutall, daß ausgerechnet die respek 
ierlichen bürgerlichen Tageszeitungen 
A Repüblica” und „A Capital” 

&aldstrafen. belegt wurden, weil se 
über eine Demonstration 
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hat; Ds bezeichnet höchstens den 
Standort, von dem die Entwicklung 
in Portugal hierzulande geschen wird, 
wo eine Hand breit neben den offe 
nen Faschisten bereits „linke Ponitio- 
nen“ geschen werden. Nach der Devi 
se: Auf einem dunklen Hintergrund 
leuchtet selbst das kleinste Licht 


Provokation und Tarror 
in den Koloi 


In AK 46 berichteten wir ausführ. 
lich über die politische Situation in 
den Kolonien Guinea-Bissao, Angola 
und Mosambik. Nirgends werden die 
heuchlerischen Worte der portugiesi- 
schen „Friedensregierung“ deutlicher 
entlarvi als gerade in den Kolonien. 

In Guinea-Bissao, das bereits zu 
über dreiviertel befreit ist, und wo die 
Befreiungsbewegung PAIGC Ende '73 
die Unabhängigkeit erklärte, scheint 
sich in nächster Zeit eine Lösung an: 
zubahnen. Die militärische Situation 
ist hier für Portugal aussichtsios, zu- 
dem ist Guinea-Bissao für Portugal 
wirtschaftlich relativ weniger interes- 
sant. Die Frage der strategisch wi 
gen Kapverdischen Inseln ist 
dings weiterhin ungelöst. Die PAIGC 


Verhaftung zweier Soldaten berichtet 
hatten, die ihre Teilnahme an einem 
vorgesehenen militärischen Einsatz ge 
gen den Poststreik verweigert hatten, 

‚„Die faschistische Repression, auf 
diedie Junte und die Provisorische 
Regierung im Falle des Pressegesetzes 
zurückgreifen“, schreibt „O Tempo 
© Modo“, „it ein Zeichen Ihrer 
Schwäche und Verzweiflung ange 
siehts der ungestimen Volkıkämpfe 
und der zunehmenden Unfähigkeit 
des Rerisionismus, ste zurückzuhalten. 
Wenn alle Demokraten und Antife- 
schisten sich erheben, um 
wendung zu verhindern, 0 
eine unüberwindliche Schranke er 
richten, die seine Anwendung verhin 
dern wird." Dabei gilt es jedoch zu be- 
denken, daß die Mehrzahl der Kämp- 
fe,die die portugiesische Arbeiterklas- 
se seit dem 25. April ausgetragen hat, 
spontan war und rein ökonomischen 
Forderungen galt; nur in einzelnen 
Branchen (Druckereien und grafisches 
Gewerbe, chemische und pharmazeu- 
tische Industrie) wurden schon ver 
nehmlich politische Forderungen 
hoben. Eine breite Massenbasis für den 
Kampf gegen das Informationsgesetz 
scheint somit zumindest in der Arbei- 
terklasse gegenwärtig nicht gegeben 
zu win. — So geschen (und das ist 
Eunelon die weht, wei see 

ht der Dinge) ist die Durchietzung 
des (aschistischen Informationsgeset- 
zes und wine zweimalige exemplari- 
sche und erfolgreiche Anwendung 
auch und in erster Linie ein Zeichen 
der Stärke des reaktionären Spinola, 
Regimen, . 
Spanien/Portugal-Kommimion, 
/Grappe Hamburg 


auch der Inseln bereit 


Umso massiver führen die portu- 
giesischen Kolonialtruppen im Ver- 
‚cin mit dem faschistisch und rassl- 
stisch verhetzten weißen Siedlermob 
‚den Kampf gegen die Befreiungsbe- 
wegungen und die schwarze Bevölke- 
rung in Angola und Mosambik, (Es 
soll hier nicht von der offenbar ver- 
breiteten Ablehnung des Krieges 
durch. portugiesische Kolonialsolda- 
ten, sondern von den Absichten und 
Befehlen der portugiesischen Regie- 
rung die Rede sein, die ja erst in An- 
sitzen aktiv boykoltiert werden) 


Mosambit 


Et Portugiesische Soldaten er- 
schießen fünf afrikanische Arbeiter 
und verletzen viele andere, weil die 
sich auf dem Heimweg aus südafrik; 
nischen Bergwerken nach Mosambi 
angeblich weigerten, eine Gepäckkon- 
trolle über sich ergehien zu lassen. 
26.6.: Faschistische Bombenleger wol- 
Icn den Führer der „Demokraten von 
Mosambik“, Pereira Leite, durch eine 
Handgranate umbringen. Die Granate 
Iöste sich jedoch ‚kurz vor der Explo- 
ion aus der Halterung, unter dem 
Pkw von Leite, so daß dieser dem 
Anschlag entgeht. Liberale Journal 
sten werden nachts überfallen, ve 
schiedene Redaktionen wie Politiker 
erhalten täglich anonyme Drohungen. 
Kurz darauf macht eine faschistische 
Terrororganisation („Bewalfnete Be- 
wegung zur Verteidigung von Mosam- 
bik“) einen Feuerüberfall auf die Uni- 
versität von Lourenco Marques. Aus 
schnell vorbeifahrenden Wagen wurde 
in die Mensa geschossen und eine 
Frelimo-Fahne sowie Wandplakate 
der Frelimo zerfetzt. Dieser Terror 
der weißen Faschisten gegen weiße 
Liberale und Demokraten soll die Op- 
position jn den „eigenen“ Reihen 
mundtot machen, einschüchtern und 
exemplarisch „bestrafen“: die eben 
genannte faschistische Terrororgank- 
sation erklärte in einem Flugblatt 
nach der Beschießung der Mensa, daß 
sie „alle Linken richten und exeku- 
„tieren will, die Verrat am Volk (1!) 
von Mosambik begehen“. („Süddt. 


wegen „mi Ier 
Stecken mit Sicherheit 
nannten Terroraktionen. 
27.6.: Die Johannesburger Zeitung 
„Sunday Times“ berichtet über bisher 
geheimgehaltene Truppenverstärkun- 
gen der Portugiesen. 30 Kampfflug- 
zeuge wurden im Hafen von Mosam- 
bik ausgeladen, 20 Piloten und War- 
tungspersonal trafen ein. Kommando- 
truppen, (GpezlaFKikerzup) :n) und 
andere Verstärkungen für die portu- 
giesische Armee wurden eingeflogen. 
As FO 
andere Verstärkungen für die portu- 
giesische Armee wurden eingeflogen, 
4.7.: Portugiesische Polizei schießt in 
eine Demonstration mehrerer tausend 
‚Afrikaner in Lourenco Marques. Dies 
war eine Demonstration von Arbeits- 
losen, die nichts weiter forderten als 
die Möglichkeit zu arbeiten. 
16.7.: Der einflußreiche mosambika- 
nische Bankier Jorge Jardim (der of- 
fenbar eine Unabhängigkeit Mosam- 


ter den ge- 


hat das Ziel, die Verbindung mit. 
nationalen Kräften in der ganzen 


Meinung 
Nur aus einer schten Diskussion. 
Solidarität erwachsen. 


biks nach rhodesischem Vorbild an- 
strebt) stellte eine 1.000-Mann-Tru; 
Bi ai, die auf, die G 

ila_Pery marschiert 
der Grenze zu Rhodesien) Ü 
massivem Beschuß der Frelimo-Ein- 
heiten. 


" 
stellt, die an ausführlicher Bericht 
stattüng ohnehin kein Interesse h3 
Zudem herrscht über den Portugiesi- 
schen Kolonien faktisch Nachrichten 


re, 

Diese faschistischen Attentate und 
militärischen Ausschreitungen weißer 
Siedler sind auch als Reaktion auf die 


Erfolge der Befrelungsorganisation 
Frelimo zu sehen. Die Frelimo hat in 
den letzten Wochen ihre Positionen 
weiter verbessern können. Durch stän- 
dige Sprengungen der Eisenbahnver- 
bindungen nach Rhodesien ist der 
Warenvorkehr weitgehend zum Erlie- 
gen gekommen. Die Frelimo konnte 
Ihre Positionen in Nord- und Zentral 
Mosambik festigen und ist auf ihrem 
„Marsch nach Süden“ bereits in In- 
haminga (180 km nördlich der wich- 
tigen Hafenstadt Beira) angelangt. Die 
Reaktionäre Mosambiks wehren sich 
zwar mit wachsendem Terror gegen 
das Vordringen der Befreiungsbewe- 
gung — sie haben Jedoch langfristig 
keine Chance gegen einen Kampf, den 
das ganze Volk unterstützt. Die Nie- 
derlage der größten Militärmacht der 
Welt, der USA, in Vietnam hat den 
unbesiegbaren ‚Charakter des Volks- 
krieges deutlich gemacht! 


Angola: 


Die spärlichen Informationen, die 
die bürgerliche Presse über die Situa- 
sbringt, zeugen 
ken 
der weißen Siedler gegen die afrikani- 
sche Bevölkerung. Mitte Juli brachten 
Weiße sieben Menschen um, minde- 
stens drei davon sollen Afrikaner ge- 
wesen sein. Die näheren Ums 
sind uns leider nicht bekannt. 
geblich hat die Ermordung eines wei- 
en Taxifahrers — eine Provokation? 
— die militanten weißen Faschisten 
auf den Plan gerufen.) Daraufhin wur 
de (offenbar von der Befreiungsbewe- 
‚gung MPLA) zu einem Generalstreik 
aufgerufen. Gegen eine Demonstrati- 
on von 20.000 Afrikanern, die den 
Ermordeten das letzte Geleit geben 
wollten, (und die die Hymne der 
MPLA sangen) stellte sich ein riesiges. 
Aufgebot Truppen. 
Bei dieser Konfrontation wurden 
‚nach Polizeiangaben zwölf Menschen 
getötet, Die Zahl der Toten soll sich 
‚nach Aussagen des Armeckomandos 
von Angola inzwischen (19.7.) auf 41 
erhöht haben. 

Staatspräsident Spinola kündigte 
heuchlerisch eine „Untersuchung der 
Rassenunruhen“ in Luanda (Haupt- 
stadt Angolas) an. Der ehemalige Gui- 
nes-Bissao-Oberbefehlshaber spielt 
sich zum „Richter zwischen den Fron- 


Fron- 


ten” auf, 

‚Aber: „Das afrikanische Volk weiß 
sehr wohl, daß die Schlange, auch 
wenn sie ihre Haut wechselt, immer 
eine Schlange bleibt“ (Amilcar Cabral 
— von den Imperialisten ermordeter 
Führer der Belrelungsbewegung von 
Guines-Bissao). . 

-Kommision, 


Spanien/Portugal- 
KB/Gruppe Hamburg 


den kommunistischen und fortschrittlichen 
‚Weit zu stärken. Deshalb besteht ein großer 
Teil der Zeitung aus Texten ausländischer Organisationen und Gruppen. Wir 
haben die Artikel nicht nach dem Prinzip ausgewählt, daß sio unsere 
wiedergeben und unsere Politik bestätigen sollen, sondern wir wol- 

en versuchen, ein objektiven Bild der Klassonkämpfe in der Welt zu geben. 
politischer Anschauungen und dem Aus- 

tausch von Erfahrungen kann dauerhafte und wirkungsvolle internationale 


die INTERNATIONALE erscheint sechmwöchentlich 
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Reisebericht aus Portugal 


Die Übernschung beginnt, sobald 
man die Grenze hinter sich hat: 
Schon im ersten portugiesischen Dorf 
stehen an den Mauern antifaschisti- 
sche und revolutionäre Parolen. Wir 
stellen später fest, daß diese Mauer- 
propaganda im ganzen Land zu fin- 
den it 
Es handelt sich meistens um Pa- 
rolen der revolutionären Organisation 
MIRPP. Sie lauten „Nieder mit dem 
Fuschlemus”, „Es lebe der antifascht- 
stische Kampf dei Volker", „Schluß 
mit dem Kolonlalkrieg” und ühnlich. 
Es handelt sich fast immer um Paro- 
en, die vor dem Putsch gemalt wor- 
den sind, denn seit dem Putsch, seit 
5 legale’ Mittel der Agitation und 
Propaganda gibt, wird kaum noch ge- 
malt. Man findet auch die Streikfor- 
derungen der Arbeiterkomitees auf 
brikmauern gemalt 
lindestlohn von 6.000 Escudos“ 
(600 DM), „40-Stunden-Woche”, „4 
Wochen Urlaub mit 100 % Urlaubr- 
geld”, „Gleicher Lohn für gleiche Ar- 
„Abschaffung der Überstun- 
"Abschaffung der Akkordar- 


Dazu „Entlassung der faschisti- 
schen Elemente aus der Betriebslei- 
tung” (es folgen Namen) und „Wie- 
dereinstellung der Kollegen, die 
beim letzten Streik (vor dem Putsch) 
entlassen wurden”, 

Man findet auch die Parole „Ein 

/olk wird niemals besiegt 
‚ie die Junta beim Putsch 
a n hat. Sie wurde kurz nact 
em Putsch eine zeitlang masaiv pro- 
pagiert 

Heute spricht in der Bevölkerung 
kaum noch jemand von dieser Parole. 
Zu deutlich ist in den Streiks der 
Landarbeiter, der Fischer und der 
Industiearbiter geworden, „daß 
nicht „ein einiges Volk” im Sinne 
der Junta die Garantie für Demokra- 
tie und Verbesserung des Lebensni- 
veaus ist, sondern daß man dafür 
kimpfen muß, 

jur eine Partei gibt es noch, die 
immer noch diesen Ladenhüter der, 
Klassenversöhnungsideologie_propa- 
giert: die revisionistische PCP mit 
Ihrem „Minister ohne Geschäftsbe- 
reich” Cunhal an der Spitze. 

In Lissabon gehen wir zuerst zur 
Hauptpost. Vor dem Gebäude steht 
eine Traube von Menschen, heftige 
Diskussionen zwischen Postiern und 
anderen Menschen, Vor den Eingin- 


m Streikposten mit toten, 
Sen. Wir leven die Fiugblätter, die 
überall angeklebt sind. Darin wird der 
Bevölkerung erklärt, warım der 
Streik notwendig ist und an ihre Soll- 
darität appelliert. Außerdem wird 
darauf verwiesen, daß die Postler 
auch dafür streiken, den Postdienst 
zu verbessern. Ansonsten sind die 
Forderungen der Postler dieselben 
wie die der Industriearbeiter. Der 
Streik wird geschlossen durchgeführt, 
Streikbrecher gibt es nicht. 

Nach einigen Tagen ist de 
vorläufig beendet. Die provisorische 
Regierung hat gleichzeitig die For- 


Nach einigen T; 
vorläufig beendet. Die provisorische 
Regierung hat gleichzeitig die For- 
derungen zu etwa SO % erfüllt und 
mit dem Einsatz von Militär gedroht, 
wenn der Streik nicht unverzüglich 
beendet wird. Das Streikkomitee er- 
klärt, der Streik werde unterbrochen, 
um sich auf die neue Situation ein- 
zustellen, aber nicht abgebrochen. 
Man dürfe sich jetzt, wo man mehr 


Schallplatte 

‚einer Hamburger 
Agit-Prop-Gruppe: 

mit 4 Agitatlonsliedern 


Einmal Faschismus, das reicht! 


erscheint In den nächsten Tagen 
Preis DM 5,- zuzügl, Porto. 


der Streik F'wleder 


Üst der Streik T wieder 


erreicht habe, als der Masse der Ar- 
beiter zugestanden worden sei, nicht 
isolieren. £ 

In westdeutschen Zeitungen lesen 
wir erstaunt, der Streik sei abgebro- 
chen worden, weil die Bevölkerung 
keinerlei Verständnis für die Forde- 
rungen der Postler gehabt habe. In 
portugiesischen Zeitungen findet man 
natürlich nichts dergleichen, die Lüge 
wäre zu offensichtlich. 

Bei einer Fahrt nach Barreiro, 
‚einem Industrievorort, der Lissabon 
fegznüberligt, Oinden wir an einem 

ostamt einen Zettel angeklebt, auf 
dem steht: „Sofortiger Abbruch des 
Streiks! Nehmt die Verhandlungen 
wieder auf!” Er hat auch eihe Unter- 
schrift: Kommunistische Partei Portu- 
als. Wir sprechen später mit Genos- 
sen von MRPP darüber, die uns er- 
zählen, daß man solche di 
;ßeren Postämtern ni 
ann, weil. die Revisionisten, die sie 
leben wollten, von den aufgebrach- 
ten Postlern verprügelt wurden. 

In einer Kneipe treffen wir Genot- 

sen von MRPP, die ihre Zeitung 


„Luta Popular” verkaufen. Ein Ge-, eher die Regel, 


hosse bleibt bei uns, um mit uns zu 
diskutieren. Wir erfahren, daß er 
zur Zeit seinen dreijährigen Wehr- 
dienst ableistet. Weil er Abitur hat, 
wurde er sofort Offizier. Zur MRPP 
kam er in der Armes, wo er in der 
RPAC mitarbeitet. RPAC ist die Ab- 
‚kürzung von,„Widerstandsbewegung, 
des Volkes gegen den Kolonlalismus“ 
sine demokrtische Organisation, dit 
seit vier Jahren von MRPP in der 
Armee aufgebaut wird. Heute kann 
die RPAC sogar Versammlungen in 
den Kasernen durchsetzen. Wie das 
möglich ist, schildert uns der Genos- 
se: „Wir haben gerade gestern eine 
Versammlung in meiner Kaserne 
durchgeführt, die das Ziel hatte, den 
Widerstand gegen die weitere Verle- 
gung von Truppen nach Afrika zu 
Organisieren. 

Als die Versammlung. beginnen 
sollte, erschienen zwei höhere Offl- 
zlere, die als Faschisten bekannt 
Sind. Sie dachten, wir würden es in 


daß diese „. 

‚gebrochen wird, andernfalls würden 
de Anwennden zu Gefängnls ver. 
rei, Alı such dar nicht hal, no- 


- 

Am nächsten Morgen wurden alle 
Teilnehmer der Versammlung von der 
Militärpolizei verhaftet und ins Mill 
tärgefängnis gebracht. Die Nachricht 
davon verbreitete sich schnell in der 
Kaserne und sämtliche Soldaten und 
viele Offiziere selten jeglichen Dienst 
ein. Ein Sprecher wurde zum Kom- 
mandanten geschickt und teilte ihm 
mit, der Dienst werde erst wieder 

‚fgenommen, wenn alle Verhafteten 

7 frei seien. 
wenigen Stunden hatten wir 


tiseriummen, wenn une rermajseren 
seien. 
wenigen Stunden hatten wir 


aeg" 

fr fragten ihn, wieso es dann 
sei, daß Junta und Regierung 

Militär gegen streikende Arbeiter ein- 

setzen. Er bestritt diese Möglichkeit 

entschieden. Es habe auch noch ke 

nen solchen Fall gegeben. 

Es sei ledi zweimal, beim 
Hafenarbeiter- und beim Poststreik 
damit gedroht worden, Soldaten als 
Streikbrecher einzusetzen, das sei je- 
doch auf starken Widerstand in der 
Armee gestoßen. Natürlich gebe es 
„zuverlässige” Eliteeinheiten, die 
ieien jedoch weitgehend in den Kolo- 
nien eingesetzt, da auch dort Befehls- 
verweigerungen immer mehr um sich 
griffen. In Mozambique z. B. weigere, 
sich eine ganze Garnison seit Mona- 
ten, sich an Kampfhandlungen gegen 
die Frelimo zu beteiligen. 

Wir erfahren später, daß zwei Of- 
fiziere in Lissabon verhaftet wurden, 
weil sie in ihrer Kaserne Agitation 
Eee Sreikbescherindtze Such das 

‚gemacht haben, Gegen 
‚and eine Demonstration 


erhielten deswe 
Zensurgeseiz rafen, 
Als wir in Lisabon wo 
das neue Zensurgesetz noch 
Kraft. Wir konnten feststellen, daß os 
zumindest zu diesem Zeitpunkt in 
Portugal die freieste Preise Westeuro- 


2 
E wurde ausführlich über jeden 
‚Streik, jede Demonstration, 
‚sammlung berichtet, ohne 
Demagogie. Eine Ausnahme 
Fe ea „AN 
in ‚die „PCP” nicht nur rogelmi- 
‚Big Kübel von Dreck über die „Mao- 
‚isten” ausgleßt, sondern auch in zu- 
‚nehmendem Maße die kämpfenden 
‚Arbeiter beschimpfü. 

‚Es gibt keine einzige Zeitung, die 
smamnse 
gesamte Spektrum vom erwähn! 
revisionistischen „Avanı 
‚konservativon „O Capital! 


bis zum 
Alle Zei 
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tungen weisen eine Informationsbrei- 
te auf, wie wir sie von westdeutschen 
Zeitungen nicht kennen. 

Wir hatten noch nie vorher gese- 
hen, daß so viele Menschen - wenn 
auch vorerst wesentlich die Kreise der 
kleinbürgerlichen Großstadtbevölke- 
rung, wie Intellektuelle, Beamte, Stu- 
denten etc, - so interessiert die 
Zeitung lesen und diakuti 
nachmittags die Abend: 
scheinen, stürzen sich 
auf die Zeitungsverklufer. Die Men- 
schen sind nach all diesen Jahren des 
Faschismus und der Meinung und 
Nachrichtenunterdrlckung ausgehun- 
gert nach Information. 

In Teilen der Arbeiterklasse und 
vor allem bei der Landbevölkerung 
dagegen spielen diese Tageszeitungen 
Mur eine geringe Rolle. Einmal dürft 
die Analphabetenziffer mindestens 

n, und zum anderen 
roletarier und die ar- 
men Bauern, deren Löhne unter dem 
Existenzminimum liegen, die 2.50 
„Escudos (25 Pf.) täglich, die die 
Zeitung kostet, nicht aufbringen. 
Denn nach wie vor sind sogar in 
Industriebetrieben auf dem Land die 
Löhne unter 2000 Esc. (200 DM) 

is die Ausnahme. 

Hier liegt auch der Grund, warum 
gegen die Pressezensur gegenwär- 
tg sicherlich keine Massenbewegung 
innerhalb der Arbeiterklasse zu ent- 
wickeln. ist. Einstweilen sind es erst 
die qualifiziertesten Arbeiter, die 
Druckarbeiter und dieChemiearbeiter, 
die auch bereits die längste Streiker- 
fahrung haben, die beginnen, Angriffe 
auf die Pressefreiheit als Angriffe auf 
die Arbeiterklasse zu verstehen. 

Es gibt eine Reihe von Zeilu 
linker Organisationen, die über 
Zeitungshandel_ vertrieben werden. 
Dabei handelt es sich meistens um 
monatlich oder ti erscheinende 

itungen. trotzkistischer Grup 
Ser er drei Mir,Parteien". Wir 
konnten jedoch nie Genossen dieser 

isationen treffen. 

"Die Genossen von MRPP verkaufen 
ihre 100 000 Exemplare von „Luta 
Popular” ausschließlich selbst.“ Ein- 
mal, um den Preis so niedrig wie 
‘h zu halten (1 Esc.), haupt- 
h aber, um die politische Ar-, 
beit. mit der Zeitung breit entfalten 
zu können. Von Angriffen der Fa- 
schisten auf ihre Zeil fer 
berichteten sie uns nichts, da die Fa- 
schistenoı 


Knüppeli 
len und ihnen die Zeitungen weg- 
‚nehmen. 

Ein solcher Überfall ereignete sich 

‚de in Barreiro, wo empörte Ar- 
Beiter ale Genossen schützten. 

Die für die Stärke der 
demokrat ,  antifaschistischen. 
Bewegung, die heute in Portugal im 
ganzen Volk ständig an Breite ge- 
winnt, ließen sich noch lange fort- 
setzen. Es ist eine Bewegung, die 
nicht nur, in den Zentren stark ist, 


Winnt, ließen sich nocn ange tort- 
seizen. Es it eins Bewegung, die 
nicht nur in den Zentren stark ist, 
sondern sich auf das ganze Land er- 
‚streckt, an den Universitäten, wie in 
‚den Betrieben, in der Armee wie un- 
ter den Kleinbauern und Landarbei- 
tern. 

Dennoch ist es eine spontane Be- 
wegung. Sie ist nicht in der Lage, 
das kapitalistische System zu stür- 
zen, und es muß sich erst noch zei 
gen, ob sie die demokratischen Errun- 
genichaften wirklich verteidigen 


Es ist auch eine entscheidende 
Frage, ob es den fortschrittlichen 
Kräften weiterhin gelingt, » wir 
kungsvoll, wie es wärtig den 
Anschein hat, den Einfluß reformisti- 
scher und revisionistischer Ideen auf 
‚die Arbeiterklasse und das Landpro- 
etarlat zu verhindern. 

Gegenwärtig kann man festst 
len, daß die Kämpfe zwar mi 2 
Intensität geführt werden, aber sie 
sind voneinander iliert- 

kommunistische 
impfe anleiten und 


Es gibt, keine 
Partel, die die 
den ausgebeuteten und unterdrück- 
ten Massen den Weg zum Sozialitmus. 
zeigen könnte. 
Auch die Genomen von MRPP 
sind sich darüber im klaren. Obwohl 
diese ion von allen Or 
iationen der Linken (die PCR einge- 
schlossen) sicherlich die ein 
Sie Jahrelang konsequent den Kamp! 
F s und Kolonil 
gehn hat und führt, obwohl sie 
Sr unschätzbare Erfahrungen Im 
Klassenkampf verfügt, und 
sie eine Zeitung hat, die massenhaft 
{m Volk verbreitet it, hält sie sich 
selbst noch nicht für diese Partei. 
MRPP heißt „Bewegung für den 
‚Partei des Proieie- 


Wiederaufbau 
iais”, und wenn auch diese Öenossen 
sehr tief in den Kämpfen des 
ınats stehen, sind sie doch der 
Ansicht, daß sie die Aufgaben der 
Kommunistischen Partei noch nicht 
leisten können. . 
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AUSDRUCK 
DER BESCHLEUNIGTEN 
FASCHISIERUNG 


‚ng und schwerer Kör- 
wurde die Antifaschk 
feld am 9 


„Wegen Nörh 
Perg 


Juli vom 


jantsanwalt h 
verlangt, 

Das. „Verbrechen“ von Frau Klars- 
feld: "sie hatte durch. verschiedene 


reiche faschistische Massenmörder un- 
und, frei herumlaufen. 
‚worden war vor allem ein 
ılscher Entführungsversuch an 
Lischka im 


‚mbol 

‚m Faschisten. 
März 1971, 
Lischka war Gestapo-Chef_im be- 


setzten Paris. In dieser Funktion 
ist er, außer zahlreichen Verbrechen 
am französischen Volk, auch für die 


Verschleppung von mehr als 100.000 
Juden in Todeslager verantwortlich. 

Zu Lischkas krimineller „Karriere” 
jehört außerdem eine“ Tätigkeit 
1939) au Gestapo.chet in Köln und 
dann als Vorgänger Eichmanns im s0- 
‚genannten „Judenreferat des Reichs 
Sicherungshäuptamts” - eine Pl 
nungs-Zentrale des Massenmords. 

Wie im Prozeß gogen Beate Klars- 
feld unter anderem zur Sprache kam, 
hat sich Lischka besonders eifrig für 

Masendeportationen jüdischer 
Franzosen eingesetzt und sich über 
die npöllig unversändliche pro-dt 
sche" Haltung” der italienischen Fa- 
schisten (in der von ihnen besetzten 


kleinen Zone Südfrankreichs) be- 
schwert 
Bereits 1950 wurde Lischka in 


Frankreich zu lebenslänglicher Haft 


Wieder barbarische Strafen 
gegen “RAF’-Genossan 


Ein Westberliner Gericht hat im Juni 
Im Einzelnen handelt es sich um 
OR En vu van 
(unter Einbeziehung ‚einer frühe- 
ren Strafe von sechs Jahren) 
12 Jahre gegen Monika Berberich 
10 Jahre gegen Brigitte Asdonk 
10 Jahre gegen Eric Grusdat 
en 
7 Jahre gegen Irene Goergens (un- 
ter Einbeziehung einer früheren 
‚Strafe von vier Jahren) 


Diese Urteile schließen sich an die 
bisher gegen „RAF"-Genossen, ver- 
hängten an: 12 Jahre gegen Horst 
Mahler, 10Jahre gegen Werner Hoppe, 
und Heinrich Jansen . ... (eine ziem- 
lich vollständige Übersicht über die 


vonfstandige Obersscht über ne 
bisherigen Urteile findet sich in AK 
40,5. 27). 

Den jetzt verurteilten Genossen 
wurden vor allem drei Banküberfälle 
im September 1970 angelastet. Be- 
weise für diese Behauptung hatte 
das Gericht in Wahrheit keine, son- 
dern nur die Aussagen einer Figur 
wie Ruhland, kompromitierter „Kron- 


zeuge” gegen fast, alle, „RAF"Ge- 
nossen, ein von der Polizei mank- 
pulicrter notorischer Lügner. 

Gegen die Genossinnen Asdonk 

und Berberich, die besonders schwere 
Urteile bekamen, mußte selbst das 
Gericht die Beteiligung an den Bank- 
einbrüchen. als. „unbewiesen” aner- 
kennen. Hier half sich das Gericht 
mit einem Trick, der schon gegen 
Horst Mahler angewendet wurde: 
‚Wir können zwar die Beteiligung 
icht beweisen. Da aber die Angeklag- 
ten zu den a) Bandenmitglie- 
dern zählen, waren sie sicher auch 
beim Banküberfall dabei... 


Sieht man von den unbe- 
wiesenen Bankeinbrüchen ab, so bleibt 
als Kern der Anklage und der Urteile, 
daß essich um Revolutionäre handelt, 
die man im Interesse des Kapitalis- 
mus mit aller Härte unterdrücken 


muß: „. . . die sechs Angeklagten 
hätten zu einer Bande gebört, deren 
sich als Revolutionäre be- 

achtet hätten. Sie hätten durch 
Gewaltaktionen die herrschende Ge- 
ordnung erschättern wol- 

ken . . ." (Aus der Urteilsbegründung 
laut‘ „Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung" vom 29,6.74). . 


Zwangsgeld bis zu 300 Mark angedroht. 


Leserbrief zum Artikel „Klassenjustiz gegen kommunistische 


‚Öffentlichkeitsarbeit” in AK 45 


Zum Artikel, „Klassenjustiz gegen 
kommunistische” Öffentli 

beit” in AK 45 will ich eine Ergän- 
zung machen, was die Oldenburger 
Situation betrifft. Wir (die Olden 
burger KB-Gruppe) hatten eine Ver- 
anstaltung am 1. Mai sowie weitere 
Veranstaltungen, Kundgebungen und 
Demonstration im Mai 74. Dafür 
hatten wir u.a. bei der Behörde be- 
antragt, Plakalschilder im gesamten 
Stadtgebiet aufzustellen. Zuerst er- 
hielten wir, mündlich die Zusage, 
das ab 1. Mai = dem Beginn des 
iniedersächsischen Wahlkampfs — 
‚durchführen au können. Die Plakat- 
werbung stellte eine Verkehrsgefähr 
‚dung wegen Sichtablenkung usw. dar 
und sei deshalb nach Straßenverkehrs- 


Grimme verbauen, Nur dei den 
Wanlen gebe e Eines Ru 

erlamen er Landestegierung eine 
Ausnahme. Dann darf der Verkehr 
Iso „gefährder” werden! Und zudem 
gi di Ausnahme — wie es dann 
I der schritnichen Mittelung der 
Behörde in Bezug auf di und- 
ertaß hieß nur fr de „polls 


Farin" Al nicht r den KB 
tatıdesien wurde uns Im Schreiben 
‚des Amtes empfohlen (als ob wir ein 
kapitalkräftigen Unternehmen w 

ven!); „Die Aufstellung der Stell 
afeln wi nur den polituchen Purteien 
vorbehalten. Sie missen sich wei 
‚der Werbung mit der Firma Schiff: 


mann & Co. KG . . , in Verbinduny 
setzen. Diese Firma führt vertraglic 
die kommunale Außenwerbung an 
Litfaßsdulen usw, durch,” Fürwahr, 
gleiches Recht für alle! Übrigens 
\raf es den KBW genauso. Sollte man 
sich dieser „demokratischen Spiel- 
regel” unterwerfen? 


Mit Datum vom 31.5, erhielten wır 
dann folgendes Schreiben 


„Beiz,: Unerlaubte Plakatwerbung. 
Sehr geehrter Herr Piepgras! 
Mir Schreiben vom 17. Mai 1974 


wurde Ihnen njchg gestattet, für ihre 
Kundgebung” Plakarwerbung zu be 
treiben, Wie jetzt festzustellen Ist, 


haben Sie in rücksichtsloser Weise 
Plakatwerbung betrieben und dabei 
auch öffentliche Einrichtungen nicht 
verschont. So wurden fon aan 
Fahrgastunterstände, ‚lrkästen 
der EWR uns. mit Plakaten beklebt. 

‚Sie werden hiermit aufgefordert, die 
Plakate unverzüglich wieder zu ent 
fernen, Als letzter Termin wird ihnen 
Hier 4 Juni 1974 aufsepeben. Gleich: 
Helg wird Ihnen hiermit für den Fall 
der "unerlaubten. Wiederholung ein 
Zwangıgeld bis zu 300,- DM ange, 
droht,“ . 


DEMOKRATIE 
ALA BOURG 


Ein Okdenbus 


oisıE ! 


Klarsfeld-Prozeß 


was er für 
der 
BRD aber erfreut er sich ungeschoren 
seiner Freiheit 

Ein Abkommen zwischen der 
BRD und Frankreich von 197] könn- 
te eine Aburtellung Lischkas in der 
BRD ermöglichen wovon man 
sich angesichts der herrschenden pro- 
faschistischen Praxis westdeutscher 
Gerichte allerdings auch kaum viel 
versprechen darf. Jedenfalls blieb die- 
se Frage bisher sowieso nur Iheor 
tisch, well der Vertrag von 1971 bis 
heute noch nicht vom Buhdestag ra- 
fiziert ist, also immer noch nicht 
in Kraft getreten 

Im Auswärtigen Ausschuß des 
Bundestages, in dem die Ratifizierung 
des Vertrages seit drei Jahren erfolg- 
reich blockiert wird, ist ausgerechnet 
der FDP-Abgeordnete Achenbach , 
selbst alter Faschist, „Berichterst 
ter”. Und dieses Schwein erklärte 
frech: „Solange ich da bin, wird die 
Konvention nicht gebilligt", „Ein- 
mal muß Schluß sein”, „Wir fordern 
eine Generalamnestie (für faschisti- 
sche Massenmörder - Anm. AK) 
Jawohl, aus humanitären (!) und 
christlichen Gründen!” („Frankfurter 
Rundschau”, 1.7.74) 

Achenbach war 1940-43 Leiter 
der sogenannten „Politischen Abtei 
lung” der deutschen Botschaft im be- 
setzten Paris, also wohl ein guter Be- 
kannter Lischkas und Mitarbeiter der 
Gestapo. Achenbach ist außerdem 
nach dem Krieg als Verteidiger in 
Prozessen gegen faschistische Ver- 
brecher aufgetreten. So für den der 
Beihilfe zum Mord in über 360 000 
Fällen angeklagten Horst Wagner 
(sp. Meldung an anderer Stele dieses 
AK). 

Das alles ist natürlich kein bloßer 
„Fall Achenbach”, zu dem ihn jetzt 


mehr oder weniger wohlmeinende 
Liberale (Jungdemokraten u.a.) ver- 
harmlosen möchten. sondern kenn- 


zeichnet diesen Staat, wo solche 
schistischen Komplizenschaften möj 
lich sind. 

Der „Klarsfeld-Prozeß” zeigt da- 
rüber hinaus noch etwas: mit wel- 
cher Leichtigkeit sich nämlich die 
deutsche Bourgeoisie im arroganten 
Hochgefühl ihrer wiedergewonnenen 
Stärke heute über die „internationa- 
ie Meinung” hinwegseizt. Man be- 
denke nur, daß sich das israelische 
Parlament mit einer Resolution ein- 
ümmig für Frau Klarteld einsetzte, 
daß auch der französische Staatsprä- 
sident Giscard d’ Estaing in diesem 
Sinn eingriff. Solche Interventionen 
hätten in früheren Jahren die deut- 
sche Bourgeoisie mit Sicherheit in 
ihrer Haltung beeinflußt. Heute aber 
wird die Faschisierung der BRD be- 
wußt und provozierend zur Schau ge- 
stellt. So wurde denn nur zynisch 
erklärt, die westdeutsche Justiz sei 


schließlich „unabhängig 

Die „Frankfurter Allgemeine" be- 
zeichnete die Stellungnahme Giscard 
#° Estaing's schon ganz im Herren- 
menschen-Ton als „Seltsame Inter- 
vention”.,, „Man sähe den französt 
schen Präildenten, der bei uns hohes 
Ansehen und viel Sympathie genießt, 
lieber nicht in diesen, Kriminal 
fall „ (11) intervenieren,” („FAs 
2.7.74) 

Die „FAZ" leistete sich darüber 
hinaus elnen waschecht faschistischen 
Beitrag, in dem Frau Klarsfeld als 
Geisteskranke beschimpft wurde. Sie 
sei „nur eine zu krankhaften Erichel 


ten vor und schlugen mehrere von 
ihnen zu Boden. Auch Jean-Pierre 
Bloch, Präsident der ‚Internationalen 
Liga gegen Rassismus und Antisomi- 
tismus' wurde geschlagen, was etwa 


den „Kölner Stadtanzeiger” vom 
3.7.74 zu der zynischen Umschrei- 
bung veranlaßte, Bloch sei „mit 


‚körperlicher 
mahnı worden 
An einem der nlichsten Tape wur- 
von Justizbeamten erneut auf 
antifaschistische Zeugen der Vertei 
digung eingeschlagen, als diese das 
Gericht KZ-Kleidung. betreten 
wollten hm dien zum 


walt zur Ruhe er. 


Solidaritätsbekundungen für Beste 


mungsformen des politischen Aktio- 
nismus neiende Berufsdemonstran- 
tin”. Irgendetwas würde Beate Klars- 
feld „nachgerade krankhaft (1) dazu 
zwingen, wie ein alttestamentarischer 
Racheengel (!!!) allüberall NS-Ver- 
brecher aufzuspüren, um, Tribunale 
veranstalten zu können.” „Lischka 
scheint ihr ‚kleiner Eichmann' gewor- 
den zu sein; ein Syndrom (!), von 
dem sie sich seit Jahren nicht mehr 
befreien kann” (Lothar Bewerunge 
in der „FAZ” vom 26.6.74) 
Die”Bestrafung faschistischer Kri- 
mineller wird hier nachgerade als 
eine Macke diffamiert, für die der 
Psychiater zuständig ist (das Gericht 
208 tatsächlich einen zu Rate, einen 
Professor Bresser), Normal” im 
Sinn von „FAZ” und”Co. ist dage- 
sen, offenbar „Toleranz und Liberali- 
ät“ („FAZ vom 26.6.74) gegenüber 
‚den "Taschistischen Massenmördern. 
Während des Prozesses kam es zu 
einem Zwischenfall, der obenfals den 


standskämpfer auf den Zuschauer- 
bänken „Nazi-Mörder” zu rufen und 
sangen "die französische National- 
hymne. Justizbeamte gingen darauf- 
hin brutal gegen die alten Antifaschis- 


Klarsfeld auf dem Weg zum Gericht 


Anlaß, um die ‚Öffentlichkeit” vom 
Prozeß auszuschließen, einschließlich 
der vertretenen Journalisten. 


Auch dies beleuchtet noch ein- 
mal, wie wenig trotz der internatio- 
nalen. Beachtung, die dieser Prozeß 
fand, auf die Wahrung äußerer „de- 
mokratischer" Formen gelegt würde, 


Als Kommunisten schließen. wir 
uns sicher nicht der liberalen Klage 
an, daß dieser Prozeß „dem deut- 
schen Anschen international gescha- 
det” habe und. was dergleichen 
Schmerzen mehr sind. Wir sagen im 
Gegenteil, daß es ausgezeichnet ist, 
wenn diesem „deutschen Ansehen” 
der Lüge vom "gewandelten Deutsch. 
land”, gründlich geschadet wird, und 
wenn’ möglichst vielen Demokraten 
auch im Ausland klar gemacht wird, 
wohin der deutsche Imperialismus 
wieder einmal die Dinge zu treiben - 
versucht. 


Es bleibt aber festzuhalten, daß 
in der kaltschnäuzigen und arrogan- 
ten Ignorierung dieser ‚internationa- 
len Meinung’ durch die westdeutsche 
Bourgeoisie das beschleunigte Tem- 
Po der Faschisierung zum Ausdruck 

'mmt, die auch nach außen zuneh- 
mend frecher und anmaßender auf, 
tritt, 


Kriegsverbrecher in der BRD — 


Kriegsverbrecher 
als ältere Herrschaften mit Zipper- 
kein und Leberieiden an, denen man 
doch eine Gefängnisstrafe schon gar 
nicht zumuten darf. 

Dieser Staat, der den millionen- 


bestehende Ausbeuts 


ruch, _sondi 

m im der teidigung ph 
talismus ist dieser Staat nichts anderes 
als die Fortsetzung des Faschismus 
mit „demokratischen” Mitteln. 


1. „Fall Erren” 


Gerhard Erren, heute 73, war 
während des Krieges Gebietskommis- 
ar in Sionim (Weißruthenien/Sow- 
jetunion), 7000 jüdische Kinder, 
Frauen und Männer ließ er ermor 
den. Zur Ermordung von 8000, wei 
teren Juden leistete er „Beihilfe". 

Seine Devise: „Das Judentum in 
meinem Bereich wird bis auf die 
Facharbeiter ausge: 


All dies wurde vom Gericht aner- 
kannt. Erren wurde am 24. Juni 74 
zu lebenslänglicher Hafı verurteilt 
Er konnte danach jedoch das Gericht 
als freier Mann verlassen, obwohl er 
nicht einmal offiziell für „haftun 
fähig” erklärt worden ist, Seine Frei 
lassung erfolgte ohne eine ‚noch so 
fadenscheinige „Begründung’ 

Im selben Prozeß wurde der mit 
angeklagto frühere Gendarmerie- 


ein ruhiger Job 


Hauptwachtmeister Lothar Schulz (66) 
wegen Beihilfe zur Ermordung von 
15000 Juden mit dem grotesken Ur 
teil von dr e i Jahren bedacht 
Auch er konnte den Gerichtssaalauf 
freiem Fuß verlassen. 


2. „Fall Wagner” 
Horst Wagner (68), u.a. ehemalı 
fer Lopationsrat im Auswärtisen Amt; 
der Beihilfe zum Mord in 363.624 
Fällen (die Exaktheit der Zahl mutet 
recht markaber an) angekl 
besondere ist er für die Depoi 
von einigen 100 000 ungarischen 
Juden {n die Todesager verantwort- 

Wagner suchte nach der Niederla- 
ge des Faschismus zunächst das Wolte, 
kehrte aber 1956 schon in die BRD 
zurück, nachdem offensichtlich war, 
wie gut es Verbrechern seiner Art 
hier geht, Erst 1968 (1) sollte ihm 
erstmals der Prozeß gemacht werden, 
Diesen Prozeß brachte sein Vertei- 
diger listig zum Platzen, indem er die 
Verteidigung in letzter Minute nie- 
deriegte. Dieser Verteidiger war übri 
gens jener Achenbach, Bundestags 

‚ordneter der FDP, der jetzt an 
läßlich des „Klarsfeld-Prozesses”" Öf 
fentlich seine braune Visitenkarte ab- 
eab. (vgl. Bericht in diesem AK) 

Im Sommer 1972, als der Pro- 
ze6 nunmehr beginnen sollte, war 
Wagner „verhandlungsunfählg”. 
wen seines „Höftleidens”, 
mittlerweile ereilt hatte, 

Dasselbe Leiden verhalf ihm auch 
jetat, im Juli 74, zur dritten (und 
möglicherweise endgültigen) Verschie- 
bung des Prozesen, „Damit dürfte 
eines der großen noch aussiehenden 
Verfahren gegen NS-Schreibiuschid 
ter kaum noch eine Chance haben. 


durchgeführt zu werden“ („Franik- 
furter Rundschau”, 12.7.74). 


3. „Fall Asbach” 


Hans-Adolf Asbach (70) war wäh. 
rend des Krieges Kreishauptmann im 
besetzten Polen. Als solcher war er 
mehrmals an Massentötungen polni- 
scher Juden beteiligt. $o wurden z.B. 
am 3. Oktober 194] unter seiner 
Verantwortung im Kreis Bzezany 
etwa 500 Juden in einem. Stein- 
bruch erschossen. 

Seine Verbrechen qualifizierten 
‚Asbach offenbar in der BRD für eine 
‚gehobene Karriere. Als Mitglied des 
rechtsradikalen BHE war Asbach 
1950-57 Minister und stellvertre- 
tender Ministerpräsident in Schles- 
wig-Holstein, 

1961 (!) bereits kam aufgrund 
der Anzeige eines israelischen 51 
bürgers ein Verfahren gegen Asbach 
in Gang, das sich offenbar ruhl 
durch die Jahre schleppte. 1969 (1 
wurde mit einer „Voruntersuchung” 
begonnen, die sich wiederum dahln- 
schleppte. Heute, im Juli 1974, ist 
das. schleswig-holsteinische Justizmi- 
ırium glücklich soweit, für Ende 
des Jahres den Abschluß dei 
untersuchung” und die Kntsc} 
über einen Prozeß gegen Asbach anı 
kündigen, Falls es je soweit kommt, 
‚der Nazi Verbrecher Asbach sicher 
Wehwechens „ver 
r zumindest „haft“ 


1 
wegen Irgendelt 
handlungs”- or 
unfähig" 

Die Schonung der Nazi-Verbrecher 
durch die bürgerliche Justiz zeigt 


, daß nur die Arbeiterklanse 
an der Macht mit diesem Gesindel 
frindlich sfrhuman und sine Weder 
jolung solcher Verbrechen unmöglich, 
machen kann, . 


En, M EN Lin then re 9 En 
47 / Juli 1974 Saite, 
Forts. Große Ambitionen des den einzelnen Ländern (s0 vor allem _Fernsehgebühren, Preisstelgerungen Wir müssen deshalb mit ‚Krediten tigste Handelspartner Jugoalawiens. 
BRD-Imporialismus mit Frankreich), in denen er seine bei der Post, Erhöhung de kan äußerst zurückhaltend sein...” "immerhin Dept. Jugoslawien, an 
Zunkehst ergriff Italien Ende Interemen am besten durchsetzen kenwersicheningeBeitrieeus. Im übrigen schreckt wähnchela- . 14, Sie der weudeutschen Mar 
ann. in reich hatte 3 inzösisch 3 
‚April Maßnahmen, um sine Einfuhr "An unauge ist der Han- Estaing v0 7 den Wahlen grandiose die‘ selbst nach der Hegemanie in 


zu dromeln und damit sein Außen- 

handelsdefizit zu senken. Dies sollte 

‚durch die Einführung des sogenannten 
(0 


emuzlonale 


für 
‚n Einfuhr) waren 
‚50% des Warenwerts für sechs Monate 
unverzinst bei der Staatsbank zu hin- 
te De, Dadurch wurden zum einen 
bestimmte Importwaren verteuert , 
damit also in ihrer Konkurrenz- 
ne HaArsee Markt 
Bea am rt 
he 
war die Waren-Verteuerung 


Yineolato” 


wohl der geringere der angestrebten 
Effekte, da sich aus dem 1” 
‚nur eine Warenverteuerung von rund 


vier Prozent ergab (das errechnet sich 
9: ‚Kredit, mit, 10% Zinsen zur Ab 
deckur Jardepots, berechnet 
Aufs halbe Jahr 8%, berechnet auf 
50% des Warenwerts 4%). Vor allem 
erlaubte, die Einführung des „Bar- 
depots” “dem italienischen Finanz- 
kapital eine selektive (ausge- 
Ite) Senkung des Imports, indem 
son den Bnken für bestimmte Im- 
portwaren Kredite (zur Abdeckung 
des Bardepots) gewährt wurden, 
für andere aber nicht. Ins 
fegamt gingen die talenchen Ein 
3Ö innerhalb eines Monats um 
;k, wovon die BRD — 
N 
ter Handelspartner 
Italiens — besonders stark getroffen 
wurdefEtwa 8,8% der deutschen Aus- 
führ gehen nach Italien). 
westdeutsche Bourgeoisie 
malte das Bild einer „zerfallenden 
EG”, eines „erbitterten Handels- 
krieges". Apel, damals Staatssekre- 
tär, jetzt Finanzminister, erklärte; 
„Das ist sehr viel dramatischer und 
efährlicher als das, was wir Bisher 
erlebt haben.” 

Die Unkenrufe verstärkten sich, 
als die dänische Regierung Anfang 
Mai. zur Senkung, des Im- 

als die dänische 


Regierung Anfar 
des dänischen Im 


zahlreiche Waren durch enorme 
Bene 
Maßnahme rief damals breite politi- 


barvos (ro AR 44, 8. 26), BRD. 
Virtschaftsminister 


'Friderichs er- 


des deutschen Imperialismus) diesen 
Weg ‚könnten; daß im Zuge 


ten. Diese Perspektive mußte gerade 
dem exirem exportabhängigen BRD- 
Imperialismus ein leichtes Gruseln 
verursachen. 
Schließlich wurde die Suppe aber 
längst nicht so heiß gegesen, wie sie 
kocht schien. Die „Euröpäische 
‚ommission” der EG erklärte noch 
Anfang Mai ausdrücklich, die däni- 
schen verstießen keines- 


die „Sanierun 
Beet Regelung wurde nunmehr a 
‚mg wurde nun 

übe ing gebilligt; am 4. Juni 
wurde dann im Rahmen der EG eine 
Regelung zur Ablösung. der italieni- 
schen ‚PIIEht durch ge- 
Jahmen mit ähnlicher 


1agogischen Ge- 
schreis über den Unter der EG 
wew. sind sich die BRD-Imperialisten 
‚offenbar darüber im Klaren, daß sie 
a Ten a ihrer Exporte 
mach Italien, Frankreich u.a. hin- 
sehmen müssen, zumal diese genau 
auf der Linie der vom Schmidt 
‚empfohlenen „Gesundschrumpfungs- 
tik” („Gürtel enger ). 
HAIR 
Schmidi-Giscard d’Estaing im Juni 
und Juli mur dan man die 
„anvermeldiie 
chen Import-Reduzierunger 
lichat gering” halten könnte, ji 
Pi die Yy) „Bardepot”- 
ER 
war es offenbar dem BRD-Imperialis 
mus kaum um den Rüch 


im Intereme der „Stabil 
unvermeidlich” angesel 
Sondern darum, daß ltaliens Bourge- 
olsie diesen Ziel, durch 
mächtige 
Shen wote. ber BRD-Impersllmus 
verlangt zumindest „gemeinsame” le. 
schlüse im Rahmen der EG. und 
Bao gb Baht ar wabrschelaich 
Li Abmachungen jeweils mit 
ie rin 
. OEL ‚uihleonalt 


wogenste 
del zwischen der BRD und Frank- 
reich. Der wentdeutsche Export über- 
stieg im ersten Vierteljahr 1974 den 
Import aus Frankreich um 2,1 Mrd. 
Mark, Italiens Defizit im Handel mit 
‚der BRD im selben Zeitraum beträgt 
1,5 Mrd. Mark; Großbritanniens 1,1 
Mrd. Mark; und Dänemark wies ein 
Minus von 0,6 Mrd. Mark auf — der 
BRD-Export nach Dänemark ist mehr 
als doppelt so hoch wie der Import! 
Es Ist eindeutig, daß der BRD- 
B ‚hiermit an natürliche Grenzen 
t, zumal wenn die Hanı 
er in efen Zahlungsschwie 
stecken wie vor allem - aber nicht 
ein — Ltalien. Die Aufmerksamkeit 
des BRD-Imperialismus gilt deshalb 
Eoporihgknge 30 erg wie mp 
ar inge wie mög- 
hehzu ‚halten, ein offenes Ausbrechen 
der Wider he („Handelskrieg") 
zu vermeiden und "gegenüber den 
imperialistischen Konkurrenten vor 
allem politische „Gegenleistungen”” 
'herauszusct ” 
In jedem Fall muß der BRD-Im- 
Br damit rechnen, daß sein 
rt in einige seiner wicht 
„Phrinerländer‘” zumindest vortber. 
‚gehend zurückgehen wird. Der Aus 
wird im Kampf um neue Märkte 
Ihandel”, arabischer Raum, Iran 
und in einer Forcierung des 
Kapitalexports gesehen. 


den 


BRD-Imperialismus will 

Arbeitern der EG „den Gürtel 
‚schnallen” 

ER ERLESE 

‚Arber 


| 
zu N, lie he 
ter ihr Land „kaputistreike 
die italienischen und französischen 
Be 
ben”. Mit Schnacks wie „Frankreich 
will den Gürtel enger schnallen” 
(„FAZ", 4.6.74) und „Die Italiener 
müssen den Gürtel ‚schnallen” 


‚nahme des BRD- und US-Imperlalis- 
mu: 


alien will die Rumor- Re- 
gierung durch umfangreiche „Spar- 
maßnahmen” mindestens 3.000 
Lire (etwa zwölf Mrd. Mi 
italienischen Werktätigen hera 


es 


sen. Das soll ereicht werden durch 
en der 


Steuererhöhungen, Erhöhung 
Preise für Serom und G: 
erung der Öffentlichen Verk 
tel, Erhöhung des Benzinprei 
Kf2-Gebühren, der Rus 


ER 


trat Anfang Juli von seinem 
Aten Zurch, 


rsprünglich 
1978 insgesamt zwei 
‚den weniger als zugesagt. Kan) 
ler Schmidt sagte zu dem Rück- 
tet, Bppler Sach nisch, die, 
BRD-,‚Entwicklungshilfe” werde 
für die Regierung trotzdem ihren 
‚besonderen Rang” (!!) behal- 


Tatsächlich aber ist der BRD- 
Imperialismus in Punkto „Eni 
wicklungshilfe” schon seit vielen 
Jahren, wie selbst die reatkionäre 
„Frankfurter Allgemeine” zı 
ben muß, ins „Zwielicht grof 
Versprechen und kleiner Leiatu 
gen” geraten („PAZ", 24.6.74). 

'wenn sich bei den Imperial 
sten allgemein eine starke Ab- 

die „Entwicklungs 
(hofern nicht profitabel) 
macht, so nimmt der BRD- 
Imperialismus bei dieser Ent- 
wicklung eindeutig die ‚Spitzen- 
stellung ein. 


1962 lag der Anteil der west; 
deutschen „Untwicklus 
immerhin noch bei 0,49 % des 


Bruttosozialprodukts. 1969 ver- 


Brandt eine Steigerung 
auf 0,7% — damals war der An- 
aus aaılzeindinnın vob orln 


helfe 
\ „Pfe 


Versprechungen gemacht, deren Ein- 
lösung rund 20 Mrd. Frans (etwa 
‚zehn Mrd. Mark) kosten würde. Kaum 
gewählt prientete hcard satt 

‚sen umfassende Ei ingen im 
Wert von mindestens 30 Mrd. Franc 
(rund 15 Mrd. Mark). Die Steuern 
sollen drastisch erhöht werden, die 
Öffentlichen Ausgaben sollen ge- 
kürzt werden, Benzin u.ä. sollen of- 
fenbar rationiert werden, wie in 
Italien soll eine „Politik des knap- 

n Geldes” _ (Kreditverteuerungen 
zn hohe Zinsen) getrieben wer- 


der EG und im Mittelmeer-Raum 

strebt, vor den politischen, Konse- 

geenzen einer stärkeren, Vershul 
ing gegenüber der BRD zurück. 


BRD-Imperialismus stockt 
‚seine Ziele ab 


Gerade weil der deutsche Im- 

alismus sich zur Zeit dußerst 
‚nauserig bei der Vergabe von Kre- 
diten zeigt, verdient die Ve 
1röherer Eredhie in den Itzten 
‚naten besondere Aufmerksamkeit, 

Ein. klarer Schwerpunkt ist die 


Der Kapitalexport nach Jugosla- 
wien, das immerhin als sozialisti- 
sches Land gelten will, ist naturge- 
mäß. noch schwierig - aber immer 
hin günstiger als in andere „soziall- 
stische” Länder, Es gab bis Anfı 
Juni (aut,FR” vom 1.6.74) awı- 
schen Firmen der BRD und Jugos- 


Während die italienische Rouree- 


Mittelmeer-Politik — rum einen der 


Vewien 1aR 


Während die italienische Bourge- 
oisie sich offen um Milliarden-Kredi- 
te des BRD- und US-Kapitals bemüht, 
erklärte Giscard d’Estaing: „Frank: 
reich braucht zur Überwindung der 
Krise keine Hilfe von außen.” 
uDshinter sckt wohl, da6, der 
Imperialismus zur Zeit gar nicht 
Feneiet Ist, der, französischen, und 
talienischen Konkurrenz durch 
Milliarden-Kredite auf die Beine zu 
u, ‚ondem sie voll. durch die 
Rahmen” il. F 
‚Schmidt soll schon vor mehreren 
Monaten erklärt haben: „In diesen 
bankrotten Verein (die EG — Anm. 
AK) Investiere ich (!) keinen 
ig mehr” (aut „Spiegel” 20/74). 
In dieselbe Richtung geht Schmidts 
Äußerung im Interview. mit dem 
„Stern”(12.6.74): „Schon als Finanz- 
minister ... habe ich verlangt, nicht 
mit leichter Hand zusätzliche Kredite 
zu geben. Wir sind seit Jahr und Tag 
eine Gesellschaft, die mehr predu- 
ziert, als ie verbraucht, Es gibt ar 
dere Staaten, die selt Jahren mehr 
verbrauchen als sie selbst prodw- 


zieren. Es kann auf die Dauer nicht 
der SR ven. Jeh wir Deunschen 
dafür arbeiten, daß andere mehr ver. 


brauchen, als sie selbst erarbeiten . 


Mittelmeer-Politik — zum einen der 
arabische Raum (Ägypten und Al- 
gerien), zum anderen Jugoslawien. 


en von 
Mio DM als Kredit erhalten soll. Da- 


Kredits ist 30 Jahre, 
‚die Verzinsung 2 % jährlich. 
Kreditvergabe an Jı ‚wien 


Fi 
SE 


lawien 146 Kooperationsverträge 
(eine verschleiertere Form des Ka- 


ee 
Staat) und dürfen etwa 40% des in 


politische Interessen. 
Zunächst einmal ist Jugoslawien. 


mit den kapitalistischen 
indern ab, und nur 28 % 
Ländern des RGW (Sowjet- 
w.), Die BRD ist der wich“ 


teil schon auf 0,38 % gesunken. 
vier Jahre nach Brandts 
rtigem Versprechen, war 
r Anteil dann glücklich auf 
932 % gerunken 7, womit die 
SPD auch nach außen hin de- 
monstrierte, wie sie ihre Verspre- 
‚chen ‚einzuhalten" pflegt. 
Im September 1973 erklärte 


dann Helmut Schmidt auf der 
Welt tagung in Nairobi: 
„Meine will Ihre of 
Zielle En 


r 
im Juli 1974 dagegen 
Schmidt jetzt, das sei „damals 
nur eine „Zielerklärung” gewe- 
sen, „die unter einer veränderten 
Situation korriglerbar sel.” („ER", 
67.74) 

Zwischendurch hatte der Mi- 
nisterrat der EG, mit Zustim- 
mung der Bundesregierung, am 
30. April 74 beschlomen, „so: 
bald wie möglich (?}) das Ziel 
von 0,7 % des Bruttosonialpro- 
dukter an Öffentlicher Hüfe zu 
erreichen. Auch in die NATO- 
Deklaration von Ottawa (Juni 
74) wurde, in allgemeiner Form, 
die Zusicherung aufgenommen 
„dm der Welt ‚zes erkennt 
Teder verbündere Staaı die Pflicht 
‚den Entwick, 


ib mon 


Eppler — ein Rücktritt mit „Signalwirkung” ] 


stellen” der Einflußzonen, 
” in Jugoslawien oder auch 
in Rumlnien, das einen ‚unab- 

Kun innerhalb des 
folgt. 

Die Kürzung und ‚Konzen- 
tration’ der twicklungshilfe”" 
wurde im rigen schon seit 
Jahren durch eine schweinische 
Hetze in der bürgerlichen Mar 
senpreue vorbereitet u.A,, wo die 
die Entwicklungs al eine 
Art Geschenk hingestellt wurde 
das die „feißigen Deutschen”! 
den „faulen Neger etc.” ma- 
‚chen ‚würden, und wofür sich 
diese dann ‚ne Betten kau- 
fen oder Atombomben bauen 
(Indien) 


ana 100 au uw 


wichtiger Bereich für die Mittelmeer- 
Politik und für den Kampf zwischen 
NATO und Warschauer Pakt, speziell 
USA und Sowjetunion, um Einfluß- 
gebiete, 

Beide Seiten rechnen sich aus, 
nach dem Tode Titos, unter Aus 
nutzung der nationalen Widersprüche 
zwischen den Völkern Jugoslawiens, 
die bestehende Situation zu ver 
dern, Während die Sowjetrevisionk- 
sten Jugoslawien stärker in RGW 
und Warschauer Pakt hineinziehen 
wollen, wollen die Imperialisten der 
USA (und in ihrem Windschatten 
wa. der BRD und Italiens) Jugos 
Iawien stärker ins kapitalistische La 
Eine militärische Aus- 


furter Allgemeine Zeit 
Ta Be 


'uropa 
Teil daran, daß 
Donau und Adria nicht zum Mor- 
kauert Imperium gehört . , „ Jugor- 
lawiens, iheit muß vom 
Westen gestützt werden, Im, 


len unabhängig ein will 
{OFAZ". 22.0.74). Die Berufung auf 
as „Jugoslawien will“, muß 
man angesichts des imperialistischen 
Vorgehens gegen Chile, Griechenland, 
Zypern ua. als zynische Umschrei‘ 
bung von eigenen Interventionsab- 
sichten der Imperialisten verstehen, 
die sich noch nie um den Unab- 
ha iswillen der Völker geküm- 
mert 

Eip weiterer Punkt von Inferesse 
ert haben. 

Kin weiterer Punkt von Interesse 
für die Mittelmoerpoliiik des DRD- 
Imperialismus ist der arabische 
Raum. Hier finden die Imperalisten 
vor allem in Agypten wieder gunstige 
Bedingungen, nachdem 0 der 
schen Bourgeoisie gelingen I 


amstrod ab med au 


Forts. Große Ambitionen des 
BRD-Imperlalismus s 
‚einen Frieden mit Israel zu erreichen, 
‚der den Suez-Kanal freigibt, und eine 


Stelle (hinter Indien) unter den Emp- 
fängern westdeßtscher „Entwick. 
lunghilfe", „in Bonn schließt man 
nicht aus, daß Ägypten künftig zu 


Anäherungan den Uß-Imperaiumus einem der Schwerpunkte deutscher 
— bei gleichzeitiger Entfernung vom GRAZ”, 
Sowjetrevisionsmus - durchzusetzen. 


Auypien wird 36 zu einem gunstigen 
Platz für Kapitalanlagen. Geplant sind 
= uagroße Projekte wie Räumung und 
Ausbau der Kanalzone und Bau eines 
Kraftwerks in der Kattara-Senke, mit 
schätzten Baukosten von etwa 3 

rd. Mark, 
Weniger gut sind die Chancen für 
‚den Kapitalexport offenbar in Alge- 


Das, wie_ die großbürgerlichvor- 
nehme „FAZ“ ganz ment schreibt 


(im Gegensatz z, B. zur „Bild”, wo 
die Massen chauvinistisch gegen die 
„Entwicklungshilfe“ aufgehetzt wer- 


den sollen), „nicht aus Gurmlig- 
keit“, sondern’. weil sich die Zusam. 
menarbis mi den Agyniern fu di 
Bunderregierung (wieder Iohnt“ denn 
„Ägypten it heute wieder das ein- 


a Re chste arabische Land" FAZ", 
Algerien „sozialistisches® Land, 9.7.70). 


wie in der Bürgerlichen Presse stupid 
behauptet wurde, aber fur Direktin- 
vestitionen, imperilstischer Staaten 
scheinen die Tore Algeriens noch 
weitgehend verschlossen zu sein. 

Innerhalb der EG gibt es zwei un- 
terschiedliche taktische Vorstellun- 
gen vom Herangehen an die arabl- 
schen Staaten. Der (ranzösische Impe- 
Halismus würde eine selbständige, 
vom _US-Imperialismus weitgehend 
unabhängige Politik vorziehen, wo- 
bei sie besonders auf die „traditio - 
nellen“ Bindungen setzt (Algerien, 
Tunesien, Marokko waren früher 
französische Kolonien), - Auf der 
vom US-Imperllismus arr 
Konferenz vor einigen Monaten, 
der über eine gemeinsame Taktik der 
imperiaistischen Staaten gegen die 
ÖbLänder beraten werden sollte, trat 
Frankreichs Außenminister Jobert da- 
für ein, daß die EG-Länder sich ohne 
Rücksicht: auf die US-Interessen mit 
den arabischen Ländern arrangieren 
sollten. Jobert blieb mit dieser Auf- 
fassung jedoch weitgehend isoliert. 

Die arabischen Bourgeoisien wür- 
den ein solches Arrangement begrü- 
ßen, weil es ihnen erlauben würde, 
vom US-Imperialismus unabhängiger 
zu werden, ohne andererseits ein all- 
zu enges Bündnis mit der 
union einzugehen. 

Die Gegen-Konzeption wird vor 
allem vom BRD-Imperialismus vertre- 
ten. Er sch£ut den offenen Konflikt 


Sowjet- 


Die. westdeutschen Direktinvest- 
tionen In Asypten sind Bisher ver 
schwindend gering, nämlich ärmliche 
20 Mio, Mark (Ende 1973 — laut 
"FAZ", 3.7.74). Hier soll eine Ände- 
rung eintreten: „Die Bundesreglerung 
hofft, sich deutsche Unterneh- 
men noch stärker aı Düher Im er 
bischen Schlüsselland (!') Agypten 
engagieren“ („FAZ", 3.7.74). Zwi- 
schen BRD und Ägypten wurde in- 
zwischen ein Investitions-Schutzab- 
'kommen entwickelt, das den Kapital- 
export nach Agypten für das BRD- 
Kapital reizvoller machen soll. Eine 
‚deutsch-ägyptische „‚Ministerkommis- 
‚sion für eraufbau und Entwick- 
lung” soll zum selben Zweck zusam- 
og Per shkom- 
en" al der 0 Kr Repsung 
des gegenseitigen Handels hat Agyp- 
ien Ohnehln vet Dezember 1972 

Das Interesse des BRD-Imperialis- 
mus im arabischen Raum beschränkt 
sich natürlich nicht auf Ägypten und 
Algerien (das ebenfalls re Kre- 
die erhält, und for das de BRD nach 
Frankreich der zweitwichligste Hi 
delspartner ist), sondern geht dar 
ben vor allem nach SaudrAra 
Deutsche Baufirmen (Hoch-Tie 
Holzmann, Rhein-Ruhr) sind dort 
mit dem Bau von Straßen, Flughäfen 
(darunter allein der Flughafen Dschid- 
da mit einem Auftragswert von. { 
Mrd. Mark), Be- und Entwässerungs- 
systemen, Kanalisationen ua. Defabt 


mi, dem Ub-imperllmus, zumin-  Auftcig im Wert von vielen Hu: 
jest beim gegenwärtigen Kräftever- io. Mark. 
hältnis- Er paßt sich stattdessen weil. Große Bedeutung wird der Plan 


‚gehend den Interessen des US-Imperi- 
alismus an und möchte in dessen 
Windschatten, statt in Frontstellung 
zuihm, die Länder der „Dritten Welt” 
ausplündern. 


Kanzler Brandt besuchte mit 


Hamburger CDU, der im März zehn 
Tags hung In Aaypien war. Rolmenn 
meinte danach, „die Blicke seiner 
Partei seien in der Vergangenheit 
vielleicht zu ausschließlich auf Israel 
fixiert gewesen. Der Westen könne es 
sich nicht leisten, die Araber und die 


rtamte arabische Welt zu ignorieren“ 
‚Hamburger Abendblatt“, 29.3.74). 
Als dann Brandt kam, brauchte er 
eigentlich nur noch in dieselbe Kerbe 
zu hauen: es dürfe kein „feindseliges 
Gegeneinander" von Arabern und Eu- 
topäern geben, die BRD sei „als Mir- 
led der BG deutlicher (*)älı zuror 
1?) zum Nachbarn (!) der Mitteimeer- 
(Von der Etsch 


Staaten geworder 
bis an den Belt 
Bere 

Iont-Konflikts 
ren”; Brandt deutete auch an, «. 
eine Friedensregelung auch von den 
‚europäischen Staaten garantiert wer- 
den könnte ." („Hamburger Abend- 
blatt", 204,74) 

Das ganze geht unter der Parole 
einer sogenannten „ausgewogenen 
"Nahostpolitik” vor sich — also nicht 
mehr nur Orientierung an Israel, son- 
‚dern auch Wahrnehmung von Inter- 
‚essen in den arabischen Ländern. Was 
‚die Dürgerliche Politik als „Ausgewo- 

'heit“ bezeichnet, ist allerdings nur 

pelzungigkeit. Dies wurde z.B. 
wihrend der „Ol-Krise" vor einigen 
Monaten deutlich, als die BRD-Regie- 
tung in der EG einem Beschluß zu- 
stimmte, der Israel zur Durchführung 
der UN-Resolution (Rückzug aus den 
besetzten Gebieten) aufforderte, und 

jeich danach den Wahl-Zionisten 

ühn, Ministerpräsident von Nord- 
theinwestfalen, nach Israel schickte, 
damit er dor! genau das Gegenteil 
erklärte 

Der BRD-Imperialiimus meint of- 
fenbar, sich eine 10 unverschämte und 
verlogene Haltung gegenüber den ara- 


bischen Bourgeohlen erlauben zu 
können, weil er schließlich über das 
„dicke Gel verfügt, das jene als 


Kredite und Investitionen Ins Land 
ziehen wollen. Diese Spekulation ist 
wahrscheinlich vorerst, solange die 
arabischen Völker nicht ein deut- 
liches Wort mitsprechen, durchaus 
zutreffend 

‚Der mit dem Brandt-Bench ein 

'hlagene Weg wurde fortgesetzt 
nit Denichen Yon algrichen und 

plischen (mit Außenminister Fah- 
mi) Delegationen in Bonn Ende Mai 
bew. Anfang Juli 

Ägypten wird nunmehr von 1974- 
1970 einen Kredit von 500 Mio. Mark 
erhalten und rückt damit an zweite 


gewinnen, in Saudi-Arabien Stahlwer- 
ke zu bauen, die dort — unter Ein- 
satz von Erdgas — erheblich günstiger 
produzieren können als z.B. in der 
BRD. Um das geplante Stahlwerk 
von Dharan rangeln vorerst US-ame- 
rikanische, westdeutsche (Thyssen) 
he Interessen. f 
bar des arabischen Raums 
Iran zu erwähnen, der in 


a 


Raums 
ist noch der Iran zu erwähnen, der in 
den letzten Wochen mit aufsehener- 
tegenden Schlagzeilen in 
lichen Presse in Szene war 
kauft Krupp“ hieß es da (‚Bild“, 
18. Jul), um in der bewährten Manier 
‚chauvinistische Emotionen hochzu- 
kochen. Tatsächlich hat die iranische 
Regierung bekanntgegeben, daß sic 
sich mit rund einem Viertel bei Krupp 
beteiligen wird. In Wahrheit handelt 
s sich dabei aber mur üm einen be- 
sonders spektakulären Teil des Vor- 
spiels.zu einem riesigen Kapitalexport 
des BRD-Imperialismus in den Iran 
„Zwischen Persien und der Bunder- 
Tepublik bahnı sich eine riesige Indu- 
#trie-Allianz an. Fast alles, was unter 
deutschen Konzernen Rang und Na- 
men hat, will sich im Iran engagie- 
ren.” („Spiegel”, 6/74) 

Schon vor einigen Wochen erregte 
die iranische Regierung einiges Auf- 
schen, als der Schah Ende Juni eine 
nunde Milliarde Dollar (etwa 2,5 Mrd. 
Mark) bei der „Bank von Frankreich“ 
deponierte, zunächst einen Betrag von 
300 Mio. Dollar in diesem Jahr und 
den Rest über zwei oder drei Jahre 
verteilt. Der schwer belasteten fran- 
zösischen Zahlungsbilanz wurde da 
durch etwas Luft verschafft. Das ira- 
nische „Depot“ gilt als eine Art Vor- 
schuß aufs künfüige Engagement des 
französischen Kapitals im Iran. 

Der Iran scheint ein Anlageland 
für Kapitalinvestitionen von größter 
Bedeutung zu werden. Eine‘ große 
Kapitalisten-Delegation aus der BRD 
besuchte vor einigen Monaten den 
Iran, um die Entwicklung abzustek- 
ken. Die Rede ist von „einer der 

ßten Raffinerien der Welt“ (unter 

teiligung von Thyssen), „über 20 
industrielle Großanlagen“, "Anlagen 
zur Meerwasserentsalzung (Krupp), 
Fabriken aller Art, Stahlwerke (Korf, 
Klöckner), Schaligeräte-Bau (AEG, 
Siemens), eine Chemische Fabrik für 
350 Mio. Mark (Bayer). Dem Kapital 
scheinen goldene Ufer zu winken. 
Einer der größten Brocken Ist ein 
Dreiecksabkommen zwischen BRD- 
Sowjetunion und Iran über die Liefe- 
fung von 10 Mrd. Kubikmetern Erd- 

is (der Iran liefert in die südliche 

;owjetunion, und die SU Defert ihrer- 
ill Sonfetkehen Ces nd BRD 
»0 werden Transportkosten gespart 

Me als DIOß proitabel aber it 
das Rüstungsgeschäft mit dem Iran. 
„Zwischen Bonn und Teheran bahn 
Hich das größte Rüstungsgeschäft der 


deutschen Nach, lichte an“ 
(spipet, 174) De anche Re: 
Werung ist am westdeutschen Leo- 


DerdPanzer und, an wentdeu 
"Booten interessiert URD-Konzerne 
werden im Iran Rüstungsfabriken fur 
Panzermotoren, Panzerketten und 
Panzergeschütze bauen, 
Der irn sl in kurzer Zeit“ zur 
'rksten Militärmacht des Nahen und 
Mittleren Ostens aufgerüstet werden, 
‚nach einigen Berechnungen gar „zur 
zweitgrößten Militärmacht des nicht- 
kommunistischen Blocks“ („FAZ", 
18.6,74), Der Iran wird damit im Na- 
hen Osten weitgehend die Rolle über- 
nehmen, die in den letzten Jahrzehn- 
ten der zionistische Staat hatte, und 
au deren Aufrechterhaltung 
heute nicht mehr in der Lage ist. 


NATO.Konferenz von Ottawa 
ein ‚or Anfang’? 

‚Noch im Frühjahr wurde allgemein 
von einer ‚Krise der NATO' gesprochen. 

‚Die US-Imperlalisten hatten es übel 
vermerkt, daß ihnen einige westeuropä- 
ische Staaten bei der Aufrüstung und 
Munitionierung Israels (die u.a. über 
westeuropäische Häfen und Stützpunk- 
te lief) während des ‚lom Kippur- 
Krieges (Oktober 1973) etwas Schwie- 
'rigkeiten gemacht hatten. 


päischen NATO-,Partneı 
zweifelt auffordert, „ihre konventio- 
nellen Streitkräfte zu stärken” (Leber), 
Im Juni begann eine Serie von Kon. 


ver 


ferenzen der NATO, um die Wider 
sprüche zwischen den „Partnern” so 
weit wie möglich zu lösen und die 
NATO wiederzubeleben. 

‚Vorher fuhr BRD-Rüstungsminister 
Leber, Ex-Gewerkschaftsführer ohne 
Maske, noch rasch vom 27. » 29, Mai 
nach Kanada (wo er Ausbildungsstät- 
ten der Bundeswehr in Augenschein 
nehmen konnte‘), und anschließend 
(30/31, Mai) nach Washington zu Ge- 

rächen mit seinem ‚Kollogen’ Schle- 

iger, wobei man erwartungsgemäß 
zu dem laut verkündeten Schluß kam, 
daß „zwischen Bonn und Washington 
keinöylel Bilaterale Probleme” bestün- 

n. 

Die weiteren Sitzungen liefen in 
folgender Reihenfolge ab: 

11. Juni Verteidigungs miniter der 
klearen  Planu "der 
a ingsgruppe‘ 


e 13. Juni: ‚Verteidigungs'minister der 
‚Eürogruppe' 


Spanien mit einem Bein in der NATO 


„Parallel zur, NATO-Deklaration 
Yon Ottawa” wurde im Juli ein 
Abkommen zwischen den USA 
und dem faschistischen Spanien 
(das der NATO bisher nicht an- 
gehört) geschlossen, das eine 
„Zusicherung für die gegenseitige 
rteidigung” enthält. Zu den 
Verhandlungen war Kissinger 
nach Spanien geflogen. 

In dem Abkommen wird den 
spanischen Faschisten eine „her- 
vorragende Stellung für die west- 
liche Vert " bescheinigt. 
Es heißt in dem Abkommen 
weiter, „Spanien habe in der 
Zusammenarbeit mit den USA 
seit 20 Jahren den Westen ge- 
stärkt” und damit geholfen, „die 


Werte und Ideale zu bewahren, 
auf denen die Würde und die 
Freiheit (11!) des Menschen be- 
ruhen,” (zitiert nach „Süddeut- 
sche Zeitung " vom 107.74). 

Diese Ungeheuerlichkeit muß 
als eindeutige Parteinahme und 
Unterstützung für den spanischen 
Faschismus verstanden werden — 
in, Ser Situation, die durch 
die Ereignisse in Portugal un 
eine wachsende innere Opposi- 
tion gekennzeichnet ist. 

Als ‚Gegenleistung’ wurde das 
Abkommen über die US-Stütz- 
punkte in Spanien (Luftstütz- 
punkte Madrid, Saragossa und 
Mor6n; Kriegshafen Rota am 
Atlantik) verlängert. 


Daß es zu dieser Auseinandersetzung 
überhaupt kommen konnte, kennzeich- 
net die in den letzten Jahrzehnten 
entstandene Situation, wo die US-Im- 
perialisten die Souveränität ihrer „Part- 
ner” ohne weiteres ignorieren konnten. 


@14. Juni: ‚Verteidigungs'minister 
und Generalstabschefs des ‚Defense 
Committee’ (DPC) 
@18. Juni: Beginn der NATO-Außen- 
‚ministerkonferenz in Ottawa (Kana- 
a) 


Heute, unter einem etwas gewandelten @26. Juni: „feierliche" Unterzeich- 
Kräfteverhältnis, müssen diese Formen nung einer in Ottawa festgelegten 
der „Partnerschaft” zwangsläufig zum Deklaration” in Brüssel, in Anwesen. 
Gegenstand von Auseinandersetzungen heit von Nixon, 


N. (Die ‚Euro-Gruppe, Ist ein Gremium 
Die US-Regierung aine soweit. den der euränkierhan NATO.I Anden — nk 


werden. ‚Die Euro-Gruppe‘ it ein Gremium 

Die US-Regierung ing soweit, den der suröpäischen NA‘ oh“ 
Abzug ihrer Truppen (etwa 300 000 ne Frankreich — zur „Standardisie« 
Mann) aus Westeuropa „anzuärohen”, rung des militärischen Gerätes” und 
falls die EG-Länder „Extra-Touren” zur „Koordinierung der Rüstungsindu- 
machen würden. „Zu einer Zeit, in der strien zum Zwecke einer gemeinsamen 
die Vereinigten Staaten die Sicherheit Entwicklung und Produktion”; das 
Europas garantieren, können wir von DEC entspricht der ‚Euro-Gruppe', un 
unseren europäischen Alllerten und ter Einschluß der Amerikaner). 
‚Freunden zumindest erwarten, daß sie Über die ‚Deklaration von Ottawa‘ 
uns konsultieren und nicht aktiv auf war die Bourgeoisie des Lobes voll, Die 
politischer und wirtschaftlicher Ebene FAZ etwa sprach von einem „diploma- 
‚Besen uns arbeiten” (Nixon). fischen Meisterwerk"; „Seit der Dekla- 

‚Ex-Außenminister Scheel beeilte tion von Ottawa hat für die NATO 
sich daraufhin mit der diensteifrigen eine neue Zukunft begonnen.“ (Adak- 
Versicherung „Die Europder suchen bert Weinstein in der „FAZ” vom 12. 
‚keine Konfroniation, die Bundesrepu- 6.74). 
blik am allerwenigsien” (Zitate nach Diese Behauptung war kaum orig- 
‚Spiegel‘, 13/74). nell gegenüber dem Spruch Nixons, 

Letzteres dürfte zutreffen, aber über 48 die „Deklaration" eine „Basis 
den ersten Punkt dürfte die französi- ein neuer Vierteljehrhundert der Zu. 
sche Bourgeoisie immer noch etwas an- sgmmenarbeit” sein würde, 


ders denken. Su 

Zusätzlich zu diesen Reibereien, vor Die „Deklaration” enthält außer der 
allem zwischen USA und Frankreich, ‚jBekräftigung” der aus Paruns über 
(das seit 1966 der militärischen Integw- Sie Notwendigkeit der NATO a zum 
tion nicht mehr angehört) machte sich erüßliche Grundlage für ihre Sicher- 
‚such in anderen NATO-Ländern eine heit” usw. auch einige Neuigkeiten — 
gewisse „NATO-Mödigkeit” bemerk- wenn, such in sehr allgemeiner, unver. 
Dar. In Hölland, Frankreich und Groß- bindlicher Form = die der Tatsach 
britannien wurden Kürzungen der Rü- Rechnung tragen sollen, „daß sich die 
stungsausgaben beschlossen, in Däne- Ihre gemeinsame Verteidigung berüh- 
mark und Belgien deuteten sich ähn. renden Umstände in den letzten zehn 
liche Schrte un. In Holland forderte Jahren Uefreifen verändert haben, 
die PRR (Linkskatholiken), die der 90 wird in der ‚Deklaration" aner- 
Regierungskoalition angehört (7Abj ü Prank- 
en Mlament. 2 Minister mufer Kann, daß Großbritannien und Frank 
Regierung), den Austritt Hollands aus 
der NATO und die Auflösung der US- 
Stützpunkte, Wenn davon z. Zt. auch 
keine Rede sein kann, so riefen doch 
auch die Kürzungspläne der niederlän- 
dischen Regierung an der Rüstung dig. 
scharfe Kritik der Regierungen der USA "6 
und der BRD hervor: Holland will se" _Esheißt dann, daß zwischen Europa 
ne Streitkräfte um ein Fünftel verkle- und USA die „Aufrechterhaltung enger 
nern, die Dienstzeit von 16 auf 12Mo- Konaultation. Zuammenarbeit und ge- 
nal vorkrzen. Zwischen 1974 und gemeitgen Vertrauens erforderlich” 

n die Rüstungsausgaben ins- 
gesamt nuf um 5 % steigen, also nicht eg ed 
Viel mehr als 1 % jährlich Im Durch- 
schnitt. 

In diesen Plen; die einer Tendenz Die, daß 
in anderen NATO-Ländern entsprechen, lossen“ 
kommt eine Reaktion auf die wirt. umfennn 
schaftliche Krisenentwicklung zum 
Ausdruck, Der niederländischen Bour- 
‚geolsie z.B, muß es völlig irrational 
Be 

x onfüiktquellen zwi 
zu en at en ‚schaftspolitik (1) zu beseitigen und die 


gesamten 
Bündnisses beiträgt.” Auch die Rolle 
der ‚europäischen Einheit‘ wird gewür- 


sei, daß 


und Solkdainlt” herrschen voten »o 


„einander 'itets 
fassend zu unterrichten und die Ge- 
heit freimätiger und rechtzeltk 


seien, 


‚ger Konsuliationen mit allen geeigne- 
ten Mitiein” zu entwickeln. „Sie wer- 


den Au liche Zusammenarbeit unter- 
pansion Mieden zu lamen. Pi. ee 
Erst recht gilt das für Staat "Es ist wahrscheinlich erstmalig, daß 


ren Zahlungsbilanz — anders als die 
A ade as Le die Wirtschaftwolitik in so eindeut- 


Außer dem US-Imperlallsmus ist es ser Welse in ein zentrales Dokument 


. £ 
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der m ilitärischeä Integration 
‘der Imperlalsten einging, En 


‚Vor allem Holmut Schtmict hielt in 
Brünsel eine schwungvolle Rede ül 
‚die Notwen. it einer „energischen 
Stabilitdinpollti entsprechende 
Bemühungen müßten alle Kegierungen 
bei sich ıu Hause beginnen” und müß- 
ten bereit sein, „auch kühne (/? ) Ma 
nahmen gegen die ‚Inflation und die 
Reresion u Nixon konnte 
nur noch hinzufügen, er könne „dem 
deutschen Bu iuler nicht genug 
recht geben", „die imperilistischen 
Staaten dürften nicht „nach außen als 
Konkurrenten auftreien”, man dürfe 
„ungewöhnliche Mittel (} I}, nötigen- 
falls auch Opfer, nicht scheuen” usw. 

‚Neben der Wirtschaftspolitik spielte 
vor allem die Frage der sogenannten 
„Konsultationen” auf den NATO-Kon- 
ferenzen eine große Rolle. Dieser Punkt 
Mer besonders den US-Imperialisten 
‚sehr am Herzen. Es wird zwar so getan, 
als handle es sich um eine Abmachung. 
auf Geg pr (und Kissinger setz- 
te im Jul 'r demonstrativ das Ka- 
russel seiner Rundreisen, diesmal durch. 
Sek in Bewegung. um unbe- 
dingt den Eindruck zu erwecken, als 
wollte die US-Regierung ihre europäi- 
‚schen „Partner” über den Stand der 
‚sowjetisch-amerikanischen „Abri- 
stungsverhandlungen” informieren und 
konsultieren etc.) - Tatsächlich han- 
‚delt es sich natürlich in erster Linie da- 
rum, daß die US-Imperialisten „Allein- 


ginge” ihrer „Partner” unterbinden 
wollen, Die französischen Vertreter 
setzten deshalb den Passagen über die 


‚Konsultationen’ Widerstand entgegen. 
Sie waren auch gleich mit der ‚Interpre- 
tation! zur Hand, daß die neue NATO- 


Die NATO-,Deklaration' von Ottawa 
ist ein im Gründe grotesker Versuch, 
die zwischenimperlalistischen Wider- 
sprüche zu verkleistern und mit schö- 
nen Worten eine angebliche 
nie” in den Beziehungen herbeizure- 
‚den, die es auf Grund der o bjek- 
tiven Verschärfung der Widersprü- 
che langfristig gar nicht geben k ann. „ 
Die „Deklaration’ widerspiegelt mit ih- 
ten ängstlichen Beschwörungen von 

", „Freundschaft”, „Solida- 
fität”etc, blah blah gerade die {atsäch- 
liche Zerissenheit und Widerspruchs 
entwicklung im imperialistischen Lager, 


[ hoch 
EREEEETENE 


U-Imperssismus pokert noch 
"ut Kosten der Arbeiterkiane, 


‚Da Ziel war hoch gesteckt, der 
Weg dorthin kam teuer, die A 
waren umsonst” — mit diesen Worten 
schreibt der „Spiegel (5/74) über das 
„ehrgeizige Vorhaben” des BRD-Im- 
perialismus, einen ‚eu: Wäh- 
rungsblock” als „Vorstufe für die poli- 
tische Union Europas” zu schaffen, der 
nach Ausgaben in Milliardenhöhe (auf 
Kosten der westdeutschen Werktäti- 
gen) schließlich am Ausscheren Frank- 
reichs scheiterte. 

Die obigen Worte können aber als 
Motto über die gesamte Entwick- 
lung des deutschen Imperialismus ge- 
ten, der schon zweimal sich Ziele" 
steckte (den ‚Platz jonne', den 
‚Lebensraum im Osten’ usw), das 
deutsche Proletariat dafür einen hohen 
Preis zahlen ließ und schließlich schei- 
terte, 

Heute unternimmt der BRD-Impe- 
rialismus zum dritten Mal den Versuch, 
eine internationale Großmachts- und 
womöglich Vormachtsstellung in der 
Welt zu erringen. Zu diesem Zweck 
verschärft der Imperialismus die Aus 
bewtus art an den ‚unproduktiven 
Kosten’ (für Schulwesen, indheit» 
politik, sozialen Wohnungsbau u.a.m.), 
und bereitet sich zugleich auf die mi 
Uriche, Niederschlagung kommender 
Klassenkämpfe der Werktätigen gegen 
‚diese Politik vor. 

Auch in den anderen img 
schen Staateı 
perialismus gesetzmäßig in diese Rich- 
tung, als Ergebnis der verschärften in- 
neren und äußeren (Konkurrenz- 
kampf) Widersprüche. 


In England, Dänemark, Italien vor 
alem hate diese Politik der 
letzten Monaten 
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Argentinien 


Peronismus ohne Peron 


Am, 1; Jul warb Juan Peran, Pr 
irgentiniens, Als am folgende 
Tag der Sarg mit der Leiche Perons 
in den Kongreßpalast überführt wur- 
de, strömten Hunderttausende ins 
‚Zentrum von Buenos Aires; sie warte- 
ten zum Teil zwei Tage und Nächte 


Es 


yerchärienden Klasenwiderspröche 
zu glätten, um die stärker werdenden 
linken Kräfte in und außerhalb der 
peronistischen Bewegung zu inegrie 


Perons dritter Weg zwischen So- 
zialismus und Kapitalismus ist — 
wie Peron selber propagierte — der 


aller poli 
und wirtschaftlichen Kräfte, 
heißt also nichts anderes als die Stabi- 
lisierung des Kapitalismus auf dem 
Rücken der Arbeiterklase, wobel die 
pczielle peronistische Ideologie" aus 

/ersatzstücken. des herkömmlichen 
Faschismus und des gewöhnlichen. 
Sozialdemokratismus  zusammenge- 
Zimmer ist, 


Peron war der Mann, der dem 
raentinichen Volk nicht nur diese 

itik verkaufen, sondern der auch 
aktiv dafür mobilisieren sollte, Alle 
‚such nur zaghaften Kritiker an Perons 
Politik wurden als dem ntini- 
schen Volk {remde Kräfte (1) hinge- 
stellt, die den „nationalen Wieder- 
aufbiu” stören. walten, Peron nat 

ien einzelnen Argentinier” auf, 
üenen diese Kräfte zu kämpfen. Mit 


Pierburg — Neuß 


Auftritten auf Massenversammlungen, 
mit scheinbaren Rücktrittsdrohun. 


‚durch Ermordung der polic- 
rup- 


"hen Gegner!), revolutionäre, 
‚pen wurden verboten. 

Das dieser Entwicklung 
war, daß Teile der Arbeiter- 


Klasse“ die Ardelterfeindlichkeit ein- 


jedoch auf der Massenebene 
noch nicht zu einer umfassenderen 
Biken den Charter Om Baal 
mus t. Das zeigt sich nicht 
zuletzt In den Reaktionen auf Pe- 
tons Tod. 
Unter diesen Voraussetzungen ist 
s weitere Vorgehen der argentink 
hen Bourgeoisie abzusehen. Die 
Stärkung des nationalen Kapitals auf 
Kosten der Bevölkerung und die Ver- 
dieser Politik durch unge- 
Demagogie lassen sich 
Integrationsfigur Peron zu- 
nächst sicher schwerer durchsetzen. 
Man wird versuchen, einen ungeheu- 
ren Mythos um Peron aufzubauen 
und die Notwendigkeit di 


August 1973: Die Arbeiterinnen von Plerburg erkäämpfen in einem mehr- 
tgigen Streik zahlreiche Verbesserungen. Heute sollen die Belegschaftsvor- 
roter im Betriebsrat für den Erfolg kämpferischer Solidarität bestraft werden. 


Schon in früheren Ausgaben des AK 
(tr. 43, 44 und 46) mußten wir uns 
mit den Versuchen der Piert 

talisten (Autogerätefirma in Neu 
Behätugen, die Belegschaftsvertre- 
ter im Betriebarat wegen, ‚Störut 
des Betriebafriedens’ aus der Fa 
zu drängen, 

Die Kollegen Kelidis, Bı 
Leipziger und Jimenez sollen nacı 
Aussage eines ehemaligen BR-Kol- 
Iegen Im Sommer des Itzten Jahres 
‚die spontanen Streiks mi n 
=* Und damit gegen die ‚Friedens 
pfücht" des Detriebsverfasungsge- 
jetzen verstoßen haben... Kara, 

inziger iesen 
gunerund war Dakar die schrifieh 
zu Protokoll gegebene Aussage des 

hischen Betriebsrats Satollas, 

unter mysteriösen Umständen 
von der Pierburg-Geschäftsleitung 
im März dieses Jahres gefeuert — und 
schließlich mit einer ungewöhnlich 
hohen „Abfindungssumme" 
25.000 DM) in seine Heimat ent- 
lassen wurde. 

Vorm Neußer Arbeitsgericht fa 
die Auselnandersetzung ihre Fort- 
setzung. Die Anwälte der Kapitall- 

ohne ihren „Kronzeu 
und sahen sich in 
riegenheit, für die am 8. April 
1974 ausgesprochenen fristlosen Kün- 


digungen 'n die vier Betriebsräte 
Meuen"Beuematerlal und neue Zeu- 
gen heranzuschaffen. 

Zur ersten Verhandlungsrunde 


vorm Arbeitsgericht am 23. April, 
brachten die Anwälte zwei 
Beschäftigte der Rokal in 


Nettetal mi. „Se solten bereueen, 
Rokat zum Sei fen hätten. 
‚Doch nie konnten nur bestätigen, daß 
Arbeiuplnie Bangenden Rokarkot 
e 
lagen die Solidarität der Pierbu 
Iechafı nnuurgen” („Mail 
u 
Von Streik war nie die Rede, Da- 
it selbst diene völlg abwegiee 
zur ng 


ündigur 
'ollegen in sich zu- 


sammen. 


Was die  Kapitalistenvertreier 
schließlich in der zweiten Verhand- 
am 1$. Mai, vorm Arbeitsgericht 
Besten gaben, war noch einen 
Tick verrückter: So sollten Solidarı 
iegramme, Briefe und Spenden, 
‚schaftern, Studenten 
ikenden Pierburg-Kol- 
‚geschickt worden waren, die 


die spont 
schaft „beweisen” 


Das heißt, es wird eine weitere 
Verschärfung des Rechtskurses ein- 
geleitet, Auf der einen Seite militd- 
fisch — Militär und Polizei wurden 
bereits in Alarmbereitschaft versetzt, 
um möglicherweise zunehmende 
Kämpfe der Arbeiterklasse von vorn- 
herein niederzuschlagen. Zugleich 
wird die versuchen, die 
faschistische von’Tei- 
len des Volkes voranzutreiben. 

Die Frage, ist, inwieweit kommu- 
nistische und demokratische Kräfte 
diesem Kurs entgegentreten können. 
Entscheidend dabei auch das 
Verhalten der linksperonistischen Or- 
Wanisationen und Gruppen sein. 
Durchschauen sie die bi Na 
tur des Peronismus und. treten sie 
dagegen auf, sind sie zur Zusammen- 
arbeit mit linken nichtperonistischen 
‚Gruppen. bereit? Oder ist ihre Bin- 
dung an den Peronismus so stark, 
daß sie einen argentinischen „Natio- 
nalsozialismus” unterstützen würden? 
Bei den Montoneros z.B. — einer 
pohisch-miltärschen, Jugendorgan 
sation der peronistischen 
= scheint noch, beides möglich 
Die, Montoneros kämpfen einerseits 
gegen den Sozialpakt, gegen die 
werkschaftsführung und treten für 
bewaffnete Volksmilizen ein. Auf 
der anderen Seite haben sie immer 
darauf bestanden, daß sie trotz Mei- 
nungsverschiedenheiten mit Peron 
Peronisten sind. Sie haben den „volks- 
tümlichen, revolutionären Nätiona- 
lismus des peronistischen Volkes” (1) 
auf ihre Fahnen geschrieben (Prensa 
Latina, 10.6,74) — ein Ansatz, der 
auch für eine faschistische Ideolo- 
gie und Politik genutzt werden kann. 


Für den Fall, daß die peronisti- 
sche Ideologie nicht, mehr unter den 
Massen verfängt und die fortschritt- 
lichen Kräfte gemeinsam den Kampf 
aufnehmen, besteht die Gefahr eines 
Putsches und einer ‚faschistischen 
Diktatur wie in Chile, Brasilien und 
anderen Ländern Lateinamerikas. Die 
USA und ihre Anhänger in Latein- 
amerika — die allesamt faschistischen 
‚Nachbarländer Argentiniens (Brasi- 
lien, Chile, , Bolivien, Para- 
gay) — würden einen „Unruheherd” 
Argentinien zu liquidieren versuchen. 


ten die Solidaritätsadressen 


‚darf keines Kommentars! 

„Auch der Aufmarsch der Lohn- 
buchhaltung. von deren Aussagen 
sich die Firmenbosse offensichtlich 
einiges erhofften, erwies sich alı Bu- 
merang. Deren Vorwurf: Betriebirat 
Peter Leipziger soll gesagt haber. 
„Jetzt ist die Schonzeit für das Lohn- 
Büro vorbei. Es braucht nur ein Wort 
von mi, und tawend Leute stehen 
auf dem Hof.” („Metall”, 11/74) 

Die K: ten-Vertreter woll- 
ten vor Gericht glauben machen, daß 
das ein Aufruf zum „wilden Streik” 
sei. Der Betriebsrat indes hat nichts 
anderes getan, as auf die katastrophar 
len Zustände im Lohnbüro bei Pier 
burg hinzuweisen. 

ipziger erluterte vor Gericht 

Immer wieder gab es in der Lohn 
Obreehaing 207 allen bei den 

indischen Kollegen — Un 
keiten. Kin paar Kollegen beich 
ten sich — die meisten konnten sich 
aber noch nicht einmäl beschweren, 
weil sie das komplizierte Abrech 
nungssystem nicht durchschauten.” 
ük. "Metall", 11/74) 


„Kompromiß” a ia Pierburg? 


Die dritte Verhandlung vorm 
Düsseldorfer Arbeitsgericht wird am 
7. August stattfinden. Die Kapitali- 
sten werden sich dazu etwas neues 
einfallen lassen müssen, weil alle 
bisher aufgebotenen „Zeugen der 
Anklage” die Gekündigten cher 
ent - als belastet haben, 

‚Pierburg hat mittlerweile. ei 
„Einigungsvorschlag” _ unterbrei 
der an Dummdreistigkeit wohl kaum 
zu überbieten ist: Die vier Betriebs 
fäte treten von ihrem Amt zurück 
und die Unternehmenaleitung ver- 
spricht dafür, sie weiterhin zu bes 
schäftigen. So hätten sie's gern! 

Die vier Kollegen haben diesen 
Vorschlag natürlich zurückgewiesen 
= und sie wissen sich in dieser Hrage, 
einig mit der großen Mehrheit der 
Belegschaft bei Pierburg: Alle vier 
wurden erst vor wenigen Wochen 
(am 2. Ma) 1974) in den neuen De- 
trieberat gewählt! . 
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Ansht UNSER WEG Sondernummern 


Zum Nahost-Problem 
"Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF 


650 Seiten, 2. erweiterte Auflage DM2,- 
Die Emanzipation der Frau in Palästina, 3 
‚Von uns kommentierte und übersatzte Propaganda-Broschüre der PFLP zu 
diesem Thema 
24 Saiten DM. 
‚Chile: Vom „friedlichen Übergang” zur faschistischen Miitärdiktatur > 
Or te — Tr herhra Dur 


Chile: Reform oder Revolution — 
‚Auseinandersetzung mit den „. 
62 Seiten 


jegien“® revisionistischer Parteien 
DM3- 


Von Pinatli zu Feltrineiii — politischer Mord in Italian 

In einer präzisen politischen Analyse wird die „kapitalisische Strategie der 

Bomben, der Provokation und Bespitzelung, des geplanten politischen Mor: 

des und Einsatzes faschistischer Kommandos” im Kampf gegen die kommuni 
stische und Arbeiterbewegung am Beispiel Italiens enthält. 


44 Seiten DM 1.50 


OferAukenpehiä der VR China 

Ausführliche Stellungnahme zum Wandel der chinesischen Außenpolitik. 
Nachdruck von ARBEITERKAMPF-Artikeln. 
50 Seiten DM 2,50 

An nu Indochinn 

Nachdruck von K8-Reden, ARBEITERKAMPF-Artikein und wichti 

Dokumenten ag 

2. erweiterte Auflage, 26 Seiten DM 0,50 

Nachdrucke von Artikeln der KAB-Arbeiterzeitung zu zentralen Fragen der 

Arbeiterbewegung: 

Teiı 

Ausdem Inhalt: 

„‚Links"opportunismus in der Gewerkschaftsfrage muß zurückge- 

Wiesen werden. 

Kampf dem Faschismus. 

Zur Rolle der SPD 

„Zwei Fraktionen der Kap 

Die Arbeiter brauchen ihre Ps 

senzen muß diskutiert werden‘ 

Europas Proletariat vor dem Sturm 

58 Seiten 


stenklasse"”? 
tei.- über welche politischen Diffe- 


DM2, 
Teil 2 


Aus dem Inhalt: 


Zur Gewerkschaftsfrage; Was ist Ökonomismus? Was ist los mit 
der Mitbestimmung? 
‚Chemie-Tarifrunde 71: Ein großer Kampf und ein schwacher 

Abschluß. 
Volkskrieg und politische Lösung 
Zur Kritik 


Aktionseinheit zur Metalltarifrunde 71 — Verlauf der Aktions- 
einheit 
‚Für das Bündnis von Intelligenz und Arbeiterklasse 


62 Seiten DM, 


Der Metallarbeiter Streik in Schlerarig. Holstein 1956/57 
Eine ausführliche Analyse der Flenmburger KB-Gruppe 


16 Seiten DM. 


Wohnungsprobleme in der BRD 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF seit März 72 
A. erweiterte Auflage 

keine $. Auflage wird vorbereitet) 
64 Seiten Kleinformat 


Schuikampt 
Artikel des ARBEITERKAMPF Nr. 24 — 42 zu Fragen den Schulkampfes. 
92 Seiten Kleintormat. DM 2,- 


Wem nützen die Bomben bei Springer ? 
Nachdruck von Referaten auf der Großveranstaltung des KB anläßlich der 
Baaer-Meinhot-Kampagne der Bourgeoisie. 


32 Seiten. DM 1,50. 
Zum Aufbau eines Sozialistischen Studentenbunden Teil 2 
40 Seiten DM 1,50 


Zur Politik des KBW (NRF) 
[Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF und UNSER 
WEG 

75 Seiten 


Aktionseinheit oder „Partei“ Iaden-Politik 7 
ternes Papier des Ragionalkomitees Wanserkante der „KPD“ gegen den KB 
8 Seiten DM 0.50 


oma, 


Kampf zweier Linken in der KP-China 
Die Leitungvtätigkeit und den Arteitutil verbauen 


Die pohtnche Arbeit im Sundttat 
2 Saiten omi- 
On Zur Fanchiumundiskumion 
2280 DM 
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Anzahl 


[®) 20/2 
(S)ge 
OR 


Zum 1, Mai 1073 
Die chineusche Kulturrevolution 
2 Saiten om2; 
Schädliche Illusionen über den Kampf der arabischen Völker 
Kritik eines griechischen Genossen 

Neue antikommunistische Broschüre. 
37 Seiten OM 2,50 
Zusammenarbeit und Auseinandersotzung mit der „‚KPD' 
Solbstkritik Marko KBW 

Propaganda der Faschinten 

Arbeitsordnung Blohm & Von 

Berufsbildung in Stuten 

Zur Westsuropäischen Chile-Konferenz. 


49 Seiten DM 2.50 


Bücher und Broschüren 


Patkatina 
Interviews und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP und PFLP- 
‚Allgemeine Führung, 


120 Seiten Großfon DM6,- 
Die chinssische Kulturrevolunion 

in Dokumenten, Nachdrucke von ausgewählten Artikeln der „Peking Rund: 
schau” aus den Jahren 1966 und 1967 

134 Seiten Großformat DMB.- 
UNSER WEG Revisionismuskritik, 

160 Seiten Buchformat DM 4,50. 


Die politische Macht kommt aus den Gewehrläufen | 
Nachdrucke von Texten zu Fragen des bewaffneten Kampfes. 
250 Seiten Buchformat DM6,- 


Gegen die schrittweise Faschisierung von Staat und Gesellschaft 
[Nachdrucke von Artikel unserer Zeitung ARBEITERKAMPF zur Frage der 
schrittweise Faschisierung von Staat und Gesellschaft 

160 Seiten Buchformat DM 4,50 
Kampf dem Faschismus 

Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwanziger und Dreitiger 
‚Jahren zum Thema Faschismus 


350 Seiten Buchformat DM 6,50 


‚Weiter vertreiben wir folgende Bücher, die vom Arbeiterbuch 
herausgegeben sind: 

Eis eitt sich in zwei 

Originaltexte der chinesischen Kulturrevolution. 
209 Seiten Buchformat 


Iwan Popow - Als die Nacht verging 
Der Roman umfaßt einen kurzen Zeitraum gegen Ende der „Stolypinschen 
Reaktion”, dieser schwersten und finstersten Zeit für das russische Proletariat. 


die aut di Revolınr von 1008 1 
Teil I und Teil 2 je ul 


Ernst Thälmann - Über Gewerkschaften 

Beiträge auf dem 10. Plenum des EKKI, Juli 1929 zum Kampf um die sevolu 
ionäre Klssenlinie und die rerolutiondte Einheit in den reformistischen Ge- 
werkschaften. 

| 100 Seiten Buchformat DM 3 


DM 6, 


DM 6, 


Hermann Remmele — Schritt haltan I 
Warum muß der Kampf gegen zwei Fronten gerichtet werden ? 

Schrift von 1930 gegen den Links und Rechtsopportunismus in der KPD 
N 100 Seiten Buchformat DM 3,- 


DIE INTERNATIONALE Zeitung des kommunistischen 
Bundes für den proletarischen Internatipnalismus. 


| 
) UNSER WEG Zeitung des Kommunistischen Bundes zu 
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In diesem Katalog sind unsere herausgegebenen Broschüren und Bü 
‚cher mit jeweils kurzer Inhaltsbeschreibung aufgeführt Der Katalog 
bietet Insofern auch eine gute Unterstützung für die Arbeit mit inte 
rensierten Kollegen und Freunden, 


Das chilenische Militärregime hat für 
seine Mord- und Terrorherrschaft nicht 
nur Hilfskräfte des nordamerikanischen) 


Geheimdienstes CIA und der brasi- 


Nianischen Polizei eingesetzt, sondern 
in seinem Dienst stehen auch deutsche 
Mord- und Folterexperten. 


@ Walter Julius Rauff, während der 

Nazi-Diktatur einer der engsten 
Mitarbeiter von Adolf Eichmann, in 
dieser Funktion wesentlich an der 
Einrichtung von Gaskammern betei- 
ligt und einer der Hauptverantwort- 
lichen der Massenmorde im Nazi- 
Konzentrationslager von Minsk 
(Sowjetunion), ist heute in Chile 
einer der Folterchefs der politischen 
Polizei DINA (Direccion de Intelli 
gencia Nacional), („Frankfurter 
Rundschau", 29.6.74) 


© Christian Ackerknecht, Enkel ei- 

nes deutschen Einwanderers aus 
Württemberg, ist Militärbefehlshaber 
der Bergbauprovinz O’Higgins (wo 
die Kupfermine EI Teniente liegt), 
Standortkommandant von Rancagua 
und Kommandeur des Gebirgsin- 
fantrie-Regiments „Lantaro”. Vor 
vier Jahren absolvierte Ackerknecht 
noch einen Kursus an der Führungs- 
akademie der Bundeswehr in Ham- 
burg-Blankenese und bei der 14, 
Panzerbrigarde in Koblenz („Stern”, 
13/74). 


Das sind nur zwei bekanntgewor- 
dene Beispiele. Deutsche Faschisten 
und deutsche Imperialisten haben 
den Militärputsch In Chile mit initi 
iert, haben mit davon profitiert und 
stehen heute mit in den ersten Rei- 
hen der Mord- und Terrorbanden. 
serade in den deutschen „Kolonien' 

hat der chilenische Faschismus siele 
treue Vasallen gefunden: und das ist 
insofern auch nicht verwunderlich, 
da es sich bei diesen „deutschstäm- 
migen Chilenen” zu einem großen 
Teil um finanzträchtige Großgrund- 
besitzer handelt, die seit dem Ende 
des letzten Jahrhunderts davon le- 
ben, daß sie dem chilenischen Volk 
die Ernährungsquellen geraubt ha- 
ben. Der „alte deutsche Siedlergeist'” 
ist dort nach wie vor erhalten, er- 


Bestellt! Nazi-Folterer in Chile 


Ein erschossener Allende-Anhänger wird aus einer 
Baugrube gezogen 


uch 
des westdeutschen Finanzkapitals in 
Chile. Und auch das chilenische Mi- 
lithr selbst ist heute nach wie vor mit 
‚dem „Geist der alten deutschen Wehr- 
macht” (so der Faschist Acker- 
knecht) durchzogen: bereits 1896 
übernahm eine preußische Militär- 
mission unter dem General Emil 
‚Körner die Ausbildung des chileni- 
schen Offizierskorps. 


Erinnern wir uns auch noch ein- 
mal an den Brief der westdeutschen 
Hoechst-Niederlassung in Chile an 


> cken die Konzernleitung in Frankfurt, wo- 
\ miele raus erkennbar wurde, daß der west- 
deutsche Imperialismus nicht „mur” 
vom chilenischen Militärputsch pro- 
fitert, sondern offenbar neben Sem 
AR US-Kapital auch direkt an dessen 
Vorbereitung beteiligt gewesen ist 
ARBEITERKAMPF Zeitung des kommunistischen Bundes. „Der »0 lange erwartete {I} Ein 
ariff der Militärs hat endlich sıarı- 
Dee Eefunden .. . Wir sind der Ansicht, 
Den daß das Vorgehen des Miltdrı und 
ee aan A der Polizei micht intelligenter ge- 
a 1 Aust 5 plant und koordiniert werden konnte 


und daß es sich um eine Aktion 
‚handelte, die bis ins letzte Detail 
robereliet wer und glänzend auge 


hrs wurde. Ole wid m 
Ben mfı ein für’ Üoechster Produkte 
ar 8 Auıben zunehmend interemanter Markt 
SFörderabe für 6 Ausgaben » Br 

SF örderabe für 12 Ausgaben » 


(Dieser Brief ist ausführlicher zi 
tiert in unserer Broschüre: CHILE 

vom „friedlichen Übergang” zur 
faschistischen Militärdiktatur.) 

Die Mitwirkung deutscher Fasch+ 
sten und deutscher Imperialisten beim 
Massenmord am chilenischen Volk 
muß es der westdeutschen Arbeit 
klasse zur noch größeren Pflicht 
machen, den antifaschistischen Wr 
derstand solidarisch und tatkräftig 
zu unterstützen. Was Clara Zetkin 
1923 inbezug auf den internationa- 
ien Kampf gegen den italienischen 
Faschismus sagte, gilt dabei heute 
ebenso inbezug auf Chile und andere 
faschistisch regierte Länder 


‚Wenn es unsere Pflicht ist, in- 
ternational an die Überwindung des 
Faschismus in Italien unsere ganze 
Kraft zu setzen, so dürfen wir dabei 
nicht vergemen, daß die erfolgreich 
ste Überwindung des Faschlamus im 
Auslande zur Vorsumetzung hat, daß 
wir auch den sich organisierenden 
Faschismus in unserem eigenen Lan- 
de mit aller Macht bekämpfen und 
wründlich besiegen.” 
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‚Arbeiterkampf Nr. 47 / Juli 1974 


Seit Jahrzehnten kämpfen die Völker 
Ims, Kambodschas und Laos ge- 
gen den US-Imperialimus für ihre 


Kampf m 


‚Die weitergehen. 
Nur offiziell haben die US-Imperia- 


listen Ihre Truppen abgezogen. Die 


Unabhängigkeit. Die US-Regierung Wirklichkeit ist. daß sie ihre militäri 

hat weder vor einem systematischen schen Schwerpunkte verlagert und 

Völkermord zurückgeschreckt noch eine andere Taktik eingeschlagen ha- 
den, 


IAhre durch Chemikalien, Entlau- 
bungsmittel etc. zu vernichten. 

Trotz der riesigen Kriegsmaschine 
ie und des technologischen Aufwan- 
des ist es dem US-Imperialismus je: 
doch nicht gelungen, die Völker Indo. 
Chinas zu unterwerfen. im Gegenteil 

‚die Volksbefreiungskiäfte haben be- 
deutende Siege errungen, 


2 


die Kommandozentrale wurde von 
Salgon nach Bangkok (Thailand) 
verlegt 

die US-Soldaten sind jetzt in Guam, 
Thalland und im Golf yon Ton: 
king stationiert, 

in Japan und auf den Philippinen 


Pnom Penh stellten sich hinterher sogar noch dan Fotografen, damit alle 
Welt sehen kann, wie vielen gefangenen Gegnern sie die Köpfe abge- 
schnitten haben. Und wrotzalledem führt das Volk Kambodscha: den. 


Kampf weiter. 

Die US-Regierung mußte für Viet- 
nam bereiis Im Januar 1973 durch 
die Unterzeichnung des Pariser Frie- 
densabkommens fentlich für alle 
Völker ihre Niederlage eingestehen, 
für Kambodscha am 15. August 13 
und für Laos zehn Tage später. Den 
noch — dies war kein endgültiger 
Sieg für die Völker Indochinas — der 


existieren starke Militärbasen, von 
denen jederzeit erneut Einsätze 
gegen Indochina geflogen, werden 
Könnten 

Saigoner Marionetten der US-Im- 
perilisten werden vollgestopf mit 
Kriegsmaterial und amerikanischen 
„Beratern” sie werden unterstützt 
mit hohen Wirtschafts. und Finanz- 


abkommen (hieran beteiligen sich 

auch die westeuroplischen Impe 

alisten) 

an sicht: Die Abkommen haben 
für die US-Regierung kaum mehr Wert 
alk Sin paar Biäiter Iseres Papier. Ent 
scheidend für einen endgültigen Sies 
der Völker kann nur ihre eigene 
Kampfkraft und die internationale 


Vietnam — Verteidigung 
der befreiten Gebiet 


In Saigon versucht US-Lakai Thieu, 
von den Volkakräften befreite Gebie- 
te zurückzuerobern und die Berölke: 
rung in dem ihm noch verbliebenen 
Einflußgebiet mit faschistischen Me- 
thoden zu unterdrücken. 

Dagegen kämpft das vietnamesi 
sche Volk und die Volksbefreiungs- 
armee, unter Berufung auf das Pariser 
Friedensabkommen, das ausdrücklich 
‚jede militärische Aktivität verbietet, 
he Recht auf Selbeitsestimmung des 
Volkes von Shdvietnam garantiert und 
die Durchführung freier und demo- 
kratischer Wahlen festlegt. 

Ein Interesse, dieses Abkommen 
u, brechen, hat eindeutig nur die 
US-Regierung _und ihr Statthalter 
‚Thieu. Wie der Teufel das Weihwase 
so fürchtet die Thieu-Clique die Ent- 
scheidung des Volkes und damit die 
politische Konfrontation mit der 
NL. Deshalb gibt es für Thien und 
den U$-Imperalismus nur eine Lö- 
sung, den Versuch, die andere Seite 
militärisch zu vernichten. Selt das 
Friedensabkommen besteht, wird es 
von den ThiewSöldnern und den US- 
„Beratern gebrochen: sie morden, 
fiegen Angriffe gegen befreite Ge- 
biete, kerkern weilerhin politische 
Gefangene ein, halten KZ's aufrecht, 
verhindern die Arbeit des „Rates für 
nationale Versöhnung und Eintracht“ 
(der laut Abkommen die demokra- 
tischen Wahlen durchführen und über- 

werden un- 
bequemz Vertreter der sog. dritten. 
Kraft (die bürgerlich-demokratische 
Opposition gegen Thieu; im Pariser 
Abkommen neben. der" FNL und 
Thieu als dritier Träger einer Frie- 
denslönung festgelegt) _liquidiert 
(Vergl. dazu in AK 40 den Bericht 
über das.Weißbuch der DRY, das 
über die Verletzungen des Färser 
Abkommens durch Thies und die 
US-Regierung berichtet). 

Für die Volksbefreiungskräfte Süd- 
vietnams und die DRV (Nordvietnam) 
muß deshalb ‚die Verteidigung des 
Landes weiter die Hauptaufgabe 
bieiben. Die Wirtschaft des Landes ist 
vorrangig darauf ausgerichtet, Solda- 
ten mit Waffen und Nahrungsmitteln 
versorgen zu können; die Industrie 
bieibt dezentral — d.h. die in allen 
Regionen aufgebeuten meist unter- 
irdischen Betriebe, die gewährleisten, 

ich bei Bombardierungen di 
rel, dazu ın AK 40 den Bericht 
über das-Weißbuch der DRV, das. 
über die Verletzungen des Päriser 
Abkommens durch Thieu und die 


Für die Volksbefreiungskräfte Süd- 
vietnams und die DRV (Nordvietnam) 
muß, deshalb ‚die Verteidigung des 
Landes weiter die Hauptaufgabe 
bleiben. Die Wirtschaft des Landes ist 
vorrangig darauf ausgerichtet, Solda- 
ten mit Waffen und Nahrungsmitteln 
versorgen zu können; die Industrie 
bleibt dezentral — dih. die in allen 
Regionen aufgebeuten meist unter- 
irdischen Betriebe, die gewährleisten, 
1aß auch bei Bombardierungen die 
Produktion weitergeht, bleiben erhak- 
ten; die Wiederherstellungvon Straßen 
und Brücken als Versorgungswege. 
ist vorrangig. 

Zum anderen ist der Aufbau eines 
öffentlichen Gesundheits. und Er- 
zichungswesens in den Befteiten Ge- 
bieten von großer Bedeutung, Diese 
Fortschritte, dazu die breite Ver“ 


Öffentlichung des Pariser Abkommens 
in den noch von der Saigoner Ver 
waltung besetzten Gebieten und d 
Aufzeigen der Verbrechen Thieu 
lassen die Söldnertruppen, bröckeln 
und ziehen immer mehr Menschen 
auf die Seite der Beireungsbewe 
zung 


Kambodscha — 
Volkskräfte auf dem Vormarsch 


In Kambodscha versucht die Lon 
Nol-Qlique_in Phnom Penh verzwer- 
felt, die US- und andere imperialisti- 
sche Interessen zu vertreten. Über 
9/10 des Landes wird von der Natio- 
nalen Einheitstront beherrscht; die 
Söldnertruppen Lon Nolssind schwer 
angeschlagen und von Korruption 
zersetzt - so verschieben die 
fehlshaber lieber die Sold-«Gelder auf 
eigene Bankkontos in die Schweiz, 
anstatt die Soldaten ausrurahlen. Die 
Rekrutierung neuer „Kämpfer“ wird 
‚mit über regelrechten Menschenjagden 
auf Kinder und Greise betrieben, 
die als Kanonenfutter direkt an die 
Front geschickt werden 

Immer größere Teile der Bevölke- 
rung versuchen, in die befreiten Ge- 
biete zu fliehen, um dort die Befre 
ungsbewegung zu unterstützen, oder 
sie bekämpfen in der Hauptstadt die 
Polizeitruppen Lon Nols. So mußte 
die Lon NokClique trotz der enormen 
amerikanischen Unterstützung immer 
weiter zurückweichen und ihr wack- 
liger Einfluß erstreckt sich mur noch 
auf wenige größere Städte. Gleich- 
zeitig mit der militärischen Offen- 
sive treibt die Nationale Einheits- 
front (Funk) auch die politische und 
diplomatische Offensive voran, um 
&i internationale Öffentlichkeit im 
mer wieder auf die Lage in Kambod- 
scha aufmerksam zu machen, und mit 
dieser Unterstützung dem US-Imper- 
alımus den Weg zu einer neuen In- 
tervention und neuen Massakern an 
der Bevölkerung zu verlegen, und 
schließlich die Befreiung des gesimien 
Landes: mit möglichst geringen 
Opfern fur die Berölkerung zu er 


paralll 
zu den Vietnam- Verhandlungen eben. 
Tal #iedenmerhandlungen Zwischen 
‚den Volksbefreiungskräften und dem 
Regine in Vientiane, 

Am 21. Februar 1973 kam ein 
Walfenstiltund zustande, Im Au- 
gast 1973 unternahmen die Kräfte 
der Außersten Keıktion, untermützt 
und dingiet vor allem von der thak 
indischen Regerung und vom CIA 
einen Pulschversuch, um die Ent- 
Ykluns zurckzudrehen, Das mi 

Äm 5. April 1974 kamein Ab 
kommen über die Biklung eine 
tisch besetzten Koalition in 
hane "zustande, In Vienfiane 
Kuang Frabang (den größten Städten 
en Vsber noch von derresktionkren 
Vientiane-Regierung kontrollierten 
Gebieten) wurden Sollatender Volks- 
krifte staloniert. Die ausändischen 
Truppen und Milkärs (vorallem die, 
17.080 thilindischen Söldner) mus, 
sten Laos verasen. 

Dieses Abkommen.ist das Erpeb- 
nit der Tatıschen, dab. es in den 
Schichten und Alseinandersetzun. 
Ben der vergangenen Jahre den Yolks- 
Streitkräften gelang, etwa 80 % dee 
Terrtonums "von Laoı mit etwa 


50% der  Landesbevölkerung, zu 
befreien, 
Allerdings ist nicht zu vergessen, 


daß es schon 1957 und 1962 Ver 
suche zu Koalitionsregierungen gab, 
die beidemal scheiterten, und daß 


gehen wird. Richtig ist aber auch, 
aß die Volkskräfte die Bildung der 
Koalitionsregierung nicht mit, einer 
Entwafinung und einer Preisgabe der 
Befreiten Gebiete bezahlt haben, 
sondern im Gegenteil heute auct 
den bisherigen Haupt 
Aktionären Vienti 

tärisch. präsent. si 
näre Volk von Laos hält also weiter 
hin die Waften in der Hand, um die 
Einhaltung der Abkommen zu kon- 
trollieren. 


Hausbesitzer terrorisiert 
ausländische Mieter 


Vor ungefihreinem Monat drehte der 
Hausbesitzer Hechler im Haus Rot- 
lindstraße 4 veinen in Mietstreik be- 
findlichen Mietern das Waser ab. Die 
Bewohner, alles ausländische Kolle 
gen waren gezwungen, das Wasser mit 

imern von Nachbarn zu holen, Die 
herbeigeholte Polizei informierte das 
Ant. für das den 


sbenitzers, der erneut 
störte, Den Mie- 
ten gelang ex jedoch, diese nötdürf- 
tig zu reparieren, sodaß jetzt das Was- 
ser spärlich luft 
Dieser Willkirakt Hechiers reiht 
sich ein in ständige Terrormaßnahmen 
dieser 
Mietern, wie er sie nach eigenen Wor- 
ten „nach uralter deutscher Methode“ 
praktiziert, So unternimmt er mit ek 
ner Truppe von 18 mit Karabinern 
bewaffneten Jugoalawen abendliche 
Razzien® in seinen Häusern. Er laßt 
Türen aufbrechen, Möbel ausräumen 
und bedroht die Bewohner. Daß Hech. 
für seine Aktionen gut gerüstet ist, 
I nsch einer Pl h 


rabiner wehr und ein Elektro- 
schock Gummiknüppel gefunden. Die: 
‚ht der fascht 

(ser als Liebhaber 


Sammlung zu verharmlone 
ren ja alte Waffen, die hal 
Sammlı 


seine Terrorakte anführt, bestehen aus 
rasistischem und _ antikommunisti 
schem Sud. Nach seiner Ansicht leben 


Umernehmer 8PO-Stedtatrorae, Jule 


UNS Follei decken seinen rauisthchen 
Terror gegen muländische Arberertamilen, 


ie ausländischen Mieter „wie die Zi: 
geuner‘‘, handeln mit Rauschgift, dro- 
hen mit Waffen und tragen Tausende 
von Mark in den Taschen herum. Der 
verwährloste Zustand des Hauses it 
nach des Haushesitzers Behauptung 
ebenfalls allein Schuld der Bewohner 
und nicht etwa Folge von Überbele 
nut, So fordert denn 

‚ch altem. NaziVor 


bild, die ausländischen Arbeiter und 
Familien in Lagern zu internieren 
‚Und diese Leute müßte men In einer 
Wohnbaracke oder sonst was unter- 
bringen, wo sie unter Aufsicht ste- 
hen.“ 


Die Proteste der Bewohner haben 
dazu geführt, daß Hechler seine Häu- 
ser verkaufen will — hat er als 
Schankwirt und Baufirmainhaber 
doch auch so sein „Auskommen" 
Zu diesem Zweck will er die Mieter 
Auf die Straße setzen, denn: „ch 
kann doch die nicht einfach "rot 
schießen " („FR", Ostern 74). 


Bereichnend ist das Verhältnis 
des CDU-Mitglieds Hechler ‚zum 
Stuatsapparat, oder vielmehr des 
Stuatiapparat; zu Hechler: Obwohl 
Amter und Gerichte seit 1971 Hech- 
ier und seine Methoden kennen, 


schleppen sich die Verfahren hin 


sziologiiche Barrieren“ (. 
Ostern 74) - wenn sie über Leute 
aus dem gehobenen Mittelstand ur 
teilen sollen, Die Folge verschlepp- 
er Verfahren sei, 20 Koch, daß 
Besonders bei Ausländern Zeugen 
verıchwinden oder unter Druck ge 
sett: werden.” „Auch dränge 0u 
Richter, ihre Urteile. beschwerdeit 
cher zu machen, so daß se den 
Angeklagten gegenüber in hohem 
Maß , zugestindnisfreudig sind.” 
KER", Ostern 74) 

Jedoch auch ergangene Urteile ha 
ben bei swoichen Angeklagten wie 
Hechler erst einmal gar keine Fol 
wen. Obwohl er schon 1972 (1) we. 


gen Mietwucher zu Geldbußen und 
Mietrückzahlungen von insgesamt 
mehr als DM 100.000,- verurteilt 
wurde, hat er bis heute keinen Pfen- 
ig bezahlt. Es. ist nicht bekannt, 
dab die "Gerichte _ irgendwelche 
s zur Durchsetzung ihrer U 


apitlsien unternommen  häten. 
Ba'ibt einen weiferen Iiinweis di: 
"daß Jana und Amter dies 
Mibstände und den Terror Hechlers 
Offensichtlich decken wollen 

"Denn ich Bin ja von höhrren 
Leiten vernommen worden. Yom 
Helen da Gewerbeamian von Hu 
ien des Polleiprändiums, slıo von 
Ale Se Und du nd zu 
Hechter nur ein. poltienes Opfer 


it, das man aumehmen will 
30 der Faschist Hechler zur „Frank- 
furter Rundschau” 


Die SFD-Stadtyerordnetenfraktio 
ie über den „Exzeß des Hausbesit- 
zerı Hechler"'"em; 


können: Sie sollen sich verträuensvoll 
s Amt für Wohnungswesen oder 


ind 
chel warnt gleichzeitig vor Mietstreiks 
als angeblich untauglichem Mittel 

ahrhaft konsequente sozial 
sche Schaumschlägerel. ® 


Branchenzelle Metall des. 
KB/Gruppe Frankfurt 


Von Hachlars TarrorStotupp zerstörte Wanserloitung In ainom von 
Ausländern bewohnten Hau, 
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Polizei-Überfall in Loxsted 


‚Arbeiterkampf Nr. 47 / Juli 1974 


und auch in der Prankfurter Unikli 
nik wurde bereits ein Vorstoß un- 
ternommen, den Verkauf kommuni- 


Frankfurt: 


‚Am 4. Juli überfielon vier Kriminal 
beamte sowie ein halbes Dutzend 
mit Maschinenpistolen bewaffnete 
„Schutz”-Polizisten das Haus der Fa- 
imilie Scheele in Loxstedt (Land- 
kreis Wesermünde, nahe Bremerha- 
ven). Zur Zeit des Überfalls befand 
sich Frau Scheele mit ihren sechs 
Monste und zweieinhalb Jahre alten 
Kindern allein im Haus. Bei An- 
näherung des Polizeiwagens verließ 
sie das Maus, um nachzuschen, was 
los sei. Die Bullen befahlen ihr, so- 
fort stehen zu m, und an ihr 
vorbei stürmten die „Zivilen” ins 
Haus, um es zu durchsuchen. Erst 
auf wiederholtes Fragen teilten die 
Polizisten Frau Scheele den Grund 
für den Überfall mit, Für Frau Scheele. 


Aufklärungsergebnis konnten die 
„mutigen“ Polizisten ihrem Vorge- 
setzten dann melden, daß die Scheoles 
einen dänischen Musiker zu Gast 
hatten, der bereits am Mittwoch 
wieder abgereist war, Trotzdem ist 
dem Kriminaloberkommimsar Voss 
die ganze Sache weiter verdächtig. 
!Die Geschichte (!) mit dem Däneı 
müssen wir natürlich nachpräfer 
(„NZ". 6.7.) Die Überprüfung soll 
durch eine übergeordnete Stelle er- 
In, din Vom auch acht yarıca 
wi 


In Loxstedt mußte die Familie 
Scheele als Objekt einer Polizei 
Übung herhalten, bei der die Bullen 
die „Eroberung” und Durchsuchung 
eines Hauses probten. Die Geheimnis- 


Uni-Verwaltung will Büchertische 
in der Mensa verbieten 


Die Frankfurter Universitätsverwal- 

tung will die Büchertische in der Men- 

sa verbieten. Der Geschäftsführer des. 

Studentenwerks, Kath, hat dazu 

wechselweise die lächerlichen Be- 

gründungen abgegeben: 

® Studenten hätten sich wegen Be- 
hinderung und Raumnot be- 
schwert; 

@ die Büchertische seien feuerpoli- 
zeilich nicht zulässig (nachdem 
dies offenbar 5 Jahre lang, so 
lange gibt es die Büchertische 
‚dort, „nicht aufgefallen” ist!). 

Es isl’klar, daß es hier um etwas 
anderes geht: Die Büchertische wer- 


In München und Erlangen wur- 
den bereits Büchertische gewaltsam 
geräumt; in Marburg hat der Uni 
veritätsprlident Zingl ebenfala ver 
sucht, die Büchertische zu verbieten; 


Hamburg: ; 
„‚Verfassungsschutz’’ wollte 
Spitzel anwerben 


stischer Zeitungen zu verbieten. 


Die Organisationen und Buchlä- 


den in Prankfurt, die diese Bücher- 
tische machen, wollen gemeinsam 
diskutieren, wie der Kampf 
dies drohende Verbot nach Ende 
Semesterferlon Im Oktober organ 
siert werden muß. . 


KB/Gruppe Frankfurt 


ven 
r 


war die Polizelaktion ein derartiger krämerei, der berüchtigte Mr. X, der | den von linken Gruppen und Buch- 
Schock, daß sie noch am gleichen "der Fahrt im Wagen eines | liden gemacht, und dort können die 
Abend einen Aral aufsuchen mußte an Ce eldrer” " Kmanden | Studenten anders als in den ‚nor | Am 15. Mai wurde ein Student Decknamen, finanziell tarkräftig — 
© und noch am nächsten Tag „Yöllg identifiziert owie auch der zeitliche | malen” Buchgeschäften sozialistische | des, Fachbereichs  Sosiaipkäagogik —selbumerständlich ohne Lohnutener 
durcheinander" war — s0 Herr Abstand zwischen Eingang der Mel- | Zeitungen und Literatur kaufen. Das | (FHS) von einem Spitzel'Werber des karte (Je nach Wert der Information 
Scheel: dung und Ausführung des Einsatzes | drohende Büchertisch-Verbot ist nach | „Verfassungsschutzes” (VS) . und der Arbeit, die für mich damit 
(fast 20 Std.), sprechen dafür, daß ‚| der Praktizierung eines generellen | prochen. Das ist der zweite verbunden wäre), s0 bei 400.- DM 
F Was war dür Anlaß zu diesem man hier einen billigen Vorwand zu | Demonstrationsverbots und nach der | kanntgewordene derartige Fall allein unterstützt würden. (Und später noch 
" „Blitzeinsatz von Wesermünder und einer wohl längst fälligen Polizei- | Aberkennung des politischen Man- | in diesem Fachbereich, f einmal: Der Beirag könne sich auch 
U" Öuxhavener Polizeibeamten”, wie Übung gefunden hatte, ‚dats für den linken AStA (siche zu Der Spitzel-Werber trat alsbiederer verdoppeln, je nach dem Wert der 


die „NZ” am 6,7. schrieb?” Am 
Mittwoch hatte ein Mr. X (den Na- 
men will  Kriminaloberkommissar 
Jürgen Voss aus Cuxhaven nicht 
nennen) der Polizei gemeldet, er 
habe im Wagen von Herrn Schecie 
„auf der Fahrt (!) in Richtung Bre- 


Dieser Polizei-Öberfall ist einzu- 
reihen in andere, z.T. noch wesent- 
lich brutalere Einsätze vor allem des 
bereits berühmt-berüchtigten MEK. 
Zweck der „Übung” in Loxstedt war 
offenbar, auch die „normalen” Poli- 
zisten im ländlichen Gebiet hierauf 


beidem den letzten AK) ein weiterer 
Schritt auf dem Weg der Illepalisie- 
rung der linken Organisationen. 


Jetzt helfen nur 


Sozialdemokrat auf, der auch mit 
manchem unzufrieden sei usw. Mit 
dieser Masche sollen offenbar poli- 
tisch unsichere Menschen für die 
„Zusammenarbeit" mit dem VS ge- 
Wonnen werden. Im Hintergrund 
wird mit dem Druck gearbeitet, daß 


schutz Name’ 
Studenten nennen. Außerdem, wie 
das Kräfteverhältmis dort sei: Wie 
ist es mit dem MSB, der KPD/ML, 
den Roten Garden, der KPD, der 


Informationen, die man liefere.) 


Ich sollte nun dem Verfassungs- 
von politisch aktiven 


et Fe ID Fritz  einzuüben. N ee an al PR 

feufel (von der Polizei verfolgter ‚Herr Scheele will gegen die Polizei- Er nen’ 'r den. fenden vorl 'erner müßte ich alle lätter 
Anarchistlscher Genose) erkannt Als aktion gerichtlich vorgehen, indem | MMOCH PFÜGENT gen hat, sich über dessen Tätigkeit summeln. Ich entgegnete, daß mir 
einziges Erkennungsmerkmal diente er auf Schadenersatz und Schmer- pP (z.B. beruflich) informiert zeigt als Außenstehendem ... . auch mur 
Offenbar ein Bart (1), den der Be- zensgeld sowie Amtsmißbrauchklagt. | Am Samstag, den 1. Juni fand in | usw. Mit am Anfang recht bequemen Dinge zugänglich seien, an die er ge- 
treffende getragen hat. Diese Mel- Es bleibt abzuwarten, was dabei | Lüdenscheid eine faschistische De- und nicht allzu schmutzigen Aufg- nauso gut herankäme. Man müsse ü 


dung „einer zuverlässigen Quelle” 
(0 Voss) gammelte dann bis zum 
Donnerstag morgen auf Voss’ Schreib- 
tisch herum, der dann — offensicht- 
lich in aller Gemütsruhe (der Über- 
fall erfolgte um 10.15 Uhr) — den 
Einsatz plante und koordinierte, Als. 


herauskommt, vor allem da bekannt- 
lich eine Krähe (bürgerliche Justiz) 
der anderen (Polizei) kein Auge aus- 
hackt. . 


Bei der Beerdigung eines erschlagenen Arbeiters: 


Wie in AK 46 berichtet, starb am 18. 
Juni in der Essener Universitätsklinik 
der 45-jährige Arbeiter Günther Rou- 


Überschrift zu lesen „Die Kommuni- 
sten kamen mit Knäppeln, Rohren 
und Messern” und „Mit Schutzhelm 


monstration statt. Aufgerufen dazu 
hatten am selben Vormittag die 
„Jungen Nationaldemokraten”, Ju- 
Bendorganisation der NPD, deren An- 
hänger aus den umliegenden Orten 
(Wuppertal, Köln, Iserlohn) heran- 
‚geschleppt wurden, 

Begründung ihres Auftretens war 
die ihrer Ansicht nach „inflations- 
fördernde Politik der Gewerkschaf- 


sie um 14.00 Uhr eine De- 
monstration planten, wurde erst zwei 
Stunden vorher bekannt. Sofort bil- 
dete sich eine spontane Aktionsein- 
heit gegen die faschistische Provoka- 
tion zwischen einigen SDAJlern, Mit- 
gliedern des Dachverbandes der Ju- 
‚gendzentren im Kreis Lüdenscheid, 
einigen Gewerkschaftern und Genos- 
sen der Kommunistischen Gruppe 
Lüdenscheid. 

Es wurden Flugblätter und impro- 
visierte Plakate hergestellt, die zu 
einer Gegendemonstration aufriefen. 


einer Gegendemonstration aufriefen. 

Interessant an dieser Aktionsein- 
heit war das Verhalten des anderen 
Teils der SDAJ, der den Kampf mehr 
‚oder weniger offen sabotierte. Diese 
Mitglieder weigerten sich, ihr Auto 
Verfügung zu stellen, um rote 
Fahnen von einem etwas weiter ent- 
fernten Ort zu holen. Sie müßten zu 
einer „Fete” in Recklinghausen und 
seien sowieso schon zu spät 

Wir bekamen wegen der kurzen 
Zeitspanne nur noch etwa 30 Kolle- 
gen und Genossen zusammen. 

Die Anzahl des faschistischen 
Mobs betrug ca. 80-120 Personen. 

Die Bullen hatten 25 Mann dabei. 
Auf der Demonstration kam es zu 


ben (z.B. systematischer Sammeln 
von Flugblättern für den VS) soll 
das „Opfer” tiefer in die Netze des 
VS gezogen werden. 
r einige Auszüge aus dem FSR- 
Info des „Fachbereichs Sozialpäda- 
gogik” vom 4.6.74, in dem der ange- 
sprochene Student, der das Spiel zu- 
mächst zum Schein mitmachte, über 
das Vorgehen des Spitzel-Werbers be- 
richtet: „,C. erklärte mir, warum es 
‚für den Verfassungsschutz so wichtig 
zei, gerade über unseren Bereich In- 
Formationen zu bekommen und zwar, 
weil wir es später mit einem Teil 
der Bevölkerung zu tun hätten, der 
für die Propaganda der Kommuni- 
sten besonders empfänglich sei. Das 
gelte auch für den Erzichungssektor. 
Aber nicht nur dieser Teil der Be- 
völkerung, sondern eben auch die 
Studenten seien anfällig für diese 
Ideologien... 
‚Meine Aufgaben. Der Verfasunge 
schutz suche ständig „geheime Mit- 
arbeiter". die, versehen mit Code und 


Wial 


te sich mit dem 
und fuhr einen 
mit Kennzeichen HH-RO-153. @ 


Nach einem Bericht des SSB an der 
FHS-Sozialpädagogik 


doch wohl dann in eine der Orge- 
nisationen (die er der „Neuen Lin- 
ken” zurechnet) eintreten. Wir waren 
uns einig, daß das sehr vernünftig 
ulnd wön un auch dee 
ren, daß ich dann zum 

Flugblätter verteilen müsse. Auch 
Veranstaltungen seien für den Ver- 
fassungsschutz wichtig. Ich brauchte 
natürlich nicht alles mitzustenogra- 
‚phieren, es genügte, wenn ich ein 
Gedächtnisprotokoli machen würde. 
Ansonsten hätte man auch die tech- 
nischen Mittel, um eine Versamm- 
hung mitzuschneiden. Sonst könnten 
wir uns auch jeweils im Ansch 
an eine solche Versammlung. tre 
Ten, oder er könne 
Tonband zur Verfügung stellen ,..” 


mir auch ein 


Übrigens, der Spitzel-Werber stell- 
Jamen Carsten vor 
ien Audi 80 


Kiel 
Studenten demonstrieren gegen 
Abbau politischer Rechte 


wie in AK 46 (5.32) berichtet, sind 
für die Universitäten Schleswig-Hol- 
steins sogenannte „Gebäude-Nutz- 
ungs-Richtlinien” erlassen worden. 
© Esgeht dabei darum, daß 
Fiugblätter, Wandzeitungen usw., 
die in der Uni verbreitet werden, 
einer Zensur durch die Uni-Leitung 
unterliegen sollen — 
© Politische Veranstaltungen in der 
Uni „genehmigt” werden müssen, 
und diese „Genehmigung” nicht er- 
teilt wird, „wenn zu erwarten ist, daß 


che Studenten das vielleicht noch 
nicht verstehen würden. 

Übrigens gründet sich diese Politik 
wohl direkt auf eine „Theorie“ von 
Schmierer (K BW-Führer) in KUK 2/ 
74, wo er in seiner bekannten sophi- 
stischen Manjer nunmehr „nachweist", 
;& es sich bei der Forderung nach 
er politischer Betätigung im Be- 
trieb gar nicht um eine „Semokrati- 
sche Forderung“ (im Sinne des KBW), 
sondern „nur“ um eine „Forderung 
nach Arbeiterrechten” handelt, die da- 


hier, Sympathisant der „KPD/ML”, und Schildern mußten sich die Poll- a "Genosse | Ziel, Inhalt oder Form der Veran- her z.B. mit Forderungen der Studen- 
an den Folgen von Verke die zusen vor den Kommunisten in Duis. | (olgendem Zwischenfall Fin staltung im Widerspruch zur {rei len nicht „in eins zu setzen“ (Lieb- 
&r am 5. Juni während eines Polize- hurg schätzen”. Von „300 Latten | Mit einem Megaphon wurde in den eh 'Grundord. lingauninick des KBW) sel; di 


Block der Faschisten gerissen und 


heitlich-demokratischen 
stehen” 


Einsatzes erlitten hatte, als er an eh und Besenstielen”, die „sicherge- nung die politischen Forderungen der Ar- 
nom Arbeltsperichtsproseß als Zu stelle” wurden, ist da die Rede (es | Dar versuchte, ihn zu verprügeln. | @ Büchertische und Informations beiterklame „nich unmittelbar mit 
rd geht dabei um Fahnenstangen), und | Das Megaphon wurde ihm geklaut. |  stände in der Uni nur noch „zu dem Kamp/ der Studenten zu tun“ 


Selbst in Chile hatte die faschistische 
Junta es nicht gewagt, die Trauer- 
kundgebung für den Dichter Pablo 
‚u stören, In Duisburg aber 
izei den Trauerzug und 


offenbar als Gipfel „kommunistischer 
Heimtücke”: „Die Kommunisten hat- 
ten sich auf den Straßenkampf (!) 
speziell dadurch vorbereitet, daß sie 
einen Sanitätswagen hatten.“ 

Hier wiederholt sich das Zusam- 
menspiel zwischen Polizei und bil 
gerlicher Presse, wie es auch in Ham- 
burg bei der Ermordung des türki- 
schen Arbeiters Neset Danis im Mai 
(wel. AK 45) deutlich wurde: Es wird 

logen, vertuscht, verdreht und ge- 

etzt. 


Der Genosse wurde durch die Bullen 
verhaftet. Mit ihm zwei weitere Ge« 
nossen, die ihn herausholen bzw. das 
Megaphon retten wollten. Den dreien 
wurde später beim Verhör durch die 
politische Polizei eröffnet, daß. sie 
Organisiert in eine „genehmigte fried- 
liche Demonstratio 

seien und Widerstand gegen die 
Staatsgewalt geleistet hätten. Die fa- 
schistische Demonstration endete mit 
einer Kundgebung, wo sie dann noch 


Wohltätigkeitszwecken” _ gestatiet, 
sonst aber generell verboten sind, 

Dagegen fand am 27. Juni in Kiel 
auf Beschluß der Landes-Anten-Kon- 
ferenz eine Demonstration von Stu- 
denten Schleswig-Holsteins statt. An 
der Demonstration beteiligten sich 
etwa 900 Studenten. 


Die Demonstration, die maßgeblich 
vom Kieler AStA (in dem der KBW 
vor allem das Sagen hat) organisiert 
und politisch ausgerichtet wurde, 
te allerdings nur einen unibornlarten 


hätten. Getreu dieser Linie ist der 
KBW ‚auch nicht bereit, den 
ıpf negen die Berufsverbote gegen 
fortschrittliche Intellektuelle zu ve r- 
binden mit einem Kampf gegen 
itische Entlassungen in den Betrie- 
weil diese Dinge angeblich gar 
nichts miteinander zu tun hätten. 
KB hatte an die Kieler Stu- 
Imonstration eine Solidari- 
isadrense geschickt (abgedruckt in 
AK 46). Die Vorlesung dieser Erkli- 
mung wurde uns aber nicht erlaubt, 


genen diesen vor, Zah- Wie die „KPD/ML“ berichtet, wur- | mit Pfiffen und Eiern bedacht wur- o ei wol Inapsanınt zobeine Beitsien ende" 
Teiche Genossen wurden zusammen- den außerdem nach dem Tod des Ge- | ge a en rer politischer Organisationen” (wa- 
geschlagen, mindestens 96 (nach An- nomen Routhier in Augsburg, Selb | Danach führten sie noch ein | bindung zum Abbau der demokraır um eigentlich nicht? !) Sorareragno 
Haben der Bild” vom 26.6) verhaf. (dei Nümberg), München und, Esen | prngstreifen auf dem Grundstück | schen Rechte in den anderen Derek W'iOn Ahnlemseinheit sprechen soll 
Et Schon auf der Autobahn waren Flusblätter der „KPD/ML” und | Ans" NpD-Ratsherrn durch und ge: | Shen des geselischaftlichen Lebens, zu aseinheit” sprechen so 


von der Polizei am Vormittag Busse 
der „KPD/ML” aus verschiedenen 
Städten gestoppt und „durchwucht", 
‚Fahnen und Propagandamaterial „be 
schlagnahmt” wordeı 
Eine Veranstaltung, die die „KPD/ 
ML” am Abend in der Mercator-Halle 
durchführen wollte, wurde ebenfalls 
verboten, und die Halle wurde von 
einem großen Polizelaufgebot abge: 
t 
In der bürgerlichen Presse wurden 
die Vorgänge suf den Kopf gestellt 
50 war in der „Dild” vom 26.6. als 


Exemplare ihrer Zeitung „Roter Mor 
sen” von der Polizei „beschlag- 
ahnt‘ 

In diesen Vortängen zeigt sich er- 
neut die gegenwärtige Tendenz der 
Bourgeolsie und ihres Staates, er- 
kämpfte politische Rechte wie De 
monstrationsrecht und Pressefreiheit 
uszuhöhlen, indem diese Rechte 
willkürlich gewährt oder entzogen 
werden, $o sollen selbstverständliche 
demokratische Rechte zundchst zu 
willkürlichen „Gefälligkeiten” des 
Staates gemacht und schließlich ganz 
aufgehoben werden. . 


dachten durch eine Kranzniederle- 
‚gung, die hermetisch von der Polizei 
abgeriegelt wurde, irgendeinem ihrer 
„Volksgenosen! 

Die erreichte spontane Aktion» 
einheit wollen wir weiter fortführen, 
denn nur die Einheitsfront aller Ar 
beiterorganisationen kann die Faschi 
sten zum Teufel jagen. 

Zur Zeit machen wir Informations 
stände, wo wir zur Solidarität mit 
‚den angeklagten Genowen aufrufen. 

. 


Genosse aus Lödenscheid 


den verschärften Angriffen vo 
auf die Arbeiterklasse, herge 


Hierbei handelt es sich nun nicht 
um einen Ausrutscher, sondern um 
ein Prinzip der KIW-Politik, 


nämlich die völlig idiotische Aufı 
tung der Volkskämpfe. Auf den A) 
onseinheitsGesprächen hatten sich 
die KBW-Vertreter auch ausdrücklich 
u.a. gegen die Parole „Für freie polth 
sche Betätigung in Betrieb und Hoch“ 
schule” ausgesprochen - mit der be 

merkenswerten Begründung, daß man- 


al 


‚Auch hier wieder „Trick 17° des 
KBW: andere politische Organisatio- 
nen kommen nicht zu Wort, wohl aber 
der im Kostüm der „Aktions 


‚che wurden alo 
nicht zugelassen. Als aber die K undge- 
bung beendet war, konnte man au 
dem Lautsprecher eine Aufforderung 

undgebung gegen die Preis- 


ige zur 


KB/Gruppe Kiel und AK-Redaktion 


Genossen, 

Im der letzten Woche wurde ein Auf: 

ruf zu einer Nationalen Chlle- Demon 

Atraion am 14. September in Frank, 

Vendeuscher Ad Kanne art 
" Chile Komitees 

Ichnieben ur 2 


Wir begrüßen grundsätzlich diese 
Initiative, zum Jahrestag des faschk 
itlchen Putsches in Calle poltiche 
Aktionen zu ren. Wir halten 
aber die Vorgehensweise der Genar 
sen für falsch und in der Konse- 
uenz für spalterisch. Statt einen 
Aktionsvorschlag in der Linken 

wird nach 


„Wer zuerst kommt, mahlı 
zuerst“ "anscheinend versucht, den 
anderen Gruppen und. Organisatio- 
‚nen ein beitimmies Vorgehen und 
eine bestimmte politische Linie 
aufzuzwingen. Wir lehnen. solche 
Praktiken als schädlich für die Sache 


der Aktionseinheit ab. 
Wir geben ım zu bedenken, 
‚nach aller ‚eine zentro- 
benennen  geeigneiste 


Kampfmittel ist, um einen möglichst 

zu em und  wirkungmvollen 
est zu Wir schlagen 

Euch stattdessen vor, am Ja 

des faschistischen Putsches In Chile, 

alıo am 


Demonstre- 
tionen in allen größeren Städten der 
‚Bundesrepublik ichst breiter 

zu organisieren. Wir erreichen 


dadurch zum einen eine wesentlich 
breitere Mobilisierung, gerade such 
unter den nichtorganisierien Werk- 
tätigen. Wir erreichen dadurch zwei- 
tens eine wesentlich breitere politi- 
‚sche Wirkung, wenn in möglichst 
vielen Städten der BRD demon- 
ätriert wird, statt nur einer De 
monstration in nur € in er Stadı. 


ım Euch vor. zu diesem 


wir 
‚Konzept Stellung zu nehmen und 


‚Eure eigenen Vorstellungen darzule- 
en, damit ein möglichst geschlosse- 
ner und Dreites Vorgehen diskutiert. 
werden kann. 

Wir möchten noch erwas zum 
‚politischen Inhalt des Aufrufs der 
Chlle-Komitees sagen. 


Ihr wißt, weiche Rolle die chileni- 
sche Chrütdemokratie für die Vor- 
Dereinung des uchistischen Patsches 
‚rerpielt hat und kennt die entipre- 
chende Rolle der Christdemokrutie 
in der BRD und Italien. In Italien hat 
die revisionistische „KP" versucht, 
die Demagogen der Christdemokra- 
tie in die Chile-Solidarität einzu- 
schleusen. Die revolutionäre Linke hat 
diesen Versuch mit der u. E. völlig 
korrekten Parole beantwortet: „Unit; 
si. ma contro la DC" (einig j. aber 
sesen die Christdemokratiel). — 


‚Die Genossen der unterzeichnen- 
‚den Chile-Komitees wenden sich aber 
A RUR ‚Parteien und politi- 

en Organisationen” mit ihrem 
Aufruf. Das heißt doch, wenn man 
es ernst nimmt (und werum sollten 
wir die Genossen nicht ernst neh- 
men? }: nicht nur an die CDUJCSU, 
sondern sogar an die NPD eic. 


Wir sehen in der Formulierung 
„alle Parteien...” etc. keinen Flüch- 
Higkeitsfehler, sondern den Ausdruck 
einer falschen Konzeption der Chile- 
Solidarität. Es entspricht u. E. gerade 
dieser Konzeption. daß im Aufruf dar- 
auf verzichtet wird, eine deutliche Be- 
ziehung zur innenpolitischen Ent- 
wicklung der Bundesrepublik zu set- 
zen (Abbau demokratischer Rechte, 
Ausbau des staatlichen Unterdrük- 
kungsapparats wsw.); daß kein Wort 
fült über die grundsätzlich konerre- 
volutionäre Rolle des Imperialismus 
(und daher die Notwendigkeit der 
bewaffneten Revolution, was doch 


eine zentrale 
use set), 


Soztallımus. 


sagen zu diesen 


deshalb verzichtet, um 


Vers 
er tändnis von Ak 


Wenn weiterhin im Aufruf erwähn, 
wird, wie Proletarier in Län 
dern - nämlich auf der 


Da dies an der Klassenwirklichkeit 
und Kampfsituation im der BRD völ- 
ig vorbeigeht, bleibt &s ein bloßer 
‚moralischer Appell, der natürlich un- 


‚gehört verhallen wird, 


Saat hüfloser Appelle 
von die Meise sole «Ede Auf 


sube der ‚her eilt wer 
Gen. Surch Aplemaruche yedultge 


Arbeit dazu beizutragen, auch in un- 


Kampferischen prolete: 
chen ntemationaumun vu schaf 
be 

Wir sind der Me ‚die hier 
angerprochenen polituchen Mängel 


einer gemeinsamen Aktion zum 
1 September vermieden werden sol: 
Ten er gerade darauf ankom- 
men wird. dieren Kampftag nicht 
nur als Tag einer perspektiriosen 
„Sollderität mit Chile‘ zu „begehen“, 
‚sondern die Solidarität zu verbinden. 
mit der Propagierung der politischen 
Jehuen, der Chentschen Ereigniue 
für den Kampf des Proletariats um 
seine gesellschaftliche Befreiung ® 
Mit solidarischen Grüßen 

LG des Kommunistischen Bundes 
Hamburg, 19.7.74 


und sich über die tatsächlichen Mei- 


Auf dem „Parteitag der KPD’ ‚nungserschiedenheiten zu informie 
DKP-METHODEN 


vs? 
KIAR. KENN ich, 
PS SIND DIE Pic 
KEINE 
GEWERKSHAFTS- 
OPPOSITIONELLE 
ARBEIT MACHEN 
UND KEINE 


HABEN I 


PRAXIS iM BETRIEB, 


“Glänzend informiert” 


Am 29. Juni führte die „KPD” an- 
Mßlich ihres „I, Parteitagen” eine 
Großveranstaltüng in der Kölner 
rthalle durch, zu der ca: 4000 
glieder, und Sympsthinnten, sur 
‚dem ganzen Bundesgebiet u + 
berlin berangekarrt worden waren. 
Der  Sanlveranstaltung voraus ging 
eine Demonstration durch die Innen 
stadt 
Wir führen mit mehreren KU-Ge- 
nossen hin, insbesondere auch, um 
Demonstration und Saalveranstaltung 
für den Verkauf des ARBEITER. 
KAMPF und von UNSER WEG 23 
(„Zusammenarbeit und Auseinander- 
wtzung mit der ‚KPD ") und 
Sondernummer „Aktionseinheit odeı 
‚Parte’ladenpolilik? " zu nutzen, Das 
erschien uns vor allem erforderlich, 


weil die 
punktueller 
dem KB in praktischen Fragen - wer 
terhin unsere Positionen entweder 
oberflächlich abtun oder gar ver- 
zerrt darstellen. Hinzu kommt, di 
eine Verbreitung unserer Materlalien 
an den Orten, wo der KB noch nicht 
kontinuierlich arbeitet, systematisch 
unterdrückt wird. So weigern sich 
rade auch an der „KPD"-orientierte 
wchläden unter den (adenscheinig- 
sten Vorwänden, KB-Publikationen 
aum Verkauf anzubieten. 
unseren Verkaufseinsatz 
Genomen und 


ben werden, sich über unsere Pos 
tionen in grundlegenden Fragen des 
Klasonkampfes 


Allerdings mußten wir während 
der Demonstration feststellen, daß 
‚dank der verabfolgten Gehirnwäsche 
in der „KPD” nicht gerade ein über- 
wiltigendes Interesse an der poll- 
tisch-ideologischen Auseinanderset- 
zung festzustellen war. Vielmehr war 
von „.KPD"-Mi m und Sym- 
pathisanten zu hören, man sei über 
den KB schon hinreichend informiert 
durch die „Rote Fahne” (7) und 
durch entsprechende Tatra Papiare 
= offensichtlich werden solche Pa- 
piere also nicht nur in Hamburg ver- 
breitet!). Auf 

ren etwa so idiotische „Meinungen“ 
der KB Keine gewerk- 
ionelle Arbeit mache, 
daß er überhaupt keine Praxis in den 

rieben mache usw. 
Im Foyer der Sporthalle konnten 


raufhin 
:PD"-Ordner auf, um uns den Ver- 
uf zu verbieten! 

„Begründet” wurde diese Maß- 
nahme mit einem entsprechenden Be- 
schluß der „Partei”leitung, der ge- 
nerell den Verkauf fremder Materis- 
lien im Foyer untersagte. Auf unse- 
ren Einwand, daß ein solches Ver- 
fahren beim KB. absolut unüblich 
und uns bislang nur von den DKP- 
Reyisionisten bekannt sei, führten 
sie wahre Eiertänze auf; „Normaler- 
weise” hätten andere Organisationen 
Gelegenheit, auf „KPD"-Veranstal- 


tungen ihre Materialien anzubieten, 
‚ber nicht auf dem „Parteitag” 
auch wenn es sich hier um eine 
handelte 


Abschlußveranstaltung 

Der „Parteitag” sollte 
ein einheitliches Bild (!) abgeben 
und „geschlossen” (1) sein; die Pro- 
paranda anderer Organisationen stif- 
te nur „Verwirrung" und „Un- 
ühe“ unter den Genossen. 

‚Außerdem führte man penetrant 
Iokalbornierte Argumente an wie 
‚der KB arbeite ja nicht am Ort, 
von daher sei eine Auseinanderset" 
zung mit ihm nicht so bedeutend. 
(or ir uns =, trotz dieser Fii 
formaler Begründungen” = weig 
ten, den Verkauf einzustellen oder 
die Sporthalle zu verlassen, sonden 
stattdessen die im Umkreis stehen 
den Sympathisanten der „KPD” in 
die Auseinandersetzung miteinbezo- 

n, versuchte man uns mit faulen 
Tricks und mehr oder weniger sanfter 
Gewalt am Verkauf zu hindern, Eine 
Genomin wurde zeitweilig von vier (1) 
kräftigen Ordnungahütern eingekreist 
und zum Ausgang abgedrängt; drei 
mal wurden ihr gewaltsam mehrere 
Exemplare des ARBEITERKAMPF 


're der chilenischen 
‚darauf verzichtet 
ee Pupekune Fi „Kompfer 
aufzuzeigen - en 

Bloß „Meder mit der Junte” [und 
weis dann? ), sondern Kampf für den 


Die Genossen haben auf klare Aur- 
‚Punkten offenbar 


Klassenkimpfen 
re mit 
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„KPD'': Ganz neue Erkenntnisse 


Aus einem Leserbrief 
... Habt Ihr übrigens gelesen, daß die 
„Rote Fahne“ (der „KPD“ — Anm. 
nicht: Die Beranangen det Pa 
tag schreibt: Die Beratungen des 
veitags führten zu dem Beschluß, daß 
unsere Partei daran festhalten (}) 
wird, die Möglichkeit einer erneuten 
(?} hozialfaschistischen Diktatur als 
reale Gefahr aufzuzeigen.“ („Rote 
Fahne'Nr. 26) 

Nicht nur, daß die „KPD* also die 
faschistische Gefahr in erster Linie 
(oder ausschließlich? ) im „Sozialfa- 
schismus” sieht, sondern jeizt haben 
sie wohl auch noch eine sozialfaschi- 
stische Diktatur erfunden, die es an- 
scheinend früher schon mal gegeben 
haben muß („erneute Diktatur"). Ist 
das nicht schr phantasievoll? 

Ich glaube kaum, daß das ein 
Druckfehler oder dergleichen sein 
kann, weil der ganze folgende Absatz 
denselben Inhalt widerspiegelt, daß 
nämlich „neben den Formen fascht- 
stischer Militärherrschaft" (Chile, 
Griechenland usw. sich auch „d I e 
Form der Klassendiktatur des Mi 
‚polkapitalı” entwickelt ‘(?), „die 
Terror ausübt unter dem Deckmäntel 
der reinen Demokratie und der sozia- 
len Phrase". 


Dies ist doch an sich — wenn ich 
Lenin da nicht falsch interpretiere — 
keine besondere ‚neue Entwicklung‘, 
sondern der Inhalt auch der bürgerli- 
chen Demokratie ist ja Bourgeoisie- 
Diktatur. Allerdings ist „unter dem 
Deckmantel der reinen Demokratie" 
eine Politik des offenen Terrors nur 
bis zu einer bestimmten Grenze mög- 
lich, wo nämlich die bürgerliche Ideo- 
Jogle des Demokratismus, des sozialen 
Staates usw. in so klarem Widerspruch 
zur Praxis kommt, daß die Massen mit 


dieser Ideologie nicht mehr gehalten 
werden können. 

Zwischen dem Terror unter der 
Hülle bürgerlicher „Demokratie und 
faschistischer „Milltärherrschaft® ist 
bekanntlich ein erheblicher qualitati- 
ver Unterschied. Die „Rote Fahne“ 
liegt daher schief, wenin sie schreibt, 
das sich dies „neben“ der (aschisti 
schen Diktatur entwickelt. Richtiger 
müßte man sagen: vo r der (aschlatl- 
schen Diktatur, auf dem Weg dorthin. 

Dies „Neben“ erweckt aber den 
Eindruck, als handie es sich um Alter- 
nativen gleicher Qualität: im einen 
Land macht die Bourgeoisie es mit 
„Militärherrschaft“, im anderen dage- 


Nebenbei gesagt müßte sich aus 
diesen Ausführungen der „KPD" doch 
eigentlich die Konsequenz ergeben, 
den Charakter der bürgerlichen Poll 
tik hier als Faschisierung anzuerken- 
nen (wo sie es doch schon „neben 
die offene faschistische Diktatur tel- 
ien!! 


bt Ihr übrigens gemerkt, wie ge- 
schickt die Leute von der „Roten Fah- 
ne ind? Die Pati wird „daran Ir 
.", die Möglichkeit einer ( 
Meehltschen Diktatur aufzuteieen. 
Die ganzen Fehler, die die „KPD“ beim 
Kampf, bzw. Verzicht darauf, sogen 
die faschistische Gefahr bisher ge- 
macht hat, sind damit wohl vom Tisch. 
Man braucht anscheinend mur an der 
alten Politik „festzul 


niges erreicht. 


Ein Leser des AK und der „Roten 
Fahne“ 


und UNSER WEG entrissen. (Gegen 
Ende der Veranstaltung konnte ein 
Teil der entwendeten Materialien 
zurückgeholt werden!) 

Die umstehenden Sympathisanten 
reagierten hierauf sehr unterschied: 
lich; einige billigten das Vorgehen 
der "Ordner, andere aber waren sur 
gesprochen sauer und protestierten 

n die ihnen auferlegte Zensur. 
iin Genosse beispielsweise warnte 


davor, zu Praktiken abzugleiten, wie 
sie die SDAJ auf ihrem Bundeıkon- 
greß an den Tag gologt hatt 


Schließlich brachen sogar Meinungs. 
verschiedenheiten unter den Ordnern 
‚auf, So hieß es zunächst, der 
„KB-Nord” habe auf Anweisung 


des Gen.W. (? ) eine Sondergenehmi- 
gung: diese Entscheidung wurde j- 
doch bald von übergeordneter Stelle 
revidiert 

Es bleibt nur noch zu erwähnen, 
daß „KPD“-Führer Horlemann in 
seinem Resümee der Krgebnime des 
„1. Parteitages” großartig verkündete, 
in Zukunft den. politisch-ideologi 
schen Kampf sowohl in den eigenen 
Reihen als auch nach außen hin zu 


verstärken. Sicherlich ein loben» 
werter Entschluß, dem allerdı 
Jüngsten Er- 


fahrungen mit einiger Skepsis entge- 
nengesehen werden muß, . 


in Kieler Genome 


[— 
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Reaktionärer Angriff auf 
Kirchlichen Studentenverband 


Am 24. Juni tagte die 35. Synode davon schrieb, „daß die Laus, 
der Evangellsch-Lutherischen Lander- die Dutschke den Studenten 
kirche in Hi . Den Synodalen in den Pelz gesetzt hat, man ihm wie- 


ge 

u ) „lnkersdikal” sei und 

it Geldern aus der Kirchensi« 

linke Flugblätter finanziert hätt 
Im 


Gran, 266). 
/orausgegangen sind etliche säulsche 
ıterviews und ein „Anklage: Y 
des _ berücht echten 
Theologie - Profemor _Thielicke 
trauß Freund), Mit knapper Mehr, 


dergeben solle, dann würde es uns 
nicht mehr jucken”, und „von wegen 
Muff in den Talaren, man solle mal 
bei Dutschke nachgucken, was da 
drunter stecke". 

Auf Seite 7 schreibt Thielicke 
„Genau diese Einseltigkeit der Links- 
örlentierung führt dazu, daß auch in 
der Diagnose politischer Situationen 
Abwigen, keinerlei Diffe- 
renzierungen zu erkennen ist. Man 
hat zwar allen Grund, gewisse Unte- 
ten der chilenischen Milltärjunta an 
‚den Pranger zu stellen. Wie aber läßt 
Yich ein adäquates Urteil über den 
chilenischen Umsturz gewinnen, wenn 
day vorausgehende Allende-Regime: 
als möglicherweise auslösender Fak- 


tor (1!) nicht auch zum Gegenstand 
che Gruppen völlig dicht gemacht — _ kritischer Analysen wird..”. 
und zum Kloster umfunktioniert -  Thielicke {aßt zum Schluß. zu- 
wird, sammen: „Das also sind die Fakten 


Im Februar vergangenen Jahres 
beauftragte die Synode einen Aus- 
schuß damit, die „Situation und Pro- 
bieme” der Hamburger ESG zu unter- 
suchen. 

Bereits damals hatten die reak- 
tionären Kirchenfürsten heftige Kri- 
tik an einer Vietnam-Blutspende- 
aktion der ESG geübt. Der Ausschuß- 
bericht kommt u.a. zu den Ergeb- 
nissen, „daß das zentrale kirchlic) 
Elemeni verstärkt werden muß‘ 
„Der Ausschuß bezweifelt zudem, 
daß die Raumvergabe im_ Martin- 
Luther-King-Haus der Studentenge- 
meinde immer mit der gebotenen 

falt vorgenommen worden zei. 
Kritiker der ESG hatten darauf hin- 
‚gewiesen, daß sie Unksradikalen Grup- 
Ben nnd bietet.” („Welt”, 
6) 


„Abschließend schlug Dr. Kampf 
für den Ausschuß vor, die Synode 
solle beschließen, die ESG zu erhal- 
tem und einen Wandel durch Kor- 
au einzuleiten. Dazu solle ein 

ratu uratorium unter ‚verän- 
derter Zusammensetzung und verän- 


Aa ‚gebildet wer- 
Ien...”7,, Welt”, 25.6.). 


Gleichzeitig wurde der „Prüfungs- 


bericht des kirchlichen Rechnus 
amtes” veröffentlicht, der der 


vorwirft, „finanzielle Mittel für po- 
litisch einseitige Aktionen und Ver- 


Anwen, 20,0.) Ais Beispieie runrıe 
er ua. an: „die Teilnahme an einer 
Vietnam-Demonstration in Bonn und 
ein Protesttelegramm an das Bayeri- 
‚sche Innenministerium gegen die Ab- 
schiebung eines iranischen Studen- 
ten.” Des weiteren die Unterstützung 
(durch Räume und angebliche Druck- 


kostenbeteiligung) der „Stadtteil- 
‚gruppe Hohenfelde in der ESG”, die 
die Besetzung der Ekhofstraße unter- 


stützte und der „Selbstorganisation 
der _ Zivildienstleistenden in Ham- 
burg” 


‚Scharfmacher Thielicke 


In einem Zeitungsinterview im Ja- 
nuar 1974 bezeichnete Thielicke die 
ESG’s als „Kristallisarionspunkte des 
Extremradikalismus” und forderte die 
Kirchenbosse auf, „diesem Schwindel 
‚endlich ein Ende zu machen.” (ESG- 
Info $. 4) In seiner 1S-seitigen 

‚Falistudie” über die Hamburger ESG 
reiht dieser Reaktionär die „Fakten“ 
zusammen, die ausreichen sollen, di 
ESG, die in der Vergangenheit solid 
risch und hilfreich allen Unterdrück- 
ten und von den Herrschenden Ange- 
sriffenen zur Seite gestanden hat, aus 
der Kirche auszuschließen. 

nS0, Schreibt, Thisicke_ von den 
„Bundesgenossen” der 

BerEE sone dus Plagblen SOLID: 
RITATSWOCHE MIT DEM KAMPF 
DES IRANISCHEN VOLKES... gegen 
das ‚faschistische Schah-Regime' mit 
den Unterzeichnern (u.a.) Kommu- 
nistischer Bund (KB), Kommunisti- 
sche Gruppe Hamburg, Kommunisti- 
sche Partei Deutschland ete.” (8.2) 
„Auch die Ausländerarbeit vollzieht 
ich. in fixen politischen Schemata... 
Zu diesen Schemata. rechne Ich... 
den Protest gegen das Verbot politi- 
scher Betätigung im Gastlande, ... 
(1) Im übrigen gehört eı zu den 
Gepflogenheiten aller Staaten - 
schon im Hinblick auf diplomati- 


che Verwichlungen — Ausländern 
‚politische Zurückhaltung aufzuerle- 
en.” 


„Der Eindruck linksradikaler Po- 
Iieisierung rundet sich ab, wenn man 
die Redner in Betracht zieht, die enga- 
‚iert werden, Ich nenne nur Namen 
wie Bernd Rabehl, Berlin; Ernest 
Mandel, Brüssel: Prof. Peter Brück- 
ner. (ich hoffe, daß man noch über 
die Problematik dieser Persönlich“ 
keiten Bescheid weiß).” 


und Argumente, die ich gegen die 
BSG vorzubringen habe, Sie hat sich 
de facto von der Evangelischen Kirche 
‚geschieden... „es stört meinen eihk- 
schen Geschmack aufs empfindlich- 
ste, daß die ESG sich durch sehr be- 
trächtliche Etatmittel weiter von der 
„Anstaltskirche” aushalten läßt. „.die 
Kirche, die zu zaghaft ist, notwendige 
Konsequenzen zu ziehen und ein 
schwärendes Problem seit Jahren 
chirurgisch unbehandelt läßt. Wenn 
die Kirche hier reinen Tisch macht, 
.; 50 ist das wahrlich ein Zeichen des 
Lebens dieser Kirche. ... Schweigt sie 

:gen aus Schwäche und Unent- 
schlossenheit, dann spinnt sie nur 
tote Traditionen fort und wird so 
nicht zuletzt gerade an denen schul- 
dig, die sich in ihren Ressentimentz... 
bestätigt fühlen müssen und dann 
mit oder ohne das Signum ‚evange- 
isch" zu anderen Ufern aufbrechen.” 
(Thielicke, 5. 14 und 15) 


Die ESG antwortet... 


Die ESG hat eine Antwort auf 
Thielickes Schweinspapier verfaßt, 
aus dem wir einige kurze Passagen 
Zitieren: „Zur Ausländerfrage: ..Die 
Lage der Ausländer wird zugleich 
dadurch bestimmt, daß die auslän- 
dischen Vertretungen den oft dikta- 
torischen Druck der heimischen Re- 

Im Lange iedenaen Ausanger ‚aus 

üben können, whrend die Ausländer 

selbst vielfach daran gehindert wer- 
den, sich frei zu äußern. Ein deut- 
sches Ausländergesetz. (1965), das 
auf Traditionen des 3. Reiches be- 


ruht und das im internationalen 
Vergleich unverantwortlich restrik- 
tiv bt, ermöglicht dies. Hier genügt 
«s doch nicht, allgemein von den 
‚Gepflogenheiten aller Staaten‘ (Thie- 
licke 5. 2) zu reden. Wir fragen 

m Prof, Thielicke, wie er den 
Kampf gegen das Naziregime beur 
teilt, der nach 1933 im Ausland von 
deutschen Emigranten geführt wur- 
de. Ihrer Situation entspricht die 
Lage einer großen Zahl von Auslän- 
dern heute in unserem Land und in 
diesen Zusammenhang gehört die po- 
tische Betätigung von Ausländern, 
die Thielicke angreift.”* 


Zu Chile: „freilich har sich für 
viele von uns die Einsicht ergeben, 
daß es sich in Chile nicht nur um 
„antihumanitäre Maßnahmen” einer 
Kerade an die Macht gekommenen 
litärpunta handelt. (Thielicke $. 11) 
Diese Maßnahmen haben einen pol 
fischen Zusammenhang, den man er- 
‚kennen kann, wenn man das will.” 
(ESG 5, 20) Abschließend schreibt 
lie ESG: „Hunger und Ungere« 
keit und in vielen Stasten, Je I gar 
zen Brdieilen. s0 groß geworden, daß 
‚sonde 


nicht zu, sagen hen 

ragt euch mal wieder — Saigon und 

Hanoi, Junta und verarmte und ent- 

rechteie Proletarier in Chile, Lissabon 

und Bauern von Mozambique” (ESG 
26) 


Kampf den Verbotsdrohungen 
‚gegen demokratische, sozialisti- 
sche und kommunistische 
Organisationen 


In Anbetracht der gesamtgesell- 
schaftlichen Entwicklung in der 
BRD verwundert die Ausschluß- 
drohung gegen die fortschrittliche 
Hamburger ESG nicht. Was in den 
Gewerkschaften. die Extremistener- 
lüsse, im Staatsdienst die Radikalen- 
erlässe, in den bürgerlichen und re- 
visionistischen Parteien (SPD und 
DXP) die Abgrenzungsbeschlüsse, 
“zieht sich konsequenterweise auch 
in den Kirchen durch. 

Die ESG schrieb bereits im April 
in ihrem „INFO": „Was uns droht, 
ist eine schon linger geplante, von 
außen eingesetzte ESG-Leitung, die 
bestimmen soll, was die ESG und 
ihre drei Pfarrer tun und sagen dür- 
fen und was nicht... Es gibt Kräfte, 
die sogar eine Auflösung der ESG 
anstreben.” (ESG-Inten 8 4) Fe iet 


« 
‚Chemiekomitee KB/Gruppe Hamburg 


sarern Verschärfter Abbau 
demokratischer Rechte 


In Bayern will die CSU-„Staatsregie- 
rung” ein sogenanntes „Gesetz zum 
Schutz des Gemeinschaftsfriedens” 
durchbringen. 

Es sollen danach zum Beispiel nur 
noch „friedliche” Versammlungen zu- 
gelassen sein, was aber nach den bis- 
herigen Gesetzen schon ch klar i 
Offenbar soll hiermit die Anwendı 
von völliger Willkür bei der „Ge 
migung” von Demonstrationen und 
Versammlungen (wie z. B. in Frank- 
furt ‚von der SPD praktiziert) „Jegali- 
siert’ werden. 

Weiter sollen offenbar Versamm- 
lungen verboten werden, auf denen 
„rerfussungsfeindliche Ziele propa- 

rt” werden könnten, Bekanntlich 

t die CSU diesen Begriff „verfas- 
sehr weit as und 
Teile der Jusos darin 
ein. Auch hier wird sicher zunächst 
noch nicht das totale Versammlungs- 
verbot für alles links von der CSU ge- 

kant, wohl aber die „legalisierte” 

illkür, mit der demokratische Rech- 
te zu Ausnahmerechten gemacht wer- 
die der Staat gewähren 
kann oder auch nicht 

Besonders hart soll offenbar gegen 
ausländische Kollegen vorgegangen 


werden: „Versammlungen von Aus- 
lindern sollen anders bewertet wer- 
den als Versammlungen deutscher 


Staatsbürger. Damit soll der Zunahme 
bestimmter Aktivitäten ausländisch, 
Gruppen begegnet werden.” („Welt", 
77.6.74), 

Verschärft werden soll auch die 
„Landfriedens”- Gesetzgebung, d. I. 
die mögliche Bestrafung von Demon- 
strationsteilnehmern 
Das von der CSU geplante Gesetz 
hit zu seinen Vorbildern die von den 
schisten am 4. Februar 1933 erlas- 
sone „Verordnung zum Schutze d 
deutschen Volkes", in der es u. a 
heißt; Versammlungen „können im 
Kinzeyalı verboten werden, wenn 
nach den Umständen eine unmittelba- 
re Gefahr für die öffentliche Sicher 


(Wohlgemerkt, daß it ein heit zu besorgen ur” ($ 1, 2). Ver 
Strauß-Freund, der 1967 in der r0- sammlungen können gewaltsam auf- 
aktiondren „Christ und Welt" u.a 


gelöst werden ... „wenn in ihnen zum 
Ungehorsam gegen Gesetze oder 
rechtagültige Verordnungen oder die 
Innerhalb ihrer Zuständigkeit getrof- 
‚fenen Anordnungen der verfassungs- 
igen Regierung oder der Behörden 
aufgefordert wird” oder „wenn In 
Ihnen Organe, Einrichtungen, Behör- 
den oder leitende Beamte des Staates 
beschimpft oder böswillig verächtlich 
‚gemacht werden ...” ($ 2, 1 und 2) 

Mit diesem ausschließlich gegen die 
Kommunisten angewandten 
schufen sich die Faschisten 
teilweisen „Machtübernahme” (durch 
die Ernennung Hitlers zum Reichs- 
kanzler am 30. Januar) das Klima für 
die endgültige „Machtübernahme” mit 
Reichstagsbrand-Provokation (27 
Februar), den Terror-Wahlen ($.März) 
und dem „Ermächtigungsgesetz” (24 
März). 

Heute, auf einer niedrigeren Stufe 
der Faschisierung, ist z. B. in Nord« 
rheinwestfalen_ das Demonstrations- 
recht für die „KPD" und „KPD/ML" 
seit dem April 1973 praktisch aufge- 
hoben. In Frankfurt besteht praktisch 
ein Demonstrationsverbot für die Lin- 
ke — während z. B, die faschistische 
NPD ihre provokatorischen Aufmär- 
sche veranstalten darf. Mehrere De- 
monstrationen in verschiedenen Städ- 
ten zur Unterstützung anderer Völker 
in ihrem Kampf gegen Imperialismus 
und Reaktion wurden ebenfalls verbo- 
ten, mit Hinweis auf die „auswärtigen. 
Beziehungen” des BRD-Imperialis- 
mus, In diesen Rahmen ordnet sich 
‚der CSU-Entwurf ei 
nur zum Gesetz erhebt 
SPD anderswo schon praktiziert. 

Offensichtlich wird versuch, 
einem Verbot der revolutionären Lin: 
ken schrittweise deren politische 
tigungsmöglichkeiten Immer w 
einzuengen. Ihnen die demokratischen 
Rechte „schleichend” zu entziehen 
und sie damit politisch auszutrock- 
en, um dann unter den so entstande- 
nen Bedingungen das schließliche Ve 
bot möglichst leicht über die Bühn, 
bringen zu können. L. 


Justiz und CDU gegen 


‚Auf Antrag der RCDS-Studenten Kim« 
mich und Müller (RCDS: Studenten- 
verband der CDU) verurteilte 


Oberverwaltungsgericht Hamburg den 
ASIA der Uni Hamburg zum solorti- 
[DS (Dachver- 


gen Ausırit aus dem 
’and der westdeutschen Studenten- 
schaft). Dem AStA wird jegliche Mit- 
wirkung oder finanzielle Unterstüt- 
zung des VDS bei Androhung von 
Geldstrafen in unbegrenzter Höhe un- 
Bereits früher hatte der RCDS 
‚dem Ham- 
burger AStA die Wahrnehmung des 
„politischen Mandats” (Äußerungen 
zu allgemeinpolitischen Fragen) ver 
boten wurde. 
Mit diesem Urteil haben sich zwei 
rechtsradikale Studenten gegen die 
wählte Vertretung der Hamburger 
tudentenschaft durchgesetzt, al 
gegen den Willen Tausender Hambur- 
‚ser Studenten! 
Entsprechend unverhohlen jubelt 
die „Welt” (29.6.): „Immer mehr Stu- 
denten, die den Iinksradikal bestimm- 
ten VDS nicht mehr als ihre Interes- 
senvertretung ansehen, sollten ihrem 
Beispiel (Kimmich und Müller) folgen. 
Es wäre möglich, den VDS bankrott 
zu klagen.” 

‚Hier wird die Marschrichtung für 
die Rechtsradikalen ausgegeben: ‚Da 
RCDS und Konsorten unter den Stu- 
denten nicht landen — und zwar trotz 
bereitwilligster und großzügigster po- 
itischer und finanzieller Unterstüt- 
zung durch das Kapital — da die Re- 
aktion also selbst in absehbarer Zeit 
wenig Chancen sicht, die Mehrheits- 
verhältnisse unter den Studenten zu 
verändern, müssen die studentischen 
Organe eben auf andere Weise zer- 
schlagen werden; 

‚Kimmich ist ein Typ, der als eine 
Art von Unikorrespondent die „Welt” 
ständig mit Hetzartikein gegen die 
Studenten versorgt, und für den selbst 
„‚Eule” Echternach (Hamburger CDU- 
Führer) noch viel zu „links” ist, (Bei 
den Wahlen zum CDÜ-Landesvorsit- 
zenden kandidierte Kimmich deshalb 
— erfolglos — gegen Echternach). Sei- 

«ne Freunde sitzen im NHB (Studen- 
tenorganisation der NPD) und ande- 
sen faschistischen Gruppen, mit denen 
zusammen er auf einer „unabhängi- 


gen” Tarnliste ein Semester lang ins 
Studentenpariament, gelangte or 
gens stammt auch die Parole „ 


den VDS kaputt” vom NH 


In Kiel wurde im Prozeß gegen elf 
Studenten das Urteil gesprochen: 
Freiheitsstrafen von drei bis vier 
Monaten (auf drei Jahre „zur Be- 
währung”) gegen zehn von ihnen. 

‚Worum geht es? im vorigen Jahr 
hatte sich auf Initiative des stink- 
reaktionären Rektors Hattauer an 
der Kieler Universität eine Einheits- 
froet, sus RCDS (CDU), Burschen. 
schaftern und anderen Rechten uni 
Faschisten gebildet, um den Einfluß 
der revolutionären und reformisti- 
schen Linken zurückzudrängen. Die- 
ser Verein gab sich den sinnigen Na- 
men „Studenten für das Grundge- 
setz”."Man folgte damit den Erfah 
rungen von anderen Universitäten, 
nicht offen unter seinem Namen als 
RCDS usw, aufzutreten (weil damit 
zunächst an den Universitäten meist 
kein Blumentopf zu gewinnen it) 
sondern sich phantasievolle „demo- 
kratische" Tarnbezeichnungen zu 


‚geben. 

Als ersten „Starredner” hatte der 
rechte Klüngel den ehemaligen Ham- 
burger Bürgermeister Weichmann ein- 
geladen, der zwar Mitglied der SPD, 
aber nicht einmal ein Sozialdemokrat 
ist. So war Weichmann offenbar auch 
gern bereit, auf einer Veranstaltung 
von Leuten aufzutreten, die zum Teil 
noch rechts von der „offiziellen” 


CDU stehen, 
Die 


„aus _ rassistischen 
Gründen” (er st Jude) verlassen 
mußte, sollte offenbar auf diesen 
Veranstaltung eine große Schau 
ziehen, indem er die Kommunisten 
mit den Faschisten gleichnetzte usw.; 
alles mit dem moralischen 
seiner großartigen „ant- 
faschistischen” Vergangenheit. 

‚Aus dem geplanten Auftritt wurde 
aber nichts, Aufgerufen vom AStA 
der Kieler Universität bereiteten et- 
wa 1500 Studenten der Sache durch 
herzhafte Sprechchöre und Beset- 
zung der Rednerbühne ein rasches 
Ende. Weichmann mußte unverrich- 
teter Dinge abziehen. 

Gegen die „extremistischen Stu- 
denten” setzte alsbald in Presse, 
Fernsehen und Rundfunk die übliche 
Hetze ein, wobei die jüdische Ab- 
stammung Welchmanns immer wie- 


5 „Weichmann-Prozeß” in Kiel: 
‚Studenten verurteilt ' 


die Studenten 


Zusammenarbeit von kapitalistischen 
Aufır Springer-Presse, CDU 
und Faschisten besonders d 
Trota dev 
adressen, die 


Iber 
von SPD/FDP täuschen 
lassen, Auch die „wozialliberalen” Re- 
in seit langem die 
tung der verfaßten Studen- 


setzgebung vor und sind 
sich nur über den günstigsten Zeit- 
punkt dafle nicht hunderiprozentig 
klaren, Das ÖVG-Urteil paßt ihnen 
ausgezeichnet ins Konzept; 
ibstverständlich  solldarisieren 
wir uns in dieser Frage mit dem Ham- 
burger AStA, der zur Zeit von MSB/ 
'SHB gestellt wird. Der AStA will sich 
dem Urteil nicht beugen und in die 
Revision gehen. Auch ist es erfreulich, 
6 sich das Studentenparlament, von 
m man lange Zeit gar nichts hörte, 
überhaupt einmal dazu aufraffte, zum 
OVG-Urteil eine Öffentliche Sitzung 
durchzuführen und die Studenten da- 
zu zu mobilisieren. Wer jedoch eine 
Diskussion des Studentenparlaments. 
mit den Studenten über notwendige 
und geeignete Kampfmi 
gen das OVG-Urteil eı 
sah sich getäuscht: Geladene Vertre- 
ter der bürgerlichen Parteien und des 
Senats durften sich so richtig aussab- 
bein, während Studentengruppen, die 
nicht im Studentenparlament vertre- 
ten sind oder gar ein „einfacher” Stu- 
dent kaum zu Wort kamen. Offenbar 
schätzten die Herren Studenten- 
lamentarier die Gunst, Gesprächs- 
„Partner” bürgerlicher Bolitiker sein 
Zu dürfen, so hoch ein, daß sie darüber 
die Aktionseinheit der demokrati- 
schen Studenten schlicht „vergaßen”. 
Fi it nicht nur billig, sohdern sogar 
primitiv zu glauben, der Kampf gegen 
das OVG-Urteil. bestünde darin, di 
die Studenten bei den Reden des: 
AStA Beifall klatschen und bei den 
bürgerlichen Politikern „Buh” rufen. 
Das scheint aber diejenige „Solidari- 
tät” zu sein, die dem AStA so richtig 
schmeckt. Die linken Studenten wer- 
‚den also eigene Initiativen zur Vertei- 
digung der studentischen Organe und 
des politischen Mandats unternehmen. 
müssen, . 


der breitgetreten wurde und »0 die 
Kieler Studenten ohne weiteres mit 
den Faschisten gleichgesetzt wurden, 


‚Gegen zunächst zwölf Studenten, 
zum ben Teil offenbar Anhänger 
der „KPD/ML” und des KBW, würde 
ein "Verfahren eingeleitet, für das 
konkrete Beweise ki gegeben 
waren. Einer der zwölf mußte sogar 
nachträglich von der Liste gestrichen 
werden, weil er sich am 22. Juni 
nachweislich rund 1000 km von Kiel 
entfernt aufgehalten hatte. So blie- 
ben elf übr 

Vor Gericht holte Welchmann in 
kleinerem Rahmen (vor leeren Zu 
schauerbänken, da inzwischen die 
Öffentlichkeit  ausgeschlomen wor- 
den war) seinen verpatzten Auftritt 


maalı, OL, Derimgnen. ER Se 
11, Juni 74 hörte sich das etwa so 
an! „Bel meinem Wer war das 


bitter... Es war wie in last Zeit, 
‚nur daßdie Systemveränderer damalı 
in braun auftraten und heute in 
rot...” „Nicht s0 sehr die Wiederkehr 
‚persönlicher Erfahrung erschüttert 
mich, sondern daß nach 40 Jahren 
wieder solche Dinge in unserem Lan- 
de geschehe 

ühlt sich Weichmann etwa er- 
schüttert, wenn in diesem Land fa- 
schistische Massenmörder freige- 
sprochen oder nach ihrer Verurtei- 
lung freigelassen werden, die Tausen- 
de und Zehntausende von Menschen, 
inter auch viele Juden, ermordet 
n? Fühlt sich Welchmann er 
schüttert, wenn im Kölner „Klar 
feld-Prozeß” (vgl. Bericht an anderer 
Stelle dieses AK) französische ehe- 
malige KZ-Gefangene, die als Zeug 
‚zum Prozeß in ihrer alten KZ- 
Kleidung gekommen sind, von Ju- 
stizbeamten brutal zusammengeschla- 
‚gen werden? * 

Nein, über solche V. 2 
die Schlaplichier auf die wirkliche 
Faschisierung werfen, sind. Welch: 
mann, Springer-Premse, Justiz uw, 
natürlich keineswegs „erschättent”, 
Das ganze verlogene Üeschrei um 
Weichmanns „persönliche Erfahrun- 
gen” mit dem Faschlumus wird ja 

‚rade deshalb angestimimt, um von 
der Faschislerung, sbrulenken und 
um antifaschistische Studenten (und 
überhaupt alle kampferischen Antı- 
faschisten) in gemelnster Weise mit 
‚den Faschisten gleichausetzen.  ® 


‚Arbeiterkampf Nr. 47 / Juli 1974 


Am 11.6,74 0 ‚das endgültige Ur- 
Kia dee Due ar: 
Par Miet a 
eine Mieter angetrengt 
itte: Die Aktieı lischaft für 
kleine Wohnungen iat berechtigt, Ihre 
Mieten denen „freien Wohnungs 
marktes‘ anzugleichen. 


AUG eine Mieterhöhung zwischen 30, 
und 60% angekündigt. Neben notwı 
digen Reparaturmaßnahmen diente 
vor allem der gestiegene Handwerker- 
John, als Begründung: „Aus eigener 
‚Erfahrung wissen Sie sicher, daß jedes 
‚Kommen eines Handwerkers an 
"Kosten in Höhe von DM 19, bi 
IM 30, verursacht, ohne daß der 
Handwerker einen Finger gerührt hat 
und daß die Arbeit‘des einen Hand- 
werkers meist Folgearbeiten für einen 
anderen nach sich zieht” (Brief der 
ABG an die Mieter, 27.12.72), 
t der Hinweis. 


irte in der Vergangenheit oft noch, 


nicht einmal die notwendigsten |; 
standhaltungsarbeiten durch. Aus Em- 
ung gegen die unverschämt. hohe 
ietforderung _weigerten sich 900 
der 11.000 betroffenen Altbaumieter, 
die Zustimmungserklärung zur Miet- 
‚erhöhung zu unterschreiben. Die ABG 
drohte zunächst : „Bei den notwendig 
werden wir nach- 


weisen können, daß unser Mieterhö- 
hungsenapruch die oribliche Ver 
leichsmiete nicht übersteigt, Auf die- 
sen Sachverhalt kommt es ausschließ- 
lich an." (Brief der ABG an die Mie- 
ter, 2.2.73) — Dann prozessierte sie. 
Eaping im Prozeß in der Tat weder 
um die Berechtigung der Mieterhö- 
hung aufgrund zu leistender Repara- 
turarbeiten, geschweige denn um „so- 
ziale Belange“ einer „gemeinnützigen“ 
Wohnungsbaugesellschaft gegenüber 
ihren Mietern. Interessant war nur, 
ob die ABG berechtigt ist, Vergleichs. 
wohnungen aus dem sogenannten 
„freien Wohnungsmarkt“ für ihre Miet- 
erhöhung heranzuziehen. Die erste 
Instanz, das Amtsgericht, verneinte 
dies, Daneben hatte sich das Gericht 


P ee 


Frankfurt: 


„Sozialmiete 


-Grundsatzurteil für die ABG: 
Wohnungsbaugeseilschaften 
Wohnungumarkt ausrichten — 


die Außerung abgerungen, daß es die 
Pflicht des Vermieters sei, werterhal- 
tende Reparaturen durchzuführen. Die 
Dogröndung der ABG, sie benötige die 
Erhöhung zur Deckung der anfallen- 
‚den Reparaturen treffe nicht zu, weil 
die Instandhaltungskosten sowieso in 
der Miete enthalten sind. Diese, für 
‚das Urteil aber vollkommen irrelevan- 
te Bemerkung, war indes geeignet, bei 
‚den Mietern und ihren gewählten Or- 
nen, den Mieterräten, Illusionen 
über den Gerichtsentsch« in der 
‚zweiten, entscheidenden Instanz auf- 
‚kommen zu lassen. $o hatte noch En- 
de April auf einer Mieterveranstaltung 
der Vertreter der „Arbeitsgemein- 
schaft der Interesengemeinschaften 
von Mietern der ABG“, Herr Nicolaus 
«(verantwortlich für die Mieter im 
Stadtteil Riederwald), immer wieder 
betont, daß das Gericht im Interesse 
‚der Mieter entscheiden — auf jeden 
Fall (I) aber ein „gerechtes und ver- 
bindliches“ (!) Urteil fällen werde. 
Die ABG hat in der Vergangenheit 
immer mehr ihr „soziales“ Mäntel- 
‚chen fallen lassen. So beteiligte sich 
‚das städtische, also von der SPD gema- 
nagte, Wohnungsunternehmen bereits 
frühzeitig und in großem Umfang an 
‚der Bodenspekulation (vergl. AK 44), 
baute während des Mietstops so gut 
wie überhaupt nicht (zwischen 1945 
und 1960nur 338 Wohnungen, 
über 7.800 in den folgenden 13 Jah- 
ren) und auch nach dem Lücke-Gesetz 
wurden die Gelder cher in den U- 
Bahn-Bau_ oder teure Komfort-Woh- 
nungen, bzw. Büro-Bauten investiert, 
als in den „sozialen Wohnungsbau“. 
Langfristiges Ziel der SPD war es, 
auch in diesem Bereich die Mieten des 
„sozialen Wohnungsbaues“ immer 
mehr denen des „freien“ anzugleichen. 
So werknappte die SPD-Regierung 


durch ihr „Städtebauförderungsge- 
setz“ (vergl. Wohnungsbroschüre des 
KB) immer mehr den relativ billigen 
Wohnraum in Altbauten. Gerichte 
klagten für spekulationswütige Haus- 
besitzer ganze Straßenzüge leer. Und: 
Der erste Mietwucherprozeß vor ei- 
‚nem Frankfurter Gericht wurde ‚gegen 
einen ausländischen Arbeiter (') ge- 
führt, der die Wuchermiete seines 
Hausbesitzers als Hauptmieter an st 
‚ne Untermieter weitergegeben hatte! 
Über weitere Fälle, in denen die Dür- 
gerlichen Gerichte gegen die Miei 
und für die Wohn: internehmer 
entschieden haben, haben wir mehr- 
fach in unserer Presse berichtet. 

So hat denn das Justizwesen in ei- 
‚nem kapitalistischen Staat die Aufga- 
be, mittels der Augenwischerei einer 
Gewaltenteilung die Klassengegensät- 
2e zwischen den Kapitalisten und den 
Arbeitern von einer „unparteilschen 
Warte“ aus zu beurteilen und den 
Klassenkampf in den Gerichtssaal zu 
verlagern, wo die Arbeiter eben iso- 
liert von ihren Klassenbrüdern der 
Macht der Rechtsanwälte, Sachver- 
ständigen und anderen „Autoritäten“ 
in der Regel nichts entgegenzusetzen 
haben. 

5° hat denn auch de ABG nicht 
etwa lusterprozeß geführt, son- 
Be! ts frühzeitig darauf Hinge- 
wiesen, gegen jeden zahlungsunwilli- 
sen Mieter einzeln zu klagen, wobei 
sie sich sogar noch auf ein entspre- 
chendes Gesetz berufen konnte ($ 
3 (3) WoKSchG). 

In dem Gerichtsurteil wurde vom 
11.65.74 wurde eine Politik abgesegnet, 
derer. Anliegen es war, die Vorteile des 


{er abzubauen: Als Richtlinie für die 
ieterhöhung der „gemeinnützigen” 
Wohnungsbaugesellschaft kann die 


n“ juristisch abgeschafft! 


‚dürfen ihre Mietforderungen nach dem „freien“ 


„marktorientierte Miete” gelten.Diese 
Miete wird nach „Angebot und Nach- 
" bestimmt Die „ortsübliche Mie- 
te”ist hierbei die Obergrenze Das Land- 
gericht verwies die Entscheidung um 
die Höhe der Miete wieder an das 
Amtsgericht zurück. Die Parteien 
‚könnten dann wiederum in die Beru- 
fung vor das Landgericht ten, 
el dieses Hin- und Her-Schiebens 
der Entscheidung von einer Instanz 
zur anderen war es zunächst, die an- 
fangs spontan schr starke Mieierbewe- 
gung totlaufen zu lassen und deswei- 
teren die Erhöhung auf die Zeit nach 
den Landtagswahlen zu verschieben. 
Die SPD meinte wohl zurecht, durch 
diese neue Maßnahme weitere Stim- 
men in Frankfurt einzubüßen, Da die 
Miete eh rückwirkend zum 1.1.74 zu 
zahlen ist, verliert die ABG dabei oh- 
nehin nichts, Den Mietern empfahl 
das Gericht, in Härtefällen doch Wohn- 
geld zu beantragen; daneben „stehen 
soziale Belange hier nicht zur Debatte 
und dürfen das Gericht auch nicht in- 
teressieren.“ Eine schr offenherzige 
Schilderung dessen, was das Gericht 
unter „Gerechtigkeit — im Namen des 
Volkes“ versteht! 


Abschließend wurde festgestellt, 
daß sich der Beiname „gemeinnützig“ 
bei der ABG, als eines der größten 
westdeutschen Wohnungsunterneh- 
men, lediglich auf die Ausschüttung 
des Gewinns (nur 4%) und gewisse 
(beträchtliche) Steuervorteile bezieht. 
Befriedigt äußerte sich demnach der 
Dachverband der „gemeinnützigen“ 
Wohnungsbaugesellschaften über die- 
‚ses Grundsatzurteil. Bedeutet es doch, 
‚daß die fürdie „Gemeinnützigen“ un- 
gleich günstigere Wettbewerbssituati- 
on auf dem Wohnungsmarkt voll den 
Wohnungsgesellschaften selbst zugute 


kommen kann, anstatt d 
Ein SPD-Mite 
hußerte sein Vertrauen in die Gerichts 
barkeit und betonte, „laß man eigent- 
lich nichts anderes erwartet habe." 
ER“, 27.6,74) 


Die Mieterräts 
erklärung ab, in 
durch dieses Urteil ine gan 

orungsgruppe zu Sozialhilfeempfün- 

m (Wohngeld) gemacht wird) Das 

richt habe „im Namen des Voll 
‚gegen die Mieter des gesamten „ge- 
meinnützigen“ Wohnungsbaus ent- 
schieden. Dies entspreche gensu der 
Tendenz, die im Öffentlich geförder- 
ten Wohnungsbau seit rund zehn Jah- 
sen zu erkennen sei. (zit. nach „FR", 
27,6.14) 


Ein Sprecher des städtischen Amts 
für Wohnu kommentierte 
nach dem SPD-Motto: selbst die gröb- 
ste Verschlechterung des Lebenssta 
dards kann noch als Steigerung dı 
Lebensqualität bezeichnet werden — 
wenn man nur der SPD-Propaganda 
vertraut!: Es sei künftig möglich, die 
Vergleichsmieten für privatwirtschaft 
lichen Altbau wesentlich niedriger zu 
setzen als bisher, weil das Urteil auch 
gestatten müsse (1), daß der private 
Wohnungsbau mit dem öffentlich ge- 
förderten Wohnungsbau gleichzuset- 
zen ist, Bei der Festsetzung von Ver- 
gleichsmieten müsse es deshalb in Zu- 
kunft auch gestattet sein, Beispiele 
ausdem „gemeinnützigen“ Wohnungs- 
bereich heranzuziehen. Das ist purer 
Zynismus und Roßtäuscherei: Wenn 
die Mieten des sozialen Wohnungs- 
baus denen des _‚freifinanzierten‘ 
gleichgesetzt werden, wird es für die 
Mieter privatwirtschaftlicher Wohnun- 
gen zwar keine materiellen Vorteile 
bringen, wenn sich ihre Miete an der 
von „gemeinnötzigen” orientiert, wohl 
aber” haben sie das schöne Gefühl 
Beichsam in einer „Soziahwohnun 
zu leben. 


KB/Gru; 
Stadt 


Geneksehaten) - 
‚torisch eine Vertreierversamm- 
= als_ oberstes führt 


werden. Für den LV Hamburg bedeu- 
tet das die b 


re 
Politik ihrer Gewerkschaft mit zu 
en i 


Der Mitgliedschaft bzw. ihren 
Vertretungserganen (in Hamburg: 


'es offensichtlich darum, ein 
tisches Verfahren zu schaffen, 
das den sozlaldemokratischen Ge- 
werkschaftsführern garantiert, ihre 
Macht im DGB gegebenenfalls sopar 
mit Hilfe von Massenausschlüssen zu 
behaupten. 

Die Studenten in der GEW wer- 
den such weiterhin den diskriminie- 
renden Status von Mitgliedern zwei- 
ter Klasse (in den wesentlichen Fra 


nicht  abstimmungsberech gt) 
alten, Der LV Ne -Westla- 
len, in dem bislang Studenten ala 


GEW-Vollmitglieder zugelassen (und 
sogar im Vorstand vertreten) sind, 
soll diese zu „sußerordentlichen” 


ie Ge- 

werkschaftsführt Ta. 
buchstäblich um „fünf vor zwölf", 
die  Versbschiedüng baw. Bestät 
‚des DGB-Unvereinbarkeit. 


Jusses” gegen 
für die GEW durch, 
ich je such der ganze Aufwand mit 

ın Schiedskommisionen nicht Joh, 


Sonst würde 


nen! 

Die Art, wie dieser Beschluß 
durchgebracht wurde, zeigt noch 
‚einmal die überhebliche Willkür, mit 
‚der diese Herren regieren zu können 
‚glauben, Während sich der GEW-Chef 


GEW nach Mainz: 


Das letzte Wort müssen die Mitglieder haben! 


Frister mehr oder weniger vornehm 
zurückhielt, traten als Antragsteller 
einige Landesvorsitzende auf, die 
sich bereits als Kommunistenfresser 
einen Namen gemacht hatten (z.B. 
Wunder aus Hamburg). Der Einwand, 
daß  Landesvorsitzende als solche 
satzungsgemäß gar nicht berechtigt 
sind, selbständige Anträge auf der 
Bundesdelegierten-Versammlung ein- 
zubringen, wurde beiseitegewischt. 
Zur ung der angeblichen 
Dringlichkeit des Antrags mußte das 
haarsträubende „Argument” herhal- 
ten, es sei tags zuvor ein Artikel 
über die „linke Unterwanderung der 
GEW" in’der Presse erschienen. So- 
dann: Antrag auf sofortige Abstim- 
mung; keine Diskussion; Abstim- 
mung - fertig! Der Antikommunis- 
mus st epitimiert", 

Die GEW als Gewerkschaft am 
Rande des DGB hatte, entsprechend 
der liberal-demokratischen Einst 
Hung vieler Lehrer, lange ai sin re 


dv Maß an Mitgliederdemokra- 
tie z Man kann auch sagen, 
daß die Lehrerverbände, aus denen 


die GEW hervorgegangen ist, hin- 
sichtlich ihres Verhältnisses zur De- 
mokratie in der Vergangenheit eini- 
Een "leder gut zu machen hatten. 
it der jetzigen Satzungsänderung 
wird die GEW an das „normale 
DGB-Niveau angepaßt. 


Die demokratische Opposition 
in Mainz 


Während es auf dem Kieler GEW- 
Kongreß 1971 auch schon hier und 
Kritik, an der Gewerkschaftsfüh- 
ing gegeben hatte, konnte doch von 
einer in den Abstimmungen einheit- 
Ben 

ie sein, stimmte in Mai 
rund ein Viertel der Delegierten in 
den wesentlichen Punkten gegen die 
Satzungsänderungen und verweiger- 
1e Frister die Zustimmung für den 
Bundesvorsitz. Auch das Ist ein 
Zeichen für eine zunehmende Pola- 
riierung innerhalb der GEW. Aller- 
dings dominierten unter diesen rd. 
hundert Delegierten Jusos und linke 
Sozialdemokraten, während die 
Kommunisten ähnlich schwach ver- 
treten waren wie die DKP, Al anzk 
linke Gruppe hatte der 

Mainz einen Aufruf an die Delegier- 
ten zur Ablehnung der Satzungsände- 
rungen verteilt. 


‚Nur in einem einzigen wesent- 
lichen Punkt gelang es den Linken, 
der Gewerkschaftsführung einen 
Strich durch die Rechnung zu ma- 
chen, $ 7.3. der neuen Satzung lau- 


tet: „Obersies Organ der Landesver- 
Binde, sind die | 
amım! 2 ing s0- 
We die Anzahl und Zusammenser- 
zung der weiteren Organe der Lan- 
desverbände entscheidet die Vertre- 
terversammlung des zus Lan- 
dern bunder., Dar vom Hayes 
schuß vorgeschlagene folgende Satz 
wurde jedoch ersatzlos gestrichen: 
„Über das für die Bildung von Orge- 
nen anzuwendende Wahlverfahren 
(also auch für die Landesvertrei 


versammlungen!) beschließt 
Hauptausschuß, 
Hier hatten sich die Gewerk- 


schaftsführer dafür stark gemacht, 
die Wahlen für gewerkschaftliche 
Funktionen nicht mehr auf Mitglie- 
derversammlungen, sondern getrennt 
davon in einer schriftlichen „Ur 
wahl” durchzuführen. Angeblich wür- 
de auf den gewerkschaftlichen Ver 
sammlungen nur eine „aktive Min- 
‚derheit" von ihrem Wahlrecht Ge- 
brauch machen und dadurch „Son- 
derrechte" in der GEW genießen. 
Demgegenüber seien diejenigen 
GEW Minglieder  Denachteigt, die 
keine Versammlungen besuchen, 
„aber, Qurch. fıre regelmäßige Bei 
iragszahlung_ ihre Jarität au 
aktiv bekunden”. Da gleiches Recht 
für alle Mitglieder bestehen müsse, 
sei die Wahl selbst unabhängig von 
den Wahlversammlungen durchzu- 
führen, auf denen lediglich „Kandi- 
datenvorstellungen" erfolgen soll 
So weit das „Demokratiever- 
indnis“ von Prister & Co. 
Sollte man diesen Vorschlag 
nicht konsequent zu Ende denken? 
Was passiert, wenn die Gewerk- 
schaftsmitglieder ihren Wahlzettel 
ins Haus geschickt bekommen und 
irotzdem nur ein Teil von ihnen 
wählt? Würde dieser Teil dann nicht 
ein  „Sonderrecht” gegen! jen 
gänzlich passiven Mitgliedern bean- 
Soruchen?'" Da wäre es doch das 
beste, ganz sicher zu gehien und gar 
nicht mehr zu wählen, denn gar kein 
Recht ist gleichen Recht für alle‘ 


Tatsichlich tragen die Gewerk- 
chaftsführer selbst die Verantwor- 
tung dafür, daß unter vielen Mitglie- 
‚dern Passivität und Desinteresse vor- 


herrscht, Und mit diesem Vorschlag 
stellen sie noch einmal unter Beweis, 
daß sie ein Interesse an diesem Zu- 
stand haben, daß sie ihn beibehalten 
wollen, daß sie ihn — entsprechend 
ihrer Politik und ihren Zielen — für 
‚optimal halten. Jeder, für den Demo- 
kratie nicht nur schöne Worte sind, 
sondern der davon auch G e - 
brauch machen will, macht sich 
in den Augen dieser Herren „eli- 
tärer Arroganz” schuldig. 

Dieses Wahlverfahren (z.B. für 
Yertretervesammlungen) würde über 
die Abschaffung der Hauptversamm- 
hung hinaus in letzter Instanz die Zer- 


sch I ler gewerkschaft- 
lichen „Versammlungen be- 
deuten. wenn Mitglieder-Ver- 


sammlungen nicht einmal mehr das 
elementare Recht haben, ihre Dele- 
rten zu wählen oder auch zur 
chenschaft zu ziehen, werden se 
zu völliger Bedeutu: it de- 
gradert Sie Können Derchfnse fa. 
sen oder es bleiben lassen, und Ihre 
Delegierten können sich daran hal- 
ten oder auch nicht. Denn astzungs- 
gemäß ist das Ausfüllen eines W 
2ettels dahelm am Schreibtisch dann 
die einzige Möglichkeit der „ein- 
fachen” Mitglieder, auf die Politik 
ihrer Gewerkschaft Einfluß zu neh- 
men. Dies würde konsequent dazu 
führen, daß die „gewählten Vi 
ter" unkontrolliert und unabhl 
von der innergewerkschaftlichen 
kussion „ihr Amt ausüben”, wie es 
tatsächlich der, überwiegende Zu- 
ınd in den DEB-Gewerkschaften 
ist, 

Da die „Urwahl” in Mainz schei- 
terte, werden die Gewerkschaftsfüh- 
rer in den einzelnen Landesverbän- 
den versuchen, dieses Verfahren doch 
noch durchzusetzen 


Dabei ist es wieder einmal der 
Hamburger Landesvo) 


sich in An 


4 hat schlicht und einfach 
„beschlossen“, daß die Hauptver, 
üammlung nicht mehr „existiert”, 
Nach der Logik dieser Hören erpibi 
sich. daraus „awingend”, daß folg- 
Vorstand selbst be- 


fugt ist, 
schießen, nach dem eine Lander- 
vertreterversammlung im Herbst 
wählt werden soll, die danı 
herein über Satzungsfragen befinden 


‚darf, Damit ist der bisherige Höhe- 
punkt der Willkür dieser Gewerk- 
schaftsführer erreicht. Man sorgt 
durch ein geeignetes Wahlverfahren 
für eine Zusammensetzung der Ver- 
treterversammlung, die nachher alles 


legitimiert”. ? 

berufen sich die 
demokrat Gewerkschaftier 
darauf, daß die alte Satzung des 
anne Hambur Landes 
ve jes solange in Kraft bleibt, 
bis die Hauptversammlung eine Än- 
derung dieser Satzung (im Sinne der 
Mainzer Beschlüsse oder auch nicht) 
vornimmt: „Änderungen dieser Sat- 
zung können nur von einer Haupt 
versammlung mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der ai ‚benen Stim- 
men en (4 55). Das heißt, 
da 


im Hei statt, 
muß, auf der der Hambui 

GEW-Landesverband sowohl daril 

entscheiden muß, ob er die Beschlüs- 


ren), falls die neue Bundesatzung 
‚eine Zweidrittelmehrheit findet. 

Es kann keine Rede von einer de- 
mokratischen Legitimation des 
Mainzer Kongremes sein. Viele Dele- 

rte waren nicht gewählt, Die bis- 

Bundes-Satzung schreibt eine 
solche Wahl auch nicht zwingend 
vor, Sondern nur die „Entsendung” 
von Delegierten der Landesverbände. 
Selstverständlich _ st sine wlche 
Regelung nur möglich auf der 
der völligen organisatorischen Selb- 
ständigkeit der Landesverbände, 
Wenn die Delegierten überhaupt ge- 
wählt worden waren, dann ohne 
politische Diskussion der Satzungs- 
Änderungen, die in den allermeisten 
Landerrerölnden (Aumahne: Nam: 
burg) den Mitgliedern gar ni 
kannt waren. Der Mainzer Kongreß 
stellt den Versuch der Gewerkschafte 
Führer dar, mul kaltem Weg noch be- 
stehende demokratische Rechte In 
nerhalb der GEW zu zerschlagen. 


(über müssen die Mitglie- 
der das Recht für sch in Anspruch 


nehmen, in den einzelnen Landes 
'verbänden über die Mainzer Deschlüs- 
se zu entscheiden. (In einer Fort- 
wetzung diesen Artikels werden wir 
Apezief auf ie. Hamburger Situs- 
tlon eingehen und begründen, warum 
wir nicht nur wie die meisten ande- 
ren Linken eine Satzungs1iV for- 
dern, sondern es auch für richtig hak- 
ten, die GEW-Mitglieder zur Ableh- 
nung der Mainzer Satzung aufzuru- 
fon). 


Bündniskommimion des KB/ 
Gruppe Hamburg 


or meie 
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„Strage di Stato 


Prozeß erneut 


Am 12. Dezember 1969 explodiert 
im der Mailänder Landwirtsch 
bank eine von Faschisten gelegte 
Bombe und tötete 16 Mensche 
Seit nunmehr mehr als viereinhalb 
Jahren wird der Prozeß gegen die Ur- 
heber dieses Attentats immer wieder 
verschoben. Drei Jahre davon (bis 
‚Ende 1972) mußten der von der Bour- 
‚geolsie zu Unrecht angeklagte Anar- 
‚Chlst Valpreda und weitere anarchisti- 
sche Genossen in „Untersuchungs- 
haft" verbringen. 
Inzwischen sind. die faschistischen 
Mörder bekannt — Ventura, Freda 
und andere. Aber die Justiz hält an 
‚der Version fest, daß Valpreda und 
‚seine Genossen am Attentat betek- 
gt waren, nun eben gemeinsam 
mit den Faschisten! 
Pius gern Vaiprada und die ande 
gegen ie ande- 
ren Genossen erneut verschoben; eine 
Wiederaufnahme ist frühestens im 
‚ahrscheinlich aber erst 


en) 


Bombenterror der 
italienischen Faschisten] 


Leserbrief 


In Genua fand am Freit 
Juli ein vierstündiger G 
gegen weitere Preiserhöhungen und 
Teuerung durch die Rumor-Regierung 
statt. Dies wurde von den bürgerlichen 
Zeitungen nur am Rande erwähnt 
Stattdessen brachten sie in großer 
‚Aufmachung ‚Berichterstattung’ über 
Polizeiaktionen gegen die Linke, an- 
‚geblich gegen die ‚brigate rose‘, die 
"Roten Brigaden', die sich für die Ent- 
führung des Staatsanwalts Sossi ver- 
antwortlich erklärt hatten (siehe Ar- 
tikel im AK 45). „Lotta Continua” 
allerdings berichtet in ihrer Ausgabe 
vom. Freitag über eine Reihe von po- 
lizeilichen Hausdurchsuchungen etc. 
"Genossen ihrer Organisation. 

"Ein Ereignis, das in der westdeut- 
schen Presse ebenso totgeschwiegen 
würde, möchte ich hier kurz berich- 
ten. (Inwieweit die italienische Presse 
‚darüber berichtete, ist mir nicht be- 
kannt. 


Als Freitagabend verlieh. der Zug 
Expreß" Genua in Richtung 

.d. Sein endgültiges Ziel ist Di- 
‚nemark via Westdeutschland. Mit ihm 
reisten zahlreiche deutsche, dänische 
'und holländische Touristen in ihr Hei- 
matland zurück, Ca. fünf Minuten 
nach seiner Abfahrt wurde der Zug 
an einem kleinen Bahnhof außerhalb 
Genuas wieder gestoppt. Rufe auf ita- 
lienisch scheuchten die Reisenden 


verschoben 


Über zwei Jahre vergingen na 
dem Mailinder Blutbad, bevor 
23. Februar 1972 in Rom der erste 
Frozeß gegen die Genossen begann 
Kaum zwei Wochen später, am 6. 
März 1972, erklärte sich das Gericht 
für „unzuständig” und verwies das 
Verfahren nach Mailand. 

jäter wurde dann erklärt, die 
ische „Atmosphäre” in Mailand 
ür den’ Prozeß nicht gut (mit an- 
‚deren Worten: es wurden starke Pro- 
testaktionen der Linken erwartet), 
und so wurde der Prozeß, bevor er 
überhaupt in Mailand wieder aufs 
nommen werden konnte, nach Ca- 
tanzaro, einer kleinen Stadt in Süd- 
italien, verlegt. 


Inzwischen war, vor allem durch 
die „Gegenermittlungen” der revo- 
Iutionären Linken (wobei sich besön 
ders „Lotta Continua” große Ver- 
dienste erwarb), die faschistische Ur- 
heberschaft am Mailänder Blutbad 
nachgewiesen worden, Eine starke 
Bewegung, der sich auch die refor. 
mistischen Parteien im Parlament 
anschließen mußten, verlangte die 
Freilassung der seit drei Jahren in- 
haftierten Anarchisten. So wurde 
Ende 1972 ein Gesetz für Valpreda 
maßgeschneidert”, daß es erlaubte, 
ie Anarchisten „vorläufig” aus dem 
‚efängnis zu entlassen — und zu- 


England: 


‚Am 13, April dieses Jahres wurde der 
30-jährige Ire Kenneth Lennon in 
einem Straßengraben in Südlondon 
‚erschossen aufgefunden. Der arme 
Lennon muß geahnt haben, was da 
auf ihn zukam, denn er hatte wenige 
Tage vorher dem Londoner Blues 
Sänger George Melly in dem Soho- 
Nachtclub Ronnie Scotts erzählt, 
‚daß er gehetzt und bedroht würde. 
‚Wenn ‚Sie etwas hören über meine 
Leiche, wie sie daliegt, mit dem Ge- 
sicht in einer Pfütze, dann wissen 
Sie, daß ich die Wahrheit gesagt 
habe.” 

Die „Frankfurter Rundschau” 
schreibt zu diesem Fall: „Der Schuß 
auf eine ‚irische Exekution’ lag 
nahe. Man wundert sich nur, daß 
Morde nach Belfaster Muster bereits 
im Herzen Englands passieren. Er- 
schrocken ist man jetzt, seitdem be- 
kannt wurde, daß der ermordete 
Lennon ein Agent des britischen Ge- 
heimdienstes gewesen ist. Hätte die 
Polizei ihrer Majestät ihre Agenten 


Valpreda vor Gericht 


gleich aber die gerichtliche Klärung 
weiter zu verschieben. 

Nach vielen neuen Schwierigkei- 
ten begann endlich am 18. März 1974 
in Catanzaro der zweite Prozeß gegen. 
Valpreda und Genossen. Am 4. Mai 
wurde die Einstellung dieses Prozes- 
ses und seine Zusammenlegung (1!) 
mit einem Prozeß gegen die Faschi- 
sten Freda, Ventura & Co, angeord- 
net. Die anarchistischen Genossen 
sollten also mit den faschistischen 
Mördern auf dieselbe Anklagebank 
gebracht. werden, damit die bürnger- 


die Polizeiuntersuchung veröffent- 
lichen. Aber man ist der Meinung, 
daß darin stehe, Lennon sei ein fr 
will Informant des „Special 
Branch” gewesen, der nicht den Rat 
befolgt habe, sich von kriminellen 
‚Aktivitäten fernzuhalten.” 

„Auf den Protest von mehreren 
Läbour-Abgeordneten, die eine 
„volle und - unabhängige Unter- 
Suchung” forderten, hatte Jenkins 
die zynische Bemerkung ‚parat: 
„Wir müssen klar stellen, daß wir 
Richt einerseits groß sind im Unter- 
suchen, aber schwach im Aufdek- 
iken."!}! (zitiert nach „Daily Tele- 
graph” vom 3.5.74) 

Der Beifall der Tory-Opposition 
war ihm sicher. Der Kommentar vom 
Innenminister des Schattenkabinetts 
James Prior: „Wenn das Gesetz und 
unsere Institutionen angegriffen wer- 
den, ist es unbedingt notwendig, daß 
die Sicherheitskräfte das Vertrauen 
der ganzen Nation besitzen. 
„Workers Press” vom 4.5.74) 


auf — zuerst verstanden nur wenige 
als aber italienische Mitfahrende den 
Zug verließen, folgten auch panikartig 
mehr und mehr Ausländer. Es sprach 
sich herum, daß eine Bombe im Zug 
sein soll 

‚Allmählich drang die Information 
durch, daß eine Bomdenwarnung ein- 
‚gegangen war. Alle standen verstört 
am Rande des Zuges, Nach einiger 
Zeit trafen zwei (!) Carabinieri ein 
und begannen mit einigen Eisenbah- 
nern, den Zug zu durchsuchen. Nach 
‚einer Viertelstunde wurden die Rei 
senden aufgefordert, sich vom Zug zu 
entfernen und an der anderen Seite 
des Bahnhofs in Sicherheit zu bege- 
ben, Trifft man sonst an jedem Flek- 
‚ken Italiens auf haufenweise Polizei 
Carabinieri und Militär, so ‚durch- 
suchten’ ınun zwei lächerliche Bullen 
einen ganzen Zug nach einer Bombe! 

Nach zwei Stunden (1) durften 
nach einigem Hin und Her alle in den 


Faicht besser schätzen. können? 
micht besser schützen können? 

Damit hätte die IRA also den 
Mord an Lennon auf dem Gewissen. 
Bei dieser Version konnte man aller- 
dings nicht lange bleiben. Denn 
Lennon selbst hatte dafür gesorgt. 
‚daß ein Stückchen Wahrheit ans Licht 
kam; er hatte noch drei Tage vor sei 
nem Ende eine schriftliche Erklärung 
beim „Nationalen Rat für Bürger 
rechte” hinterlegt, aus der hervor 
ging, daß er vom „Special Branch” 
des britischen Geheimdienstes (Ein- 
heit zur Terroristenbekämpfung) 
wegen kleinerer krimineller Delikte 
erpreßt worden war. 

Man hatte ihn gezwungen, in Ir- 
land Spitzeldienste gegen die IRA 
zu leisten, sich an Aktionen zu be- 
teiligen, selbst Aktionen wie Bom- 
benlegen und Banküberfälle durchzu- 
führen, die dann der IRA in die 
Schuhe geschoben wurden usw, 


Zug zurückkehren. Die Bullen gingen 
noch einmal durch den Zug und sahen 
nach, ob auch kein Gepäckstück im 
Zug war, was niemandem gehört und 
eventuell eine Bombe enthalten köns 
te. Dann verzogen sie sich wiede 
Den Eisenbahnern war nach dieser 
„gründlichen Observation” wohl nicht 
Tanz wohl zumute. Sie gingen noch 
einmal von Waggon zu Wagzon und 
Ieuchteten Achsen und Boden von 
unten ab. Krst als sie nich selbst über 
zeugt hatten, daß alles o.k. war, ver 
ieß der Zug nach drei Stunden den 
Bahnhof 
Anschläge auf Züge und Bahngler 

se ehören seit einigen Jai 

einem oft benu 

siischen To 

sche 

Jung vorn 
inken. Mir sch 
bendrohung eindeutig auf das Ko 
der Faschisten zu gehen, denn 1 
„Zweifelsfall” hätte, sonsi die west 
eutsche Prosse wohl schon am Sonn 
abendmorgen von. „linksextremistt 
schem Dombenterroi gegen unschul 
üige deutsche Touristen” gesprochen, 
Ein Hamburger Genome . 


Offensichtlich hatte Lennon aus- 
steigen wollen. Auf jeden Fall ist 
sicher, daß er sehr klare Vorstellun- 
iber hatte, aus welcher Ecke 
In seiner Erklü- 
rung heißt es: „Es ist möglich, daß 
der „Special Branch” mich umbrin- 
gen wird und es so hinstellen wird, 
daß en nach einer IRA-Aktion aus- 
sieht.” (nach „Workers Press” vom 
4.5.74) Es wäre ja auch für die IRA 
nicht ganz logisch, einen Spitzel um- 
zubringen, der gerade über die Metho- 
den des englischen Geheimdienstes 
ausgepackt hat, Eher hätte die Ge- 
fenieite cin Inierewe am Schweigen 

Labour-Innenminister Jenkins 
ordnete natürlich sofort eine Unter 
suchung an, die Scotland Yard durch- 
führte. Am 2,5.74 gab Jenkins dann 
im Parlament bekannt, der Fall sei 
abgeschlossen, es sei „nicht notwen 
dig, weitere Untersuchungen mehr 


über die Aktionen der Pollzeioffr 
ziere, die in den Lennon-Fall ver 
wickelt seien, durchzuführen”. Der 
„Daily Telegraph” schreibt am 3.5 
34: „Aus rechtlichen Gründen könne 
Jenkins jetat nicht den Dericht über 


Kenneth Lennon: Vom. britischen 
Geheimdienst angeheuert = vom 
britischen Geheimdienst ermordet...? 


Auch. die Chefs des „Special 
Branch” und der Sicherheitskräfte in 
Nordirland „begrüßten Jenkins festen 
Standpunkt” („Daily Telegraph”). 
Verständlich. 

Der Fall Lennon ist der zweite 
innerhalb kurzer Zeit, an dem die 
Methoden des englischen Geheim- 
dienstes scl ig deutlich werden. 
Über den Fall Littlejohn ist kaum 
Gras gewachsen. Auch hier das gleiche 
Muster: die Brüder Kenneth und 
Keith Littlejohn — beide vorbestraf- 
te Kriminelle — waren vom britischen 
Geheimdienst angeheuert worden, 
um in der IRA zu arbeiten. Die 
Littlejohns sagten aus, dab die 
Bombenexplosionen in Dublin im 
Dezember 1972, bei denen zwei 
Menschen getötet und 74 verletzt 
worden wagen, und die der IRA in 
die Schuhe geschoben worden waren, 
auf das Konto des britischen Gichetm: 
dienstes gingen, 


Die Spitzel Lennon und Little 
John sind nur die Spitze vom Eisberg 
der Provokationsstrategle der eng. 
lischen Imperislisten. Hs handelt 
sich hierbei nicht um Ausnahmen, 


in denen einzelne Gehei 
‚gegen die Dienstvorschriften Krimi 
nelle als Provokateure eingesetzt 


lichen Hetzer ihre Dem 
„rechts = links” besser 
innen. Das leuchtete aber nicht 
einmal den Richtern von 


zaro ein, so daß der Prozeß zunächst 
der Anordnung fortgeführt 
10. Ju 


trotz 
wurde. Am wurde dann 
jedoch endgül stellung des 
Prozesses gemäß der Anordnung vom 
4. Mai beschlossen. Die bis dahin 
gelaufenen Verhandlungen — bei de- 
nen vor allem verschiedene Polizei 
Vertreter, die in die ‚Ermittlungen® 
nach dem Blutbad verwickelt wa- 


Der Tod eines Provokateurs oder 
Die legale Kriminalität des bürgerlichen Staates 


haben, sondern um eine durchgängig 
betriebene Praxis, bei der nur zufäl- 
lig_ und unangenchmerweise zwei 
Fälle bekannt geworden sind. Das 
beweisen auch die Überlegungen von 
General Frank Kitson, Ausbilder an 
der Infanterieschule in Warminster, 
Südengland, die er in seinem Buch 
„im Vorfeld des Krieges - Abwehr 
von Subversion und Aufruhr” dar- 
gelegt hat. Kitson vertritt die Auf- 
fassung, daß die Arhes sop. ‚Pseu- 
doGangs” ausbilden müsse, die als 
„Streikführer oder aktive Terrori- 
sten tätig werden, um die Armee mit 
Inside-Informationen zu versorgen”. 
Aufgabe dieser Gruppen wäre es, 
Informationen über Lebensweise, 
Einkommensverhältnisse und Ver“ 
haltensweisen_„verdächtiger Bevöl- 
kerungskreise” ” zu sammeln. „So 
können nicht nur die Rädelsführer, 
sondern eine gesamte Gruppe ausge“ 
schaltet werden.” 

Die Vorstellung vom Agenten, 
der im Ausland an sonnigen Strän» 


FE n. 


ren, vor Gericht als Zeugen keine 
ute Figur gemacht hatten = wurden. 
für null und nichtig erklärt, als hätte 
es nie nie gegeben. 

Kin neuer Prozeß, wohl erst 


1975, wird. also. bei Null 
beginnen. müssen nach dem 
Willen. di 


und Faschisten auf derselb 
;ebank, Die anarchistischen 
haben gegen diese Uı 

ihren entschiedenen Protest ange- 
kündigt 

In einer Erklärung Valpredas zur 
neuerlichen Proze-Verschiebung 
heißt es wa. „Nach fünf Jahren, wo 
die gesamte demokratische öffent- 
liche Meinung die Wahrheit über un- 
ser Schlekal konnt, greiı man noch. 
mals zu einer Verichlebung, die s0- 
‚gar die vom unserer Verfassung fest- 
gelegten Prinzipien verleizt. 

Aber was noch schlimmer it: die 
se Maßnahme reiht sich ein in den 
polittschen Rahmen seit 1969, auf 
der Grundlage der Theorie der „ent- 
gegengesetzien Exıremismen”, die 
ine Wiederersichung der faschistt 
schen Gewalt geitatiet hat, die in 
jedem bürgerlichen Staat auf der 
Basis der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen lutent vorhan- 
den ist... Die Komplisenschaft, das 
Einverständnis, die Finanzierung und 
die Deckung, die die Faschisten ge- 
nossen und genießen, sind eine Tar 
‚sache, auch wenn sich nach dem Mar 
saker von Brescia alle beeilten, Ihre 
antifschitische Binstllung zu be 
kunden; das autoritdre Wesen des 
Staates ist die einzige Realität, rotz 
der Worte.” . 


den und in Casinos die High Society 
ausspioniert, wie sie uns In Spielfil- 
men nahegebracht werden soll, kann 
man getrost in die Märchenkiste 
packen. 

Sie dient der Verschleierung der 
wirklichen Aufgabe der Geheim- 
dienste _imperialisischer Staaten: 
die Durchsetzung, aller gesellschaft- 
lichen Bereiche (Betrieb, Gewerk- 
schaften, Wohngebiet, Schulen usw.) 
mit jdeclogisch, militärisch und in- 
formationstechnisch ausgebildeten 
Kadern des Kapitals. Leute wie 
Lennon und Littlejohn gehören zu 
dem weniger qualifizierten Spitzck 
trupp, den sich der bürgerliche Staat 
aus faschistischen Teilen des Klein- 

Arbeiter- 


sten, verlumpten Schichten der Aı 
beiterklasse — mit, erpresserischen. 
Methoden rekrutiert, 

Ihre Aufgabe ist es, überall dort, 
wo. sich Widerstand die kapk 
talistische Unterdrückung regt, den 
Kampf der Arbeiterklasse auszu- 
spionieren, die geplanten Schritte 
und ihre Führer zu verraten, durch 
provokatorische Aktionen Verwir- 
ung zu süften und den Kampf bei 
den noch nicht kämpfenden Teilen 
der Bevölkerung zu diskrediticren. 

. 


Eren Link Student erschlagen I 


Unter der neuen Labour-Regierung 
hat sich das Vorgehen des Staates 
segen die linke Opposition — wie 
erwartet — nicht liberalisiert, Ein 
Beispiel aus der unmittelbar letzten 
Zeit zeigt , mit welcher Brutalität 
gegen Menschen vorgegangen wird 
die gegen die Faschisierung in Eng- 
land kämpfen. 

6.74 zogen 10 000 Men 
ch die 
jestier 


Londoner Innenst 
ten damit gegen 
Kenli 
thematik-Student _ (Mitgl 
trotzkistischen Gruppe) hai 
16.6. an einer Protestd 
gegen eine ramistische 
tung der faschistischen „Nationalen 
Front” in London teilgenommen, 
Die Veranstaltung wurde von beritte 
ner Polizei geschützt, die ohne Vor 
warnung plötzlich in die Demon 
‚nten hineingitten und von ihren 
Pferden herunter brutal auf die Men, 
schen einprügelten. 

Kevin Gately erhielt dabei einen 


‚te Mas 


Straße, 


Der 21 Jahre alte Kevin Gately liegt von anglischen Bullan erschlagen auf der 


so schweren Schlag auf den Kopf, 
128 € Dewußilor auf die Strabe 
fiel und später ım Krankenhaus starb 

Zunächst hatte es offiziell 
Scotland Yard geheißen, Kevin sei 
aneıner „Gehirablutung ohne Jußere. 
Kinwirküngen” gestorben. Da aber 
offensichtlich zu viele Zeugen den 
tödlichen Schlag gesehen hatten, 
mußte im offiziellen Obduktionsbe 
nicht eine „Gehirablutung. infolge 
Schlageimwirkung" zugegeben. wer- 
den. 

Zu welchem Zynismus die al 
‚demokratischen Führer angesichts. der 

A 


und fragen sich dabei, ob sie (die 
Polizisten!) heil zuräckkommen."" @ 


(€ 
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tunbun, Ausgeschlossenen-Verband gegründet 


OB iewerkschaften”"TVotz ge; 

L_Diese Gründung Tat d R 
'von ausgeschlossenen gewerk. 
haftwopponitonelen Arbeitern und 
Angestellten auf die administrative 
Abtötung der innerpwerkschaftlichen 
Demokratie und den Ausschlußterror 
seitens der Gewerkschaftsführung 

Nachstehend drucken wir einen 
Brief ab, den wir Mitte Juni vom 
Verband kugeschickt bekamen: 

’erband ehemaliger Gewerkschafter 
der DGB-Gewerkschaften 
Hamburg, den 10,6.74 


Liebe Freunde und Genossen! 
Wie Huch sicherlich 


rer begnäg- 
ten sich allerdings nicht mit dem 
‚Ausschluß, sondern verfolgten die 

'n auch weiterhin. Inzwischen 
laufen bereits zwei Gerichtsverfahren 
‚gegen die Reichhold-Kollegen. Diese 
weiteren Angriffe der Gewerkschaftr- 
führer dienen zum einen der Ein- 
schüchterung und dem direkten politt 
schen Verbot, z.B. bestimmte Dinge 
über die Gewerkschaftsführer zu 
‚Außern, zum anderen sollen die Kok 
legen durch hohe Gerichts und 
Anwaltskosten finanziell fertig ge- 
macht werden. 

In der als Anlage beigefügten 
Broschüre „Der Rat der Götter” 
‚öffentlichen wir die beiden Verfah- 
ven: IG Chemie-Führung gegen Kol- 
legen der Reichhold-Albert Chemie. 

‚Die Broschüre wird herausgegeben 
vom „Verband ehemaliger Gewerk- 
schafter der DGB-Gewerkschaften”; 
In diesem Verband haben sich Koi 


Enge 
=; 
organisierten Arbeitnehmern zu tren- 


‚nen versucht, — nachdem sle uns al 
#0 vor die Alternative stellt, enr- 
iseder kein beizugeben oder orzeni 
‚dert weiter für eine Arbeiterpol 


in den Gewerkschaften zu ki 
Ob el 


Die Mitgliedschaft 1 unserem 
end mm | 
ke 
wi 
Wir len uns heute ‚Euch 
mit der Bit unsere Broschüre zu 
verbreiten, und damit den Reich- 


'hold-Kollegen in propagandistischer 
und finanzieller Hinsicht gegen die 
rechten IG Chemie-Führer zu helfen, 
Wir danken Euch schon jetzt und 
sind jederzeit gern bereit, ähnliche 
Fälle, mit denen Ihr Euch an uns 
wendet, zu unterstützen, soweit ex 
unsere Kräfte zulaisen. 
Mit sozialistischen Grüßen 
Verband ehemaliger Gewerkschafter 
der DGB-Gewerkschaften 


Wir halten die Verbands-Grün- 
‚dung durch die ausgeschlossenen Ge- 
werkschaften für richtig; die KB-Ge- 
vos elle haben diese 
Saba je lien ans Sicht ausge- 
schlossenen Gewerkschaftern auch 
anderer Betriebe und Branchen of- 
fen. Der Verband konzentriert sich 
auf den materiellen und juristischen 
Schutz seiner 
den Kampf um 


Je um kalektipe und raniserte 
seiner Mitglieder bei der Bewältigung 


'n zu unternehmen, um am betrieb- 
lichen und innergewerkschaftlichen 
KODIe Verbandsgründung hat innen 

fe Jung hat inner- 
halb. der sich kommunistisch nen- 


nenden Hamburgs einigen 
Wirbel url 


KBW hetzt gegen 
‚die Reichhold-Linke 


Der KBW (vormals als KG, davor 
als $SG bekannt) bemüht sich schon 
seit langem, bei Reichhold Fuß zu 
fassen. Vor den Gewerkschafts-Aus- 
schlüssen ignorierte der KBW in seiner 


Prose die organisierte linke 
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, 
stellte sie als, „spontane Bewegu 
der Kolegen" dar, um so in schuf 
meisterhalter Pose den Kollegen mit 
diesem oder jenem geistreichen Rat- 
schlag zu kommen .... ohne Erfolg 
allerdings, Im Kampf um den Wieder- 
aufbau des Vertrauenskörpers (nach 
dessen administrativer Auflösung 
durch die IG-Chemie-Führer), sowie 
im Kampf um die Abwehr der Ge- 
werkschaftsausschlüsse ward der KBW 
nicht gesehen. Im Betriebsrats Wahl- 


kampf. riet er den Kollegen dann 
mit einer lauen Erklärung zur 
Stimmabgabe für die linke Liste (der 
‚Ausgeschlossenen), sparte allerdings 


nicht mit Demagogie gegen die Lin- 
ken. Nach Gründung des Verhandes 
ist die Argumentation des we 
‚genüber den Linken von der der DKP 
nicht mehr zu unterscheiden: offene 
Hetze gegen die Ausgeschlossenen 
vom Standpunkt der (sozialdemo- 
kratischen) „Einheit” des DGB. 

Ein | mag den. schweini- 
schen und demagogischen Charakter 
der KBW-Argumentation gegenüber 
den Ausgeschlossenen _demonstrie- 


ren, Als anläßlich der letzten Tarif- 
nu eine ein- 
heitliche Lohn-Forderung von 
Mar) 


affenen 
Brief an, Migieder der Tan 


Ka Beiie ganile vom 10.374 


sit dee) 


vor der TK-Entscheidus 


aufgsstelt 
wurde): „Sie (die 300-Mark-Forde- 
rung) istin keinem gewerkschaftli- 
schen oder berrieblichen Gremium 
diskutiert, geschweige denn beachlos- 
sen worden.” 


Mal abgesehen davon, daß es 


3 
; Bunde no 


Grymlam Dei Reihhöl = de be 
Ahr, nalen von an 
gewerkschaftlichen Rechten, sowi 
‚von Sozialdemokraten besetzt ist (die 
freilich eine lineare Forderung ohne- 
‚hin ablehnen würden) und nicht be- 
fugt ist, überhaupt Tarif-Forderungen 
‚zu beschließen; mal abgesehen davon, 
:n in der Natur 
der Sache liegt, daß bürt 
“= En ne mh 
Ben anern 
können und die 300-Marks-Forde- 
rung auch ausdrücklich als „Vor- 
schlag der Ausgeschlosenen” für 
die betriebs- und gewerkschaftsin- 
terne Diskussion gekennzeichnet 
wurde; mal abgesehen davon, daß also 
dieses KBW-,Argument” saublöd ist 


Wie im Aı 
versucht 


jetzt, die elf aus der IG-Chemie aus- 
geschlomenen _Reichhold-K. 
mit, Hilfe der bürgerlichen Gerichte 
fertignumschen. 8a wurde den Kol 
iegen per einstweiliger 
hal Deiegbare Tatsachen über Pole 
ik und Praxis der IG-Chemie-Führer 
Ynpwierigen Froteme zielen darauf 
ab, die Kollegen einzuschächtern und 
sie vor den Konsequenzen einer klas- 
senkämpferischen Politik zurück- 
schrecken zu lassen. Auf dieser Ebene 
wurden die ausgeschlossenen Reich- 
hold-Kollegen jetzt noch von einer 
anderen Seite provoziert: von dem 
Rechtsanwalt (RA) Wensig. 

‚Die Reichhold-Kollegen 
den RA Wessig mit ihrer Rechtsve 


tretung beauftragt. 
fortschrittlicher 
der in den 60er Jahren zusammen 


mit dem DDR-Anwalt Kaul die ver- 
botene KPD in einigen Prozemen 


Ichhold-Kon 
mit Wessig einige böse Übern 
‚gen erleben. Kurz vor Fristablauf für 
die Einreichung _ eines wichtigen 
Schriften balGerichtareichte ie 


„Bevor ich im der Sache weiter 
1drig werde, Mitte Ich aber folgende 


zu klären 
Tch muß von den Heielligten (den 
ausgeschlowenen Reichhold-Kollegen 
Anm, AK) eine klare Erklärung 
haben, duß sie gegen Gewaltanwen- 
dung sind und nicht als Gegner des 
Grundgeieiien {11} Beielehner wer 


den können. Ich bin mich im der 
Lage, solche Personen, die als Ver 
fassungsgegner zu bezeichnen sind 
f1), zu vertreten. Als Anwalt, der in 
der Hamburger Kechtsunwaltschaft 
ee gewisse Rolle spielt (!), ka 


ich mir eine werfassungsfeindiie 
Tangkeit (1) nicht erla ind will 


Was bisher weder die IG-Chemie 
Führer noch die bürgerlichen Gerichte 


Hamburg, 


Feninsen ignonene der ab\ in seıner 


Hamburg, 


„Argument waunıos ıst 


Revisionistischer Anwalt fordert Revers von Reichhold-Kollegen 


geschafft hatten, nämlich die ausge- 
schlossenen Kollegen politisch mund- 
tot zu machen, das versuchte mun RA 
Wessig mit seinem Revers, Besonders 
übel an dieser Erpressung war für die 
ausgeschlossenen Kollegen, daß sie 
dadurch kurz vor Ablauf einer wich- 
tigen Eingabefrist ohne juristische 
Hilfe waren. 

‚Auf diese Provokation hin wurde 
Wessig sofort das Mandat entzogen. 
In ihrem Antwortschreiben fragten 
‚die Kollegen, was Wessig denn unter 
gyerfumungsfeind" versteht: „Halten 

es nicht für verfassungs- und 
Menschen eindhch der 


halb, zwei oder mehr Jahre ohne Ge- 
richisverhandlung im Gefängnis sit- 
zen, wie Ihnen ja sicher bekannt 
‚sein wird? 

Halten Sie es nicht für verfassungs- 
feindlich, daß trotz des im Grund- 
inesera verbrieften Rechtes auf freie 
Meinungsäußerung und Freiheit der 
Weltanschauung die Kommunistische 
Partei Deutschlands seit 1956 ver- 
boten ist und ihre Mitglieder ver- 
folgt und im die Gefängnisse ge 
steckt wurden? 

‚Oder halten Sie es für verfassungs 
feindlich, diese Verfassungswirklich- 
keit zu kritisieren, die Menschenfeind- 
lichkeit dieser gesellschaftlichen Rea- 
It anzuprangern und gegen die 
‚oben genannten Mißstände zu kdmp 


fen 
Aus Wessigs Erklärung geht her 

vor, daß er sich die Definition der 
Verfassungsfeindl 

gemacht hat, die die 

Sie von der Verfan 


itieren. 
aufschlußte 


gangenheit ab. Da Wessig politisch 
der DKP schr nahe steht, liegt die 
Vermutung auf der Hand, daß er 
durch direktes Eingreifen von Seiten 
der DKP- oder Gewerkschaftsführung 
zu dieser Erklärung veranlaßt worden 
ist 

Eine besonders üble Provokation 
leistet sich Wessig in demselben Brief 
noch gegen den Rechtsanwalt Groene- 
wold. Er fordert die Reichhold-Kolle- 

n auf, wenn rerfassungs- 
'eindliche“" Tätigkeit vorliege, (wenn 
sie also seinen Revers nicht unter- 
schreiben. wollten) „Herrm Rech! 
anwalt Kurt Groenewold mit. di 
Angelegenheit zu beauftragen.” 


In ihrer Antwort weisen die Reich- 
hold:Kollegen richtig darauf hin, daß 
Wessig dadurch die Berufsausübung 
der RA Gioenewold indirekt als „Ver- 
fassungsfeindliche Titigkeit” bezeich- 
„Da wir davon ausgehen, daß 
bei diesem Angriff der genannte 
‚Rechtsanwalt stellvertreend für am 
dere fortschrittliche Anwälte steht, 
zielt diese zynische Bemerkung, ne- 
ben der persönlichen Diffamierung, 
auf die Unterstützung und Voren 
reibung der von der Bundesregie 
rung lngst eingeleitete Politik, Unke 
und kommunistische Anwälie zur 
‚politischen Verfahren auszuschlier 
den, sie materiell zu Nquidieren und 
In der öffentlichen Meinung herab- 
Zuserzen und zu kriminaliteren. 


n die Reichhold. 


Inzwischen ha 


Linken mit einem anderen Rechts 
anwalt neue Juristische Schitte ein 
halten Wessigs zeigt 

1, die aus Be 

t Gewerkschaften ge 


müssen, auch von Seiten ihrer juris 
‚chen Berater unter Druck gesotzi zu 
werden, . 
Genossen des „Initiatlvkomitees 
Arbeiterhilfe 


und allein zum Zweck der demago- 
giichen Hetze (gegen die Reichhold: 
Linke) aufgeführt wurde, wird in 


diesem Zitat doch der KUW-typische, 
Gewerkschafte- {u 
(dei lichen Machthabern 
innerhalb des DGB direkt in die 
Hände arbeitet) und der in diesem 
Fall so weit geht, ausgeschlomenen 
Kollegen die bloße Meinungshuße: 
Kung ankreiden (verbieten?) zu wol: 
ion 


beitete und aus poll- 
tischen Gründen wieder gefeuert wur- 
de, rte mit diesem „Argu- 

" (RGO) die leihweise Heraus- 


torischer 
erkschafts- 
ısschlüsse bei Reichhold im Ham- 
burger KBW, mögen die Schnacks 
einiger ihrer’ studentischen Mitglie- 
der an der Hamburger Universität 


zeigen 

Danach na - os“ 
ven ic) ur 
ei "der n 


und speziell des KBs- ich- 
hald-Linken seien, „Gewerkschafts- 
KBW-Studenten die angeblichen 
„‚Fehler” der Reichhold-Linken nicht 
"konkret benennen. Aber „. ti 


r Politik hätten = 
ich 


die garanılr Im DO Beni 


ührt,_ ist allerdinsj 
En zu lad 
ink 


Erfreulich beim KBW ist 
dings, daß er keinerlei Einfluß bei 


bloß papiernen „Arbeit” hinausge- 
‚kommen (jede Menge Flugblätter und 


Frage der Gewerkschafts-Ausschlüne 
haben sie bis zum Schluß anschek, 
mand eine „iferenzertere Haltung” 
ingenommen Iministra 
ven "Aunmentub, {brfeine Dikumian. 
um die Positiorten der Linken nie- 
derzukämpfen). Diese eigentlich un- 
typische Haltung der DKP hat ihre 
Irsache im speziellen innerbetricb- 
lichen Kräfteverhältnis, also in der 
relativen Stärke der Linken (die un- 
ter den Cewerkhaftmnitpliedern 
sogar demonierend it), sowie in der 
eigenen Schwäche und der der SPD 
bei gleichzeitig relativer Stärke der 
antigewerkschaftlichen Rechten, 


Ein Indiz dafür, daß die „dif- 
terenzierte Haltung" 
Reichhold bloße Taktiererei g 
über den Linken war, mi 
universitäre Veranstaltung ( 
stalter: MS, Studentenorganisation 
der DKP) zu Reichhold sein, auf 
der auch die SDAJ'Ier gegen die 
Reichbold-Linke offen hetzten, sie 
als „Gewerkschafts-Feinde” verleum- 


'n usw, Nach vollzogenem Ge 
werkschaftsausschluß — also a 
1, 


dem die SPD jeglicher Takı 
‚gegenüber der Linken einen admiı 
trativen Riegel vorschob — änderte 
sich auch die Haltung der SDAJ im 
Betrieb. Anläßlich der jüngster 
fendvertreter-Wahlen wurden jugend- 
'be Gewerkschaftsmitglieder, die 
(auf der 
Programms ausgeschlossenen 
Jugendlichen auftreten wollten, von 
SDA'lern öffentlich mit Gewerk- 
schafts-Ausschluß und Denunziation 
(gegenüber den IG-Chemie-Führern) 


5 Br 
fentlich als_„Gwerkschafts-Feinde” 


„KPD warnt vor RGO 


Eine besonders ulkige Stellung- 
nahme zur Verbandsgründung war 
aus Kreisen der Hamburger „KPD" 
zu hören, die noch bis vor kurzem 
die Propagierung einer „Revolutio- 


nären Gewerkschaft ion” 
(RGO) sich zur gewerkschaftlichen. 
Hauptaufgabe setzten. 


Um sich den Schlägen der Ge- 
werkschaftsführer listig zu entziehen, 
at die LED” Kawchen din Fa: 
ol lassen zugunsten der 
Propaganda zur „Stärkung einer re- 
volutionären _Gewerkschaftsbewe- 
gung” und des Aufbaus „öffentlich 
auftretender” sogenannter „Gewerk;" 


scaftsopponiioneler ru 
im Betriet), bzw. zeitweise durch (GOGS) — Bee 
Bet) . Bekenntnisse zur RGO, re- 
eine „Ein-Mann-Betriebszelle”, die iger Bekenntniän 2 ee 
die Verbandsffindung ganz entel 
tert, und der "- 
Führer L... (Mi 
pörte sich anl 


obendrein noch „verdeckt arbeitet”, 
also sich nicht In praktischer Hin- 
sicht betätigt, was offenbar wieder- 
um Ergebnis einer vom KBW so 
verstandenen — „richtigen Politik” 
angesichts der drohenden Rausschmis- 
se und Gewerkschafts-Ausschlüsse ist. 


DKP bekämpft Solidarität 
mit den Ausgeschlossenen 


mit den Ausgeschlossenen 


Die DKP ıritt bei Reichhold nicht 
öffentlich auf, ist aber durch einige 
Mitglieder ihrer Jugendorganisation 

unter den Lehrlingen aktiv. 
Im Gegensatz zur Situation in an- 
deren Betrieben haben diese SDAJ'Ier 
nicht in allen Phasen der Ausein- 
andersetzung zwischen SPD (und 
1G-Chemie-Führung) eine 
der Reichhold-Linken 
offen auf Seiten der SPD Stellung 
bezogen, waren oft wankelmütig, ies- 
sen auch schon mal ein gutes Haar 
an den Linken, machten die schlimm- 
sten Schweinereien nicht mit. In der 


VDM, Frankfurt: 


Anfang Mai wurde bei VDM (Verei- 
nigte Deutsche Motorenwerke) ein 
Auszubikiender von dem Ausbildungs- 
meister so It, daß er mehrere 
Tage Ieben wurde. 

Nach der Arbeit lieferten sich mehre- 
te Auszubildende im Waschraum eine, 
Wawerichlacht, bei der sie sich gegen- 
seitig mit einem Wasserschlauch be- 
spritzten. In dem Moment, als der 
betroffene Auszubildende den War 
serschlauch in der Hand hatte, kam 
der Meister zur Tür rein und landete 
genau im Wasserstrahl, Daraufhin ließ. 
&r von einigen Auszubildenden die 
Tür zuhalten und rannte dem „Schul 

digen” mach. Als er hn erwischte 

klemmte er den Kopf des Lehrlings 


DKP bekämpft Solidarität 


Hamburger ‚KPI 
Ies „ZK" cm. 
ines Fußball- 
und „KPD" 


Opportunisten aller Schattierungen) 

andererseits. Insofern sind wir nicht] 

betrübt über den zunehmend zut 

tietenden Rechtsopportunismus, 

Kapitulantentum vorm Klassen! 
‚KPD" und 


Betriebszelle Reichhokd 
KB-Gruppe Hamburg 


usbilder prügelt Lehrling 


Die Jugendvertretung beantragte 
Entlassung des Meis 
Betriebarat abgeleh: 
gendvertretung wol 
setzung des Betriebsratsbeschlussen 
beantragen, um doch noch eine Ent- 
lassung zu erreichen. Dieses Vorhaben 
konnte jedoch nicht durchgeführt 
werden, da mit diesem Antrag zu las 
ge gewartet wurde. Außerdem stim 
6 bei einer Befragung der größte Teil 
der Auszubildenden gegen die Knt- 
Jassung, nachdem sie durch eine An 
sprache der Geschäftsleitung entspre- 
chend eingeschüchtert worden waren 
Sie hatte Ihnen mit noch „schärferen 
Maßnahmen" gedroht 

Der Vater des verprügolten Kölle- 


unter seinen Arm, um ihn am Wep- gen stellte bei der JOM einen Antrag 
laufen zu hindern und schlug mehr- auf Rechtsschutz und wollte den 
mals mit der Faust auf weinen Rücken Meister verklagen. Hevor es jedoch au 
ein. Das Ergebnis waren mehrere einem Prozess kam, einigte sich die 
Preilungen. lege gi VDM mit dem Vater und dem Betrof 
zum Werksarzt und würde krankue- _fenen in einem Vergleich, ein „ange 
schrieben, mewenen" Schmerzensgeld zu zahlen, 

dem Meister eine Verwarnung (') aus 
Vorfall husprechen und die Sache damit ab: 
das nicht »0 ei zuschließe: . 


Reflex-Handiu 
be das auch sc 


KB/Gruppe Fr 


Seite 20 


© 


Norddeutsche Affinorie 


Jugendvertreter gewarin in erster Instanz 
Fristlose Kündigung vom 


Arbeitsgericht zurückgewiesen 


Wie wir in der letzten Ausgabe des ARBEITERKAMPF bereits berichteten, 


endeten die Jugendvertreter-Wahlen 


auf der Norddeutschen Affinerie 


einem Sieg linker Kollegen. Hierbei sprachen die Lehrlinge besonders dem zu 
diesem Zeitpunkt gerade fristlos entlassenen Jugendvertreier-Kandidaten 
Peter T. ihr Vertrauen aus und wählten ihn mit großer Mehrheit. 


Sehr zum Verdruß der Affı-K: 
zu hindern, in die 


italisten, die alles daransetzien, diesen Kolle- 

Fangarbeiter gewählt zu werden. Hierbei wußte 
Zu werden. Hierbei wußten 

anderen Mittel mehr zu helfen als mit der fristlosen Ki 


der Auszubildenden und 
sich letztlich mit keinem 
Peters vier 


Werktage vor der Jugendvertreter-Wahl, was den bisherigen Höhepunkt im 


Ganz so wie nach den Vorstellun- 
n der NA-Herren lief es aber nicht. 
T. nahm die fristlose Kündigung 

nicht _widerstandslos hin, sondern 

beantragte beim Arbeitsgericht eine 

Einstweilige Verfügung, die aufgrund 

lichen Darstellung und 

Entkräftung der vorgeschobenen 

Kündigungsgründe erwirkt wurde. 

Wer jetzt allerdings davon aus- 
, daß die Geschäftsleitung den 
ollegen PT. wieder ausbildet und 
nicht an der ‘Jugendvertreter-Wahl 
behindert, sah sich arg getäuscht 
‚Ähnlich wie bei den beiden entlasse- 
nen Jugendvertretern von HDW lies- 
sen die Kapitalisten die Ausbildung 
in einer sog. überbetrieblichen Lehr- 
werkstatt fortsetzen und verweiger- 
ten ihm gleichzeitig den Zutritt zum 
Betrieb. 


Merkwürdig: Ein Kollege, entlas- 
sm mit der Begründung, er habs 
„provozierend langsam gearbeite 
ii „laufend zu spät gekommen" 
etc., ist der Geschäftsleitung trotz- 
dem soviel wert, daß sie jeden T: 
ca. 36,- DM Kursusgebühren bei der 
Handwerkskammer zahlt, bloß damit 
dieser Kollege nicht wieder in den 
Betrieb kommt! Spätestens hier wird 
die Absicht der Geschäftsleitung 
offensichtlich: Es geht darum, einen 
gewerkschaftlich und politisch akti- 
ven Jugendvertreter von seinen Kol- 
legen zu trennen. 

PT. war erneut gezwungen, das 
‚Arbeitsgericht einzuschalten, und be- 

te eine Vollstreckungsklage 
auf Beschäftigung in den Betriebs- 

stätten. Zusätzlich war es für ihn 

notwendig geworden, eine zweite 
notwendig geworden, eine zweite 
Einstweilige Verfügung zu beantra- 
gen, um seinen. bei der Künd: 
abgenommenen Werksausweis 
zubekommen, der Voraussetzung für 
das Betreten des Werksgeländes ist 


vom 17. suli 


Am 17. Juli fand eine Vertrau 
ensleutesitzung auf der NA 
statt. Ua. referierte eine Ange- 
stellte des DGB über den „Kün- 
digungsschutz” — natürlich „nur 
0", ohne konkreten Bezug 

P.T"s Fall, Als daraufhin 

liche Vertrauensleute über die 
Sauereien mit dem Jugendver- 
reter P-T. diskutieren wollten 
und den IG-Chemie-Betriebsrä- 
ten  unsolidarisches Verhalten 
bei der mehrheitlichen Bestäti- 
gung der Kündigung und ihrer 
Rechtfertigung auf der Betriebs- 
versammlung vorwarfen, empör- 
{6 sich Dühler (Sekretär der IG 


verließen demor 
die Versammlung. 
ms doch nicht” an- 


ist ein I 
äpiel mehr für die arbeiterfeind- 
liche Verlumpung der Hambur 
‚ger IG-Chemie-Führung: Ohne 
‚der Wimper zu zucken, be- 
ibt dies Gesindel zusammen 
mit der Geschäftsleitung eine 
rechtewiärige Kündigung, die die 
materielle Existenz eines Auszu- 
bildenden gefährdet, spielt dann 
bei Kritik an solchem Verhalten 
noch den Scheinheilig-Empöi 
und droht „Konsequenzen” an 


'ahlkampf” durch die Geschäftsleitung darstellt, 


Jetzt war für die Geschäftsleitung 
der Zeitpunkt erreicht, um zum Ge- 
genschlag auszuholen. "Nachdem im 
Betrieb die verschiedensten Gerüchte 
verbreitet wurden (wobei sich als die 
aktivsten Gerüchtestreuer mal wieder 
die Mehrheit des Betriebsrates zur 
Verfügung stellte, vor allem der BR- 
Vorsitzende B. Öldag, der es ferti 
brachte, anstelle der Geschäftslei- 
tung auf einer Betriebsversammlung 
die Kündigung zu verteidigen) sollte 
‚der Kollege P.T. auch juristisch in 
"die Knie gezwungen werden, 

Mit zwei Widersprüche gegen 
sämtliche bisher von P.T. erwirkten 
vorläufigen richterlichen Entschei- 


dungen sollte die fristlose Kündigung 
‚wieder, diesmal mit Brief und Siegel 
Ies 


Arbeitsgerichtes, durchgesetzt 
Hierbei gab die Geschäftslei- 
ienkliche Mühe, von 
einer politischen Kündigung abzulen- 
ken, indem sie auf ca. 15 (1) Seiten 
das angebliche „Desinteresse” und 
die „arbeitsscheue Einstellung” des 
Kollegen glaubhaft zu machen ver- 
suchte. Als „Untermauerung” dien- 
ten, um das Werk komplett zu 
machen, sieben (!) eidesstattliche 
Erklärungen von Meistern, Ingenieu- 
sen, dem Ausbildungsleiter ete., die 
allesamt „bestätigten”, daß P-T. 
ul” und „uninteressiert” sei. 
Man machte es sich also nicht leicht 
auf Seiten der Geschäftsleitung! 

So wurde dann vom Arbeitsge- 
richt gut eine Woche nach dem Er- 
halt des Widerspruchs der Norddeut- 
schen Affinerie ein mündliches An- 
‚hörungsverfahren angesetzt, bei dem 
üher Aufrochterhaltune dar Veran 
ner are Sam 
über Aufrechterhaltung oder Verfall 
der beiden Einstweiligen Verfügun- 
gen entschieden werden sollte. 

Die Affi-Kapitalisten, sich ihres. 
Erfolges anscheinend sicher, verzich 
teten auf das Mitbringen von Zeugen; 
während für P-T. zwei Kollegen von 
‚der Affı aussagen wollten, wovon je- 
‚doch nur einer beim Prozeß erschei- 
nen konnte, Dem anderen wurde, da 
das Verfahren während der Arbeits- 
zeit stattfand, von den Affi-Kapita- 
listen zu diesem Prozeß 
an Ze RT. zu erscheinen 
Angeblich, so die Geschäftsleitung, 
würden nur Einladungen vom. Ar- 
beitsgericht akzeptiert. 

Während des Verfahrens erwies 
es sich schnell als höchst schwierig 
für die Rechtsvertreter der Firma, 
die Pauschalvorwürfe konkret nach- 
zuweisen. Und so gelang es den 
Rechtsanwälten der Affi nicht, auch 
nur einen der acht Kündigungsgründe 
glaubhaft zu machen und als aus- 
reichend für eine fristlose Kündigung 
darzustellen. 

Das Gericht entschied in seinem 
Urteil daraufhin vorläufig zu Gunsten 
von P-T, Die Norddeutsche Affinerie 
hat ihn, dem Urteil zufolge, 
© weiter auszubilden und 
© im Betrieb zu beschäftigen; 
© tut sie das nicht, so ist eine Geld: 

R von täglich 500, DM 

a 


© Sie NA dart Peter nicht am Betre- 
ten des Werksgeländes hindern, 
ebensowenig in der Ausübung 
soiner betrieblichen Rechte, 

© Die Kosten des Verfahrens be- 
zahlt zu Dreiviertel die NA, zu 
‚einem Viertel der Kollege (wieso 
eigentlich? 1) . 


Betriobszelle Noddeutsche Affinerie 
KB/Gruppe Hamburg 


Der Betriebaratsvorsitzende der Texa- 
‚co-Hauptverwaltung und ein freige- 
stelltes Mitglied des BR und einziger 
IG-Chemie-Vertreter der Hauptverwal- 
tung in der Tarifkommission sollen 

jer IG-Chemie ausgeschlossen wer- 


n 
Hamburger  Verwaltungsstellenvor- 
stand, angeblich auf Verlangen von 21 
Botriobsräten und Vertrauensleuten 
der drei Hamburger Betriebsteile 
Hauptverwaltung, Wilhelmsburg, Gras 


Gleichzeitig mit dem Ausschlußan- 
i£ „ruhen ab sofort Ihre Rechte 
ıd Pflichten als Mitglied” (Schrei 
ben des Vorwaltungsstellenvorstandes), 
Einer der „Willkürparagraphen” der 
1G.Chemie Satzung — Funktionsent- 
zug ohne Klärung der Vorwürfe 
‚kommt somit zur Anwendung! 

Der Ausschlußantrag ist die direk- 
te Folge einer schweren Schlappe der 
Gewerkschaftsführer der Texacd- 
Hauptverwaltung und in Wilhelms- 
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Gewerkschaftsführer — 


waltungsstelle zur Zerschlagu 
linken Mehrheit der gewerksc 
chen Kollegen in der Hi 
tung und in Wilhelmsburg. 


Soziaklemokratische 
‚Gewerkschaftsführer 
spielen die „Basis”| 


Direkt nach ihrer Wahlschlappe in 
hlugen die Gewerkschafis- 


Von ihren engsten Anhän 
‚ger ließen sie sich selbst dazu „auf- 
fordern”, das Ausschlußverfähren 
einzuleiten. 

Hierzu benutzten sie besonders den 
Vertrauensleutekörper Grasbrook, den 
sie schon vorher — nicht zuletzt für 
diesen Coup — von allen linken Kol- 
egen „gesäubert‘' hatten. (Schon vier 


summarum 21 Mann hoch, die 
sis“ dor IG-Chemie-Führer bei Texaco, 
Dazu schrieb Walter Holst (Vorgit- 
zender der IG-Chomle-Verwallungs- 
stelle) an die beiden auszuschlicßen- 
den Detriobsräre zynisch. 

„Es sollte Sie selbst nachdenklich 
stimmen, daß 21 Kollegen und Kolle- 
‚Kinnen .- Ihren Ausschluß aus der Ge- 
werkschaft beantragen”. Wenn das so 
ist, werden er und wine Kumpanen 
angesichts dor jetzt laufenden Unter- 
schriftenlisten. a8, Ausschluß. 
allerdings aus dei 
rauskommen! 

Gegenüber einer Gruppe von zehn, 
meist linken, Vertrauenslouten hatte 
Verwaltungsstellen-Chef Holst noch 
zwei Wochen vor dem Funktionsent- 
zug — auf die Flugblätter der zwei Be- 
triebsräte zur AR-Wahl angesprochen 


——- 


ke 
Mitbestimmung: Ein Paradepferd kommt nicht ins Zielt 


burg: Anläßlich der Aufsichtsratswahl 


(AR) hatte es dort eine Öffentlich ge- 
führte Auseinandersetzung zwischen 
Bürokraten und den beiden Betriebs- 
räten um die Mitbestimmung gegeben 
(siche AK.46). Das hatte dazu geführt, 
daß 60% der Kollegen die Wahl hay- 
kattierten, Dieser Erfolg der Linken 
ist umso höher zu bewerten, wenn 
man weiß, daß die Wahlbeteiligung 
1971 in diesem Bereich bei 76% lag. 
und daß in den Werksteilen, wo es. 
keine Auseinandersetzung gab, über 
80% der Kollegen dem Mitbestim- 
mungsschwindel folgten (wegen des u. 
E. exemplarischen Charakters dieser 
Auseinandersetzung haben wir sie zu 
einer Broschüre zusammengestellt — 
Bestellungen beim Verlag möglich). 


linke Vertrauensleute wurden hier in 
diesem Jahr ausgeschlossen, wesent- 
lich mehr Vertrauensleute wurden 
durch die antikommunistische Hetze 
— häufig. einziger Diskussionspunkt 
der Sitzungen - vergrault). + 

Die Führer des rechten, antikom- 
munistischen Grasbrook-VK (= Ver- 
trauenskörper) sind die SPD-Betriebs- 
ratsfürsten Kuch und Kosiedowski — 
die großen Verlierer der AR-\ 
(von 1.510 Wahlberechtigte: 
Hauptverwaltung und aus Wilhelms- 
Darm ehllen sie gunıs 74 CD Bew. 


79 (1) Stimmen ... cine mehr als pein- 
liche Schlappe für diese Spitzenkandi- 
‚daten der mie.) 


‚Außer den Grasbrooker „Vertrau- 
‚ens”leuten unterzeichneten noch eini- 


Der Ausschlußantrag und Funkti-” ge Anhänger der KrCheme-Fährung 
D 


onsentzug ist gleichzeitig der bisheri- 
ge Höhepunkt im Vorgehen der Ver- 


Fans. 


Telefunken, Hannover 


u. 


Telefunken ist als imperilistischer 
Konzern seit längerem verstärkt be- 
müht, einen größeren Teil der Pro 
duktion ins Ausland zu verlagern. 
Dabei werden die faschistisch unter- 
‚drückten Länder bevorzugt (Spanien, 
Griechenland, Chile u.a.). Im Inland 
läuft die Rationalisierungswelle auf 
Volltouren. Im 2, Halbjahr °73 wur- 
den zumindest in den Werken Hanno- 
ver | und II die Stückzahlen drastisch 
‚erhöht. Die Belegschaft wurde massiv 
eingeschüchtert: Während der „Ölkri- 
=” wurden Drohbriefe wegen Fehl 
zeiten an Arbeiter verschickt, fast 
/00 „Bummelanten” (Geschäftslei- 
tung) wurden entlassen, es liefen Ge- 
rüchte über eine geplante Verlagerung 
der Produktion von Farbfernsehern 
nach Polen um, gleichzeitig wurde 
die Produktion 'von Farbfernsehern 
bei erhöhter Akkordzahl von drei 
auf eine Schicht reduziert. 


Protest gegen Rationalisierung 
und Kündigungen artikulierte sich 
nur vereinzelt in der verunsicherten 
Belegschaft, die nach einem miß- 
löckten Streik um eine betriebliche 
'euerungszulage im Sommer '73 oh- 
nehin angeschlagen war 

Um Grabesruhe im Betrieb herzu- 
stellen, wurden die Kollegen, die Auf- 
klärung über die Rationalisierungs- 
pläne der Kapitalisten (ordertenyals 
„‚Gerüchtepolitiker" diffamiert und 
Isoliert. Exemplarisch wurde auch 
der Versich einiger Kollegen aus 
‚einem "Innerbetrieblichen Umschul 
ungakurs’ geahndet, sich gegen will 
körlicheVersetzungen zu ausbildungs- 
fremden Arbeiten zu wehren: 13 


aus Wilhelmsburg und ein einziger (! 
aus der Hauptverwaltung .... summa 


— gesagt: „Bei uns herrscht Meinungs- 
‚freiheit, und deshalb werden K. und 
T. (die beiden Betriebsräte — AK) 
‚nicht ausgeschlossen.” Von einem der 
‚geschaßten Kollegen darauf kürzlich 
angesprochen, sagte er scheinhei 
„Der Verwaltungsstellenvorstand 
entschieden. Du weißt, ich habe nur 
eine Stimme!“ 


Satzungsterror 


In der „Begründung“ des Aus 
schlußantrages versucht der Verwal 
tungsstellenvorstand den linken Kolle- 
gen nachzuweisen, daß sie „Öffentlich 
gegen die Grundsätze der Satzung ge- 
wirkt“ haben, denn „ein Mitglied 

ı kann ausgeschlossen werden, wenn es ‚ 
den (1) des Hauptvor- 
a EEE 


Zusammenspiel von Geschäftsleitung. 
Betriebsrat und Gewerkschaftsführung 


der 19 Kollegen hatten eine schriftl- 
‚che Anfrage (!) an die Geschäftsler 
tung unterschrieben, ob ie aufgrund 
des Arbeitsvertrages zu ausbildungs- 
fremden Arbeiten herangezogen wer- 
den dürfen. Eine direkte Antwort der 
Geschäftsleitung auf dieses Schreiben 
kam nicht, in der Folgezeit häuften 
sich jedoch die Provokationsversuche 
seitens der Ausbildungsleitung. 14 
Tage nach dem Brief der Kollegen 
wurde auf Betreiben des Betriebs- 
rates ein Kollege fristlos gefeuert we; 
gen. „Beleidigung des Betriebsrats” 
während einer Auseinandersetzung 
mit Ausbildungsleitung und Betriebs- 
rat. Am nächsten Arbeitstag wurde 
4 weiteren Kollegen aus dem Kursus 
fratgemiß, = mit sofortiger Beurl- 
bung — gekündigt: „Störung des 
Haufs des Pehlerbestimmerlchrgangs" 
Der Betriebsrat schloß sich der Ge- 
schäftnleitung an und stimmte den 
Kündigungen zu. 

Am gleichen Tag erhielten die Mit- 

‚der den gewerkschaftlichen Ar- 

itskreises „Arbeit und Leben” ein 
Schreiben des VK-Vorsitzenden, daß 
‚dieser Arbeitskreis aufgelöst sel. Da 
die Linken in diesem Arbeitakreis 
jedoch weitgehend „unter sich” wa- 
ren, hielten sie einen öffentlichen 
Protest gegen diese Maßnahme der 
VK-Leitung für „nicht ergiebig”. 


Immerhin trafen sich diese Linken 
dennoch und schrieben ein Flugblatt 
‚genen die Intlassungen, das von drei 
Gefeuerten unterzeichnet wurde, Je- 
doch vermieden die Flugblattverfas 
ser es, die Entlassungen in Zusam- 
menhang zu stellen mit der ‚Lin 


schüchterungspolitik_ der Geschäfts- 
leitung und der Auflösung des „Ar- 
beitskrenes, Außerdem wurde glich 
am Anfang des Flugblatten betont, 
die Verfasser seien weder Mitglieder 
noch Freunde der „KPD/ML”, diese 
hatte nämlich nach den Rausschmis- 
sen die Kollegen in einem Flugblatt 
in gewohnter naßforscher Manier 
aufgefordert, die Entlassenen wieder 
„reinzustreiken”. Dem infantilen Ge- 
lürme der „KPD/ML” wurde jedoch 
nicht eine eigene politische Perspek- 
tive gegenübergestellt, wie die im Be- 
rieb verbliebenen Kollegen gemein- 
‚am mit den Rausgeworfenen den be- 
trieblichen Kampf entwickeln kön- 
‚nen, sondern nur eine Angstliche Ab- 
grenzung 

Genau in diese Bresche schlug die 
Geworkschaftsführung. Sie lud zwei 
der Unterzeichner des Flugblatten zu 
‚einem Gespräch mit dem IGMOrts- 
verwaltungs Vorsitzenden Wagner vor 
und machte jeden Rechtsschutz für 
die Entlassenen von der Unteraeich- 
nung zweier Reverse abhängig. Tat 
sächlich distanzierte sich die ber 
den in dem einen von der „Gruppe 
‚der Marxisten-Leninisten” (Keverse- 
text), in dem anderen von Ihrem eige- 
nen Flugblatt 

Zwar widerriefen die beiden am 
nächsten Tag die Reverse und drob- 
ten für den Fall, dab die Gework- 
schaftsführung diese Reverse verwen- 
den würde, gerichtliche Schritte an. 
Aber auch Ihr 14 Tage später erschek 
nendes Pugblatt mit der Veröffent 
lichung dieser Auseinandersetzung 


»> 
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schlechteVerlierer - Gewerkschaft 


u. beruhen, nicht folgt.“ (h 7 der Sat 


zung) 

üßer gegen drei Pararaphen der 
Satzung (3.47) yllen sie auch noch 
uogen die „Richtlinien für sewerk- 
jchafiehe "Verrauensleue"” verso 
Sen haben, 


Der $ 4 der Satzung sagt beispiels- 
wie „die gewerkschaftlichen 
ıchmlich erreicht werden" 


ı: „Mitwirkung bei der 
'ahl der Arbelinchmervertretungen 


.B.  Beiriebaräte, Aufsichtsräte, 
Selbatverwaltungsorgane) und deren 
Unterstützung bei der Durchführu 
Ihrer gesetzlichen und sonstigen Auf- 
. 


U nun jemand der Meinung, di 
diese Handiungsanweisung nicht dem 
Ziel dient, „die wirtschaftliche Aus- 
beutung der Menschen zu beseitigen" 
(ebenfalls 54), so darf er das aller- 
höchstens denken! 


Die Satzung der IG-Chemie be- 


2 


| 


In. (9) .Kynant/Ürnapusk.. 
lansdruck 1 
Bchresben v. ugs Rauter. 
Rettungevorsuch Aubertus Eohsoldt| 
Zur Alan) (a),Kynant/Tranpert. 
"Then Beimme beutiant..." Data). 
etabiatt V.Halst(sur In Wilb.us 
Konzern insgensat. 
(0) .Krnast/Frampert. 


zeigte, daß das Manöver von IGM- 
Wagner Erfolg gehabt hatte. Näm - 
lich dem Kampf der Entlassenen zu 
trennen von der Lage der Kollegen 
im Betrieb, und auf eine Auseinan- 
dersetzung mit „KPD/ML” und Ge- 
werkschaftführung zu beschränken. 
Immerhin hat es mehrere Versu- 
che der entlassenen Kollegen gege- 
ben, die Kollegen im Betrieb in diese 


“Keine Feier“ 
für die 
‚Schmiergel 
3 


stimmt nicht nur gewisse „Spielre- 
fein” einer (kaum noch vorhändenen) 
innergewerkschaftlichen Demokratie, 
It nicht nur die Wege der Willens“ 
bildung und Anweisung. der Wahl 
Modi usw., sondern schreibt auch 
sine ganz, bestimmte Polltik (nm 
lich eine bürgerliche) fest. Jeder Ver- 
such einer proletarischen Politik in- 
nerhalb der Gewerkschaften, oder als 
Gewerkschafter im Betrieb kollidiert 
zwangsläufig mit irgendeiner Bestim- 
ragraphen-Werk der 

jatzungen. 
Gemäß Satzung der IG-Chemie 
müßte jedes ihrer Mitglieder sich ak- 


iv einsetzen für sozialdemokratische 
Illusionsmacherei_ (z.B. 


„Mitbestim- 
müßte sich 

Arbeiter- 
verrat (2.B. Verbot einer Beteiligung 
an sog. „wilden“ Streiks). Würden 
die Gewerkschaftsführer ihre eigenen. 
Satzungen streng auslegen, müßten 
sie sofort einige hunderttausend Mit- 
‚lieder aus der Organisation schi 


IGM-Ortsjugend-Aus- 
schuß kam die Angelegenheit auf den 
Tisch. Hier wurde zwar eine „Solide- 
ritätsadresse” für die Telefunken-Kol- 


Auch im 


kegen verabschiedet. Mit Rücksicht 
auf die Gewerkschaftsführung einigte 
man sich witzigerweise jedoch darauf, 
sie den Ausgeschlossenen nicht zu 
übergeben, damit diese sie nicht zur 
Veröffentlichung _ „mißbrauchen” 
könnten! 


Auseinandersetzungen miteinzubezie- * Außerdem solidarisierte sich der 
hen bzw. sie au informieren. Zum er- „Lehrlingsiehtgang der SID — Die 
sten veranstalteten vier der Rausge- Falken” mit den entlassenen Kollegen 


worfenen eine „Legenüberstellung mit 
Geschäftsleitung, Betriebsr 
Ortsverwaltung der IGM", zu 
50 Kollegen und ein Betriebsrat 
’VK-Vorsitzender und Mensch”), kein 
Vertreter der Geschäftsleitung und 
kein Vertreter der IGM-Ortsverwak- 
tung erschienen. 

Diskussion in diesem Kreis 
blieb jedoch nur eine Selbstdarste- 
lung. Das taktische Zusammenspiel 
von Geschäftsleitung, BR und Ge- 
werkschaftsführung wurde zwar teil- 
weise deutlich gemacht, aber die Ver- 
anstaltung war nic! t, den 
Kolagen sin ganeinsames Kampfziel, 
4. B. gegen die Rationalisierung und 
für eine breitere Gewerkschaftsarbeit, 
anzugeben. 

Zu einer angesetzten betrieblichen 
Mitgliederversammlung der IGM wur- 
‚de weder vom VK noch von dem ehe- 
maligen „Arbeitskreis”, der sich nach 
wie vor um die Entlassungen küm- 
merte, aufgerufen. So lieferten sich 
die Gefeuerten mit DR und Ortwer- 
waltung vor ca. 30 Kollegen ein Schau- 

‚echt, &. B, ob es in dieser Versamm- 
Kuna um die Kündigungen sehen dürfe 

. Darüber und über Ahnl 


in einem Solidaritätsschreiben an die 
Ortsverwaltung mit 26 Unterschriften, 
In der Zeitung „Der Role Falke” 
wurde ein Artikel über die Raus- 
schmisse veröffentlicht 

Aber auf dieses Angebot der soll 
darischen Unterstützung ging der ebe- 
malige „gewerkschaftliche Arbeits- 
kreis“ nicht mehr ein. Er hatte sich 
zwar in der Angelegenheit der Ent- 
lassenen noch mehrere Male getrof- 
fen und versucht, aktiv zu weı 
(wie in der 0. . „Gegenüberstellung”), 
hatte sich aber inzwischen ziemlich 
aufgelöst und war untätig geworden. 
(„Die Kollegen interessiert das nicht 
mehr”). 

Nachdem es der Gewerkschafts- 
führung gelungen ist, die Tendenz der 
Selbstisolierung bei den Rausgeworfe- 
nen so erfolgreich zu unterstützen, 
‚geht sie nun daran, zunächst eine Kol 
legin davon auszuschließen. Nachdem 
‚der Arbeitsgerichtsprozeß der Kolle- 

bei der die Gewerkschaftsführung 

'* Unterstützung verweigert hatte, 
für sie verloren ging, wurde ihr vorge: 
worfen, am 1 uf der gewerk- 
schaftlichen Ma-Demonstration „un- 
ter Parolen der KPD/ML” demon 
striert zu haben, was noch nicht ein- 
mal stimmte! 


Endlich werden die Mehrheitsbeschlüsse nicht 


Vortrauenskörper Taxaco-Grasbrook 


‚mehr von der kleinen radikalen Minderheit gestört!. 


Sen (z.B. all die, die in diesem und 
letztem Jahr sich an „wilden“ Streiks 
beteiligt haben. 

Dies weist noch. einmal auf den 
politischen Charakter der Ge- 
werkschafts-Satzungen hin, als einem 
Instrument zur Unterdrückung und 
Reglementierung der Arbeiterbewe- 
‚gung. Zum anderen macht es den Will- 
kür-Charakter deutlich, d.h., daß die 
Gewerkschaftsführer "gegen jeden 
halbwegs fortschrittlichen Kollegen 
mindestens einen Ausschlußgrund 
(wenn nicht sogar mehrere) in der 
Tasche haben, der bei Belieben zur 
Anwendung gebracht werden kann 
oder auch nicht... je nach Gutdünken 
der Herren Führer. Klassenbewußte 
Arbeiter finden in den Satzungen 
keinerlei Schutz vor den „allmächti- 
wen“ Gewerkschaftsoberen. 

Die bestehenden Satzungen in den 
DGB-Gewerkschaften sind eine büro- 
kratische Zwangsjacke, die jede demo- 
kratische Diskussion und Willensbil- 
dung erwürgt. 

In diesem Sinn argumentiert jetzt 
der IG-Chemie-Verwaltungsvorstand 
gegenüber den beiden. Beiiebsräten, 

sie sogar die „gesetzliche Pflicht 
als Betriebsräte“ gehabt hätten, „po“ 
tie die Wahl zu fördern“. — Selbst 
passives Verhalten in der Aufsichts- 
fatswahl hätte ihnen demnach nichts. 
genutzt. 

Meiter argumentieren Holst &.Co., 
daß die Betriebsräte gegen die „Richt 
linien für gewerkschäftliche Vertrau- 
ensleute" verstoßen hätten, nämlic! 

„Beschlüsse, Anweisungen und 
Mittellungen gewerkschaftlicher Or- 
‚sune bekanntzugeben und dafür zu 
sorgen, daß diese diskutiert, beachtet 
und befolgt werden.“ und: 

Wahlen für den Betriebsrat, die 
jebsfugendvertretung, den Auf: 
sichtsrat ... vorzubereiten sowie die 
erforderlichen Vorschlagslisten aufzu- 
erforderlichen Vorschlagslisten aufzu- 
stellen.“ 


Als die Kollegin zu dem „Anhö- 
rungsverfahren”, das nach der Satzung 
dem Ausschluß 'vorausgeht, aus dem 
Kreis der ehemaligen Unken Telefun- 
ken-Kollegen einige bat, für sie als 
Beisitzer zu fungieren, hatte die Soli- 
darität ihre Grenze, Die Kollegen be- 
fürchteten, bei_Veröffentlichungen 
über diesen Gewerkschaftsausschluß 

die Schußlinie zu geraten. 
klärten sich nur bereit, die Kol 
iegin zu vertreten, wenn sie dafür 
sorgt, daß über dies Ausschlußverfah. 
ren kein schriftliches Wort an die Öf- 
fentlichkeit dringt 

Gerade diese letzte Episode zeigt, 
in welchen Sumpf der Resignation 
und des Opportunismus dieses andau- 
sende Zurückweichen die ehemalige 
Telefunken-Linke gebracht hat 
Sympathisanten des KB 
in Hannover 
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Vortag, 
. Aeents, Verlsg ARBEITERKAMPF, 
2 Hamburg 13, Rutichbahn 36, verantw. 
adektwur: Kal Ehlers, Auflage: 13.500 
Erscheinung: 


So gesehen gehörten sogar beide 
Vertrauensleutekörper (Wilhelmsburg. 
Hauptverwaltung) ausgeschlossen, ha- 
ben sie doch zur Vorbereitung der 
AR-Wahl keinen Finger krumm ge- 
macht und mehrheitlich die Wahl 
boykottiert 

Der „Satzungsterror” der Büro- 
kraten gegen fortschritliche Kritiker 
wird mit Sicherheit im Verlauf der 
weiteren rechten Ausrichtung der Ge- 
werkschaften insgesamt zunehmen 
Bi Terac haben ie Gewerkschaft. 
führer bewußt dann zugeschlagen, a 
zwei fortschrittliche Kollegen der 
Form nach allein etwas durchführten 
(die Flugblätter wurden nur von zw 
Betriebsräten unterzeichnet), wäh - 
rend sie bisher einen einheitlichen 
Block angreifen mußten. Ihr Ziel ist 
cs, zwei fortschrittliche Gewerkschaf- 
ter fertig zu machen und den Rest 
einzuschüchtern. Das einzige Gegen- 
mittel ist die enischledene Solidantät 
mit K, und T.; die Bürokraten müssen 


vor die Alternative gestellt werden, 
entweder ‚jegliche Gewerkschaftsar. 
beit in der Hauptverwaltung zu liqui- 


dieren oder ‚die Meinungsfreiheit in 
Werkschafuiche Öppontion Insesa 
wen ition insgesamt, 
bestehenzulassen. Die Gewerkschafts" 
führer, die durch ihre ständigen Über- 
griffe und Diffamierungen schon jetzt 
die Gewerkschaftsarbeit im Betrieb 
stark behindert, spekulieren darauf, 
daß die Auseinandersetzungen und 
ständigen Angriffe (die von Maßrege- 
lungen der Geschäftsleitungen beglei- 
tet werden), einigen Vertrauensleuten 
„zu heiß” werden, daß sie resignieren, 
itisch zurückweichen, es an kämp- 
frischer Solidarität mangeln lassen 
usw. Die nächsten Wochen werden 
zeigen, inwieweit die Spekulationen 
der IG-Chemie-Führer aufgehen. @ 


Betriebszelle Texaco, 


Betrienszelie Texaco, 
KB / Gruppe Hamburg 


Klares Votum für die Linken 


Jugendvertreter Malhten in der 
Hamburger Metallindustrie 


In zahlreichen Hamburger Metallbe- 
trieben wurden in den zurückliegen- 
den Wochen Wahlen zur Jugendver- 
tretung (JV) durchgeführt 

Ausgenommen waren jene Betric- 
be, in denen bereits im vergangenen 
Jahr oder Anfang diesen Jahres Neu- 
wahlen notwendig wurden, weil be- 
stimmte Kollegen ihre Lehre beendet 
hatten — oder vom Kapitalisten aus 
dem Betrieb gedrängt Yorden waren 
$o fanden z.D. keine JV-Neuwahlen 
statt in den beiden größten Betrieben 
der Hamburger Metallindustrie, den 
Großwerften HDW und Blohm & 
Voss (zur Situation dort siehe AK 
36, 39 und 44 1), 

Soweit unsere Übersicht reicht, 


kann werden, daß sich in fast 
allen bedeutenderen mittleren oder 
kleinen _Metallbetrieben die Kan- 


didaten der Linken durchgesetzt ha- 
ben — in mehreren Fällen gegen re- 


s-Ausschlüsse beiTexacoeingeleitet 


‚Antrag auf Ausschluß = 
Innergewerkschaftliche 


diesem Ausschluß. 
kommt wieder der 
beröchtigte $ 7 Abs. 6 di 
zung der IG-Chemie zur Anwen. 
dung 5 

„Die Rechte und Pflichten 
des” Mitgliedes ruhen während 
des  Ausschlußverfahrens, und 
zwar vom Zeitpunkt einer ent- 
sprechenden Mitteilung an das 
Mitglied durch die Verwaltungs 
stelle bzw. durch den Hauptvor- 
stand. 


Daran wird deutlich, wie die 
Chancen der Kollegen stehen, 
die ein politisches Ausschluß. 
verfahren tnufen haben — ihr 
Ausschluß ist so gut wie besie- 
gelt, von ihrer „Schuld” wird 
ausgegangen, der 


faßıe B 
stelle ist das eigentliche „Ur. 
teil”, der Rest meist nur Ver 

fahrenszirkus. Ein solchen Vor- 
schen müßte selbst manch bür- 
gerlichen Richter neidisch ma- 
chen. Hierdurch haben die Büro- 
kraten gleich mehrere Vorteile 


;en und Taten 


gezwun- 
‚gen werden. Da er bei einem 


Ausschlußverfahren vollig 
schutzlos dastehen würde, muß 
&r faule Kompromise mit 

Bürokrateneingchen. 


® Der schnellste Wı 
fortschrittlichen Kollegen heute 
aus einem gewerkschaftlichen 
Organ zu jagen (z.B. ist T. Tarif- 
kommissionsmitglied und war 
im leizten Jahr dort der einzige, 
der nicht von der Forderung seh 


einen 


nes Vertrauenskörpers abwich — 
und jetzt läuft „zufällig” gerade 
die Tarifrunde "wieder an), ist 
der Ausschlußantrag! 


© „Das Wichtigste aber int die 
unverzügliche Isolierung der vom 
Ausschluß bedrohten Kollegen. 
Besonders. im Vertrauenskörper 
und auf mmlun- 
gen soll die Möglichkeit zu 
„argumentieren” nur den Büro- 
kraen, aegeben, sin. Das Er- 
;ennen, wer die Spalter sin 
die Solidarität mit den A, 
schlossenen soll so möglichst 
verhindert werder 


Das sollte bei Texaco nicht 


ivan sollte wei jexaco nıcht 
nicht zugelassen werden! ® 


aktionäre Vertreter, die 2.1. sogar 
auf eigenen Listen kandidierten (zB. 
bei DEMAG-CONZ, bei HEIDEN 
REICH & HARBECK, bei MESSER 
SCHMIDT - BÖLKOW — BLOHM 
In der Regel war es so, daß die 
Initiative zur Schaffung fortschritt 
licher Jugendvertretungen von Grup- 
pen kämpferischer Gewerkschäfter 


n 
Lehrlingen zusammenarbeiten. Diese 
Gruppen haben nicht den Status 
‚offüiller  gewerkschafticher D 
init n, weil ihnen von sl 
se 16 Öriereltung disher jet 
&he Anerkennung und Üntersüizung 
verweigert wurde 

m nächsten ARBEITERKAMPF 
wollen wir über die JV-Wahlen, ihre 
Vorbereitung und ihren 
einigen Hamburger Mei 
berichten. 


Merall-Komitee 
KB / Groppen Hamburg 


erhältlich: im ARBEITERBUCH 
2 Hamburg 13 
rindelhof 45, 


1 


re 


Steueränderungsgesetz bringt u.a. 
Schamlose Diskriminierung ausländischer Arbeiter 


Noch während in Bonn Regierung» 
und Oppositionsparteien um Einzeh- 
bextimmungen des geplanten Steuer. 
Änderungsgesetzes hen — und 
‚nach wie vor fraglich ist, ob die „Re- 
form” im Januar des kommenden 
Jahres in Kraft treten kann — ist 
bekanntgeworden, daß die auslän- 
‚dischen Arbeiter in der BRD durch 
die GesetzerNovelle in skandalöser 
Weise benachteiligt werden sollen. 

Um rund eine Milliarde Mark (!) 
will der westdeutsche Staat die Ar- 
beiterfamilien aus Nicht-EG-Ländern 
mit der Neuregelung des Kindergel- 
des bepaunem! 


Diese Kollegen und Ihre Fami- 
Hien 


© werden zunächst einmal ihre K in- 
derfreibeträge verlieren und damit 
‚erheblich m e hr Steuern bezahlen 
müssen; 
@ werden aber nicht (wie ihre west- 
deutschen Arbeitskollegen) in den 
vollen Genuß der Neuregelung kom- 
men, wonach das K indergeld in fe- 
sten Beträgen ausgezahlt wird, 

Die ausländischen Arbeiter aus 
Nicht-EG-Ländern (also vor allem 
Türken, Griechen, Spanier und Jugo- 
slawen) werden für diejenigen Kinder, 
die in ihren Heimatländern leben, in 
Zukunft nur die in diesen Ländern 
übliche ‚Vergütung’ erhalten. 


Betroffen sind von dieser ‚soziak 
liberalen’ Regelung rund eine slillion 
‚Kinder, die von ihren Eltern nicht mit 
in die BRD genommen werden konn- 
ten, weil hierzulande fast sämtliche 
Voraussetzungen im sozialen Bereich 
fehlen (Schulen, Wohnungen u.a.) 

Was dieser werbrecherische Plan 
Konkret fürdie betroffenen Aus- 
länderfamilien bedeutet, sei an folgen 
dem Beispiel erläutert! „Bei einem 
Gastarbeitereinkommen von 
‚DM 20.000,-. pro Jahr hat ab 1975 
ein türkischer Vater von vier Kindern 
DM 1.800,- mehr Lohnsteuer zu ah 

n. 

Lebien die Kinder mit hier, würde 
dieser Verlust durch über DM 4.000,- 
Kindergeld überkompensiert. 

Leben aber die Kinder in der Tür- 
kai, verliert er den bisherigen Steuer- 
‚Freibetrag, zahlt eine höhere Steuer 


USA/UdSSR: Statt „Abrüstung’" 
weitere Aufrüstung! 


Anfang Juli trafen sich Nixon und 
Breschnew in der Sowjetunion, um 
ihr Verhandlungstheater um eine an- 
gebliche „Abrstung”” fortzusetzen. 
Wie schon im ARBEITERKAMPF 
Nr. 33 aufgezeigt, stehen djese „Ab- 
rüstungsgespräche” (SALT) einer wei- 
teren allseitigen Aufrüstung überhaupt 
nicht im Wege. 


Die neuen Abkommen zwischen den 
USA und der SU beinhalten im We- 
sentlichen: 


1. Ein Abkommen über die Begren- 

zung unterirdischer Atomversuche. 
Dieses Abkommen sicht vor, daß un- 
terirdische Atomtests auf Sprengun- 
‚gen unter 150 Kilotonnen beschränkt 
werden, wobei dieses Abkommen oh- 
nehin erst ab 1.4.1976 (1) in Kraft 
init, 

Zum Ersten heißt das, daß sich in 
diesem Punkt in den nächsten zwei 
Jahren überhaupt nichts ändern wird. 
Weiterhin beeinträchtigt das Abkom- 
men in keiner Weise*die Erprobung 
neuer Walfensysteme baw. Spreng: 


tze 
Selbst Springers „Welt” gab zu: 
„Die Beschränkung auf 150 Kiloton- 
nen Sprengkraft bei unterirdischen 
Brasung mterer MRS Spreng. 
mist 
'pfe und vor allem die von den 
Amerikanern geplante ‚Miniaturisie- 


2. Die USA und die Sowjetunion a 


hen Idigich A 
gen” Ober eine Beichränkung der I- 
terkontinentalraketen und der Rake- 


‚nit Mehrfachsprengköpfen braun. 
‚Rake m mit (achaprer fen 


MIRV - sind nukleare Walfen- 


, bei denen von einer einzigen 

mehrere naeOpie 

(emgesteuent, Ziele ve 
offen werden 


Am Zustandekommen dieses Ab- 
kommens schien insbesondere der 
US-Imperialismus interessiert, da auf 
diesem Gebiet die Sowjetunion in 
den lotaten Jahren anscheinend „aufs 
geholt” hat. 


und bekommt für sie nach türkischem 
Standard nur etwa DM $00,- ersetzt. 
‚Für ihn bedeuiet diese ‚Reform 
mehr als 1.000 DM Verlust." 
(it, nach Westberliner „Extra 
dienst“, 28. Juni 1974) 


Unannehmbare „Alternativen“ 


Der westdeutsche Staat legt mit 
der Neuregelung des Kindergeldes 
dem größten Teil der ausländischen 
Arbeiter in der BRD unannehmbare 
„Alternativen“ zur Entscheidung vor: 
® Entweder sie fügen sich wider- 

spruchslos in die weitere Demon- 
tage ihrer ohnehin schon miserablen 
Existenzbedingungen oder aber 
® sie holen ihre Kinder aus ihren 

Heimatländern hierher in die BRD, 
um in den vollen Genuß des Kinder- 
geldes zu gelangen. Letzteres würde 
nicht nur die Lebensverhältnisse der 
Ausländer noch weiter einengen und 
damit verschlechtern, sondern dar- 
über hinaus die schon heute krassen 


Ausländische Arbeiter: 
Demonstration 
in Stuttgart 


Stuttgart. ppa — Gegen Ihre 
rechtliche und soziale Diskri- 


minierung in der Bundesrepu- 
blik demonstrierten am Sams. 


Stuttgarter 
Parolen lauteten „Schluß mit, 
der Diskriminierung ausländi- 
scher Arbeitnehmer", „Wir 
fordern. Gleichbehandlung — 
Kindergeld für alle!“ und 
„Volle staatsbürgerliche Rech- 
ie für ausländische Arbeitneh- 
mer“. Die Demonstranten, die 
der Arbeitsgemeinschaft aus- 
ländischer Organisationen in 
der BRD angehören, erklärten, 
sie fühlten sich durch das 
‚Ausländergesetz der BRD ei- 
ner Reihe demokratische 
‚Rechte beraubt und- würden 
überdies kontrolliert und be- 
spitzelt, 


aus: „UZ”, 18.7.74 


3. Die USA und die Sowjetunion 

vereinbarten, auf den Bau von je 
einem weiteren Raketen-Abwehrrake- 
ten-System (ABM) zu verzichten. Das 
bedeutet nur, daß beide.Staaten ihre 
Rüstungsentwicklung cher auf offen- 
sive Waffen ausrichten. 


Es ist also im Grunde nichts bei 
den Verhandlungen herausgekom- 
men, Nach Unterzeichnung ellicher 
SALT-Abkommen seit 1972 sind bei- 
de Länder auf dem Gebiet der wei- 
teren Aufrüstung alles andere als un- 
tätig geblieben: 

- 30 stellte das „Stockholmer Insti- 
wut für Friedensforschung” (Sipri) 
in seinem „Jahrbuch 1974” unter 
anderem fest, daß die USA die Zahl 
der Atomsprengköpfe auf 6 000, die 
die SU auf 2 000 gesteigert hätten. 

- so entwickelte die Sowjetunion 
vier mehr oder weniger schwere Ra- 
keten mit Mehrfachsprengköpfen und 
holte die USA auf diesem Gebiet an- 
Er arbeite! die USA ständig an d 

= so arbeiten an der 
Entwicklung. noch, schlaperäi 
Waffensysteme, die ‚einen erfolgrei- 
cheren „First Strike”, also die weit- 


‚unger bezeichnet: Entwickiu: 
a togie den präzteren Gegen 


Zi anderen arbeiten die USA an 
twicklu annter „mint- 
muces”, das heißt kleiner, daf aber 
präziser treffenden Atomsprengköp- 
fen, die spezel in sinem „begrenz- 
ten Kran (u.B. In Westeuröpa) ein 
gesetzt ‚könnten. 

Insgesamt dient der ganze „Ab- 


Probleme im kommunalen Bereich 
auf ein unerträgliches Maß zuspitzen. 

Bereits heute = wo noch 60 % der 
Kinder von Ausländern aus Nicht-EG- 
Staaten in ihren Heimatländern eben 
den tsche Staat nicht 
ırantieren, daß alle „Gastarbei- 


ter'-Kinder ine schulische 
und beruflic tion bekom- 
men. 

Eine unlängst, im Ruhrgebiet 
durchgeführte Untersuchung förderte 
einige Fakten zutage, die sicher nur 


das ganze Ausmaß des „Gastarbeiter"- 
El lassen. Die „FAZ“ be- 
richtet davon: 

„Die. ‚Fluktuation“ vor allem der 
Südländer war lange Zeit eine Ent- 
schuldigung dafür gewesen, die Kon- 
sequenzen in der Form der Kinder- 
girten, Vorbereitungiklasen, Förder. 

ursen und Berufsausbildung für aus- 
ländische Kinder zu übersehen ... Seit 
‚einigen Monaten gibt es im Ruhrge- 
bier ein Wettrennen der Schulämter 
nach den in der Industrie arbeitenden 
türkischen Lehrern. Allerdings zei 
sich, daß die eiligst angestellten Leh- 
er nicht immer die für den schwie- 
rigen Integrationsunterricht geeigne- 
ten Methoden beherrschen; viele von 
ihnen sprechen selbst kaum 
Deutsch (!). Man tauscht um, richtet 
Lehrerkurse ein 

Befürchtungen werden laut, daß 
sich ‚Sechsjähresschulen® auftun 
könnten — Getioschulen für die Tür 

in“. 

Der türkische Arbeiterverein in 
Gelsenkirchen deckte zudem auf, 
„daß (in Gelsenkirchen) nur 845 der 
1538 statistisch gemeldeten schul- 
pflchtigen türkischen Kinder von der 
‚theoretischen Möglichkeit des Be- 
uch alters und begabungsentspre- 
chender Schulen‘ profitierten; minde- 
stens 694 Kinder seien der Schule 
Terngeblieben . 

Bei der Umfrage der Türken ka- 
men auch die Gründe der Scheu vor 
der Schule ans Tageslicht. In nur 27 
von 252 Familien, deren Kinder die 
‚Schule besuchten, konnten die Eltern 
bei den Schulaufgaben helfen. 

Kinderzimmer, ein Schreibtisch 
‚oder auch nur ein eigenes Bett für je- 
des Kind — das fand man nur in Aus- 
'nahmefäller 


Dem ‚berliner EXTRA dienst’ ent- 
nehmen wir folgende Zusammen- 


sungen) in der westdeutschen Me- 
tallindustrie während der letzten 
drei Wochen: 


JUCHO — Dortmund 


1130 Arbeiter und Angestellte 
des Dortmunder Stahl- und Brük 
'kenbau-Unternehmens JUCHO er- 
‚uhren in dieser Woche, daß sie 
sofort „Anspruch auf Arbeits 
‚sengeld”' hätten. Auf diese zyni- 


Dabei liegt Gelsenkirchen, wie 
nicht nur im Schulamt, sondern auch 


von der türkischen Selbsrhll 
ill Versichert ward, sche: 
hördlichen Ansıre ‚für Türken 
mit an der Spitze Im Revier (!)." 


(„FAZ", vom 12. Juli '74) 


Diese katastrophalen Zustände sok- 
len sich also nach dem Willen der 


Unmittelbar nach Bekanntwerden 
der provokativen, arbeiterfeindlichen 
Pläne der SPD/FDP-Regierung pro- 


testierten mehrere _ fortschrittliche 
Ausländerorganisationen in der BRD 
— und kündigten ihren Widerstand da- 
gegen an, 

Ein „Internationales Komitee", zu 
dem sich mehrere Organisationen ver- 
schiedener politischer Richtung zu- 
sammengeschlossen. hatten, organi- 
sierte am Samstag, 6, Juli, eine De- 
monstration durch die Innenstadt 
von Hannover, 


Ihren Protest gegen die geplante 
Anderung des Kindergelägesetzes ru- 
‚gen die Ausländer auch auf einer Pres- 
sekonferenz vor 

„Wir wollen nicht die Konjunktur- 
schraube sein, an der man nach Be- 
lieben dreht‘ meinte ein türkischer 
‚Sprecher. 


‚Die Kürzung des Kindergeldes stel- 
le eine harte Diskriminierung der aus- 
ländischen Arbeiter dar, die ebenso, 
viele Steuern zahlten wie ihre deur- 
schen Kollegen und daneben auch die 
gesetzlichen Sozialabgaben entrichte- 
ten, obwohl sie später nach Rückkehr 
in ihre Heimat die dadurch begründe- 
ten Ansprüche auf Sozialleistungen 

IR", 5,7.74) 
angekün 
Kampf gegen das ausländerfeindliche 
‚Änderungsgesetz im September mit 
bundesweiten Demonstrationen fort- 
gesetzt wird. 


verlören. 


Metall-Komitee 
KB / Gruppe Hamburg = 


‚Betriebssterbekasse‘ geleisteten 
Zahlungen wandern In die Kon- 
kursmasse. (siehe zu JUCHO 
auch AK 431) 


AEG-Küppersbusch, 
Gelsenkirchen 


700 der 2.800 Beschäftigten 
der Küchen- und Herdfabrik Küp- 
persbusch AG in Gelsenkirchen 
müssen mach Beendigung des Be: 
triebsurlaubs am 23. August moch 
eine Woche lang zwangsfelern. 
Die Tochterfirma des AEG-Kon: 
zerns verordnete für sie Kurzar- 


Sorgenpost 


rifk 


Jr 


Brandt: Gewe 
schaft überzieht 
AN 


ia 


Ay 
N 


beit ‚an einem Stück‘, Vorstands. 
vorsituender Ahle_ erklärte ay- 
nisch, diese Art Kurzarbeit sei 
‚sorlal‘, weil die ” 


J. Kaiser GmbH, Villingen 


Mir der Beantragung des Kon- 


dureh die ik 


\lienlastenausgleic) 
1, Januar 1975 wird uns nicht 
nur ein neues Boamtenheer be- 
jcheren, Die geplante, Aumah: 
hung von Kindergeld durch die 


Arbeitsämter wirft außerdem 
‚eine Fülle neuer Fragen auf. Die 
Einbeziehung der Gastarbeiter 
mit ihren oft kinderrsichen Fa- 


milien bereitet dabei besondere 
Schwierigkeiten. Allein das hohe 
deutsche Kindergeld macht für 


eine viel Jamile in unter“ 
Sniwickenen Landern das Vieh 


fache des dort ersielbaren Ar- 
itslohn aus Das Ann 


bei 
für ein Kind übertrifft in einigen 
Ländern den Lohn eines Arl 
ters. Damit es nicht zu uner 
wünschten Reaktionen kommt, 
plant die Bundesregierung eine 
;gelung, wonach nur in der 
Bundesrepublik und in der EWG 
wohnende Gastarbeiterkinder das 
hohe Kindergeld erhal 
ten, außerhalb der EWG lebende 
Kinder dagegen nur das in ihrem 
Land übliche Kindergeld. 
Dieses Verfahren würde wie eine 
Prämie wirken, möglichst viele 
Kinder mit in die Bundesrepu- 
blik zu bringen. Die ohnehin nur 
unbefriedigend gelösten Woh - 
nungs- und Schulprobleme der 
Gastarbeiter würden künstlich 
vergrößert. Es entstunden ver- 
stärkte Anreize speziell für kin- 
erreiche Arbeiter, in die Bundes 
republik zu kommen. Ob den 
Familien und Kindern damit ge- 
holfen wird, wenn sie aus Ihrem 
bisherigen Lebenskreis herausge- 
iöst werden, ist zumindest frag- 
Ich. Und ws vll mit der Fam 
Hienplanung in Entwicklungslän- 
dern werden, wenn für jedes wei- 
tere Kind monatlich ein voller 
Arbeitslohn bezahlt wird? Das 
Gefälle der Sozialleistungen zwi- 
schen verschiedenen Ländern 
wirft zwar stets schwierige Fra- 
gen auf. Die Sozialleistungen soll- 
ten aber nicht so konstruiert 
sein, daß solche unerwünschte 
Reaktionen prämiert werden. 
Das ist bei der neuen Kindergeld 


regelung offen! 


vom 


12.7.7 
Zynismus sondergleichen! 


Rationalisierungswelle in der Metallindustrie 


In Kenzingen noch möglich it. 
Wie inzwischen bekannt wur- 
de,ist das Stammkapital von 4,5 
Millionen DM im vergangenen 
Jahr fast aufgebraucht worden. 
Ob es aufgrund dieser Finanz- 
lage möglich sein wird, einen 
aufgestellten Spzialplan zu reali- 
sieren, ist mehr al zweifelhaft. 
Bisher wurden noch nicht einmal 
die Löhne und Gehälter für den 
Monat Juni in Höhe von rund ei- 
Ber haiben Millon Mark ausge: 
. 


Fittings, Sontra 


60 Arbeiter der Gießeret-Fir- 
ma Fittings im Sontra im Kreis 
Herafeld sind noch immer ohne 
Arbeit. Das Unternehmen hatte 
vor einigen Monaten die Produk- 
tion eingestellt. Insgesamt waren 


330 entlassen wor. 
den. Ein Tel von ihnen 
mußte und Südhessen, 


‚Flensburg und Essen umziehen, 


um eine neue Beschäftigung au) 
nehmen zu können. % 


‚Die Maschinenfabrik Wilhelm 


20 des Stanı- 
und Rolimann 
4 Tavor GmbH in Ahlen [Wert 
ale) 


‚nehmen t die Produk“ 
tlonseinst mis der wark 
‚genunkenen Ausfuhr in die USA. 


‚Arbeitorkampf Nr. 47 / Juli 1974 


Saite 23 


40- Std. -Woche im 
Öffentlichen Dienst 


Woche eingeführt; damit soll die offi- 
zielle Arbeitszeit um zwei Stunden 
‚pro Woche verkürzt werden, Von Ser 
ten des Staates ist immer wieder ver- 
sucht worden — zuletzt noch während 
der letzten Taritverhandlung — die 
Erfüllung dieser berechtigten Forde- 
hinzuezuschieben. 
ier 
Ministerpräsident Filbinger (CDU) 
Und such Teife de bürgerichenPrese 
Angriffe auf die Arbeitszeitverkür- 
zung im öffentlichen Dienst. 


Die ÖTV-Führung bietet uns diese 
Vereinbarung als einen _erfolgrer. 
‚chen Abschluß” an; für ale war die 
Arbeitszeitverkürzung „Ergebnis 
harter Auseinandersetzungen”, 


das Gerede der Arbeitgeber über ver- 
litische Fol- 


‚hängnisvolle 
sen. beimen ja? CÖTV-Angestel 
ten-Nachrichten). 


Was von diesem Abschluß und 
seinen Folgen zu halten ist, will 
dieser Artikel unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Hamburger Kran- 
kenhäuser beleuchten. 


imburger Abendblatt" defotgende 
„Hamburger tt" die, je 
Meldung lesen: „In den 3519 Kran- 
‚kenhäusern der Bundesrepublik mit 
700.000 Betten fehlen zur Zeit über 
‚35.000 (!) Krankenschwestern... Von 
den rund 204.000 Pflegekräften sind 
über 12.000 Ausländer.” 


Das sind allerdings alarmierende 
Zahlen, wenn man bedenkt, welche 
Bedeutung das Pflegepersonal bei der 
Betreuung Kranken spielt. In 
Hamburg selbst sieht es nicht ganz 
so schlimm aus; die folgende Tabelle 


wieviele Pflegepersonen in den 


Heine Krankenhäusern beschäf- 
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Nach den Angaben einer Bro- 
schüre der Gesundheitsbehörde liegt 
der Fehlbestand an Pflegepersonal 
in den Krankenhäusern bei ca. sieben 
Prozent; d.h. es fehlen in Hamburg 
rund 700 bis 800 Pflegekräfte, wobei 
sich die Behörde natürlich an den 
ausgeschriebenen Planstellen orien- 
tiert, die aber in etlichen Fällen auch 
zu niedrig angesetzt sind. 


$o bemerkt schon der Gesund- 
heitsbericht im Jahr 1972: „...nle: 
mals war der Mangel (an Kranken. 
schwestern..) »0 spürbar wie heute.” 
Zum Teil wird dieser „Mangel” heute 
dadurch überbrückt, daß viele Schwe- 
stern und Pfleger Überstunden ma- 
chen; zehn bis 20 Überstunden im 
t sind für viele keine Selten- 
Hinzu kommt der wohl all- 
scitig gehaßte „geteilte Dienst” am 
Wochenende, z.T. aber auch schon 
in der Woche - d.h. man arbeitet 
von früh morgens bis abends, hat 
aber zur Mittagszeit, wo auf den 

ionen nicht s0 viel anliegt, 
bis. drei Freistunden, in denen 
jedoch nichts Gescheites. an- 
fangen kann. 


Ansonsten geht der Mangel natür- 
lich auf Kosten der Versorgung der 
Patienten; die Schwesternarbeit be- 
steht vielfach darin, nur die notwen- 
digsten Arbeiten wie Betten machen, 
Essen und Medizin austeilen, sowie 
‚das Putzen der Station zu erledigen; 
für mehr ist dann keine Zeit. Eine 
‚schte pflegerische Tätigkeit, die auch 
ein individuelles Eingehen’ auf den 
Patienten und seine Sorgen und Pro- 


bieme mit. einschließt, ist nicht 
lich. $o wird der Kranke Mi 
ein Objekt der Medizin, eine 

"oder ein 
122”, 


große psychische Bel 
und ihnen stinkt, 
lich auch der „Stern er 
‚Jahr kündigen 15% der examinierten 
'Schweitern und 26% der Pflegehilfr- 
kräfte, weil sie heiraten und nicht 
weiterarbeiten wollen, weil_ Ihnen 
das Berriebsklima nicht paßt, oder 
Yail die sich fach eingenen füh- 
wc 


Bedauerlicherweise. ist auch der 
Staat weder bereit noch in der Lage, 
den chronischen Personalmangel in 
den Krankenhäusern abzustellen . 
‚Kleine Reformen bleiben Stückwerk 
und dienen nicht der grundlegenden 
Abschaffung der üblen Zustände; 
gewart wird an allen Ecken und 
anten. Darüber gibt auch die obige 
Tabelle Auskunft: Wir beobachten 
in den letzten Jahren einen relativ 
starken Anstieg der Zahl der unge- 
prüften Pflegekräfte und der Pflege- 
hilfskräfte. Für diesen Personenkreis 
2.T. Hausfrauen, die zur Mitarbeit 
‚gezwungen sind, spart der Staat 
natürlich die Ausbildungskosten und 
ihre tarifliche Bezahlung liegt auch 
niedriger. Der Einsatz 
wird oft mit der „zunehmenden 
Differenzierung der 
Krankenhaus” begründet; die Praxis 
zeigt jedoch, daß die Stationsschwe- 
stern oft gezwungen sind, die Hilfs- 
kräfte nach kurzer Anlernzeit ge- 
‚nauso in den Dienst einzuteilen wie 
die Vollschwestern und sie mit fast 
denselben Aufgaben betrauen. Aus 
einem DRK-Krankenhaus in Frank- 
fürt wurde bekannt, daß auf Sta- 
tionen mit bis zu 60 Patienten 
Schwesternschülerinnen « z.T. ohne 
Aufsicht und Anleitung Nachtwache 
hielten (ÖTV-Magazin 6/74). Das ist 
mit Sicherheit kein Einzelfall. Wenn 
dann was schiefgeht, trifft es jedoch 
nie den Staat, sondern allein den 
Patienten, die Hilfskraft oder die 
Stationsschwester — sie sind die an- 
geschissenen, die „unverantwortlich 
und fahrlässig gehandelt” haben. 


‚Auch in einem anderen Fall spart 
der Staat die Ausbildungskosten für 
das Pflegepersonal: „Erwa 14.000 
der 140.000. tätigen "Schwestern in 
den Krankenhäusern der Bundesre 
Blik sind Ausländerinnen.” („Stern 
18/74). Um den gröbsten "Mangel 


"= TorvHemburs, Abteilung Seritrbeit: 
Für eine konsequente Gewerkschaftspolitik 


im Erzieher-Bereich 


‚Sperry Rand, Saarbrücken 
‚Die Zweigni des 
amerikanischen Sperry-Rand- 


‚Konzerns in Saarbrücken stellt 
die Produktion wegen angeblich 
‚weltweiter Absatzschwierigkei- 
ten‘ ein. Den rund 190 Arbeitern 
soll zum 30. September und den 
40 Angestellten spätestens zum 
‚31. Dezember gekündigt werden. 
‚Der Betrieb stelltfe) Teile des 
‚Remington-Rasierers her. 


‚600 Monteure für öffentliche 
‚Fernsprechvermiitiungstechnik 
werden von der Standard Eiek- 
frik Lorenz (SEL) in Stu 
auf die Straße gesetzi. In ein 
Werken dei Unternehmens wird 
ab Herbst kur tet. 

Als Grund für die Masserient- 
lassung gibt SEL Kürzungen des 
Investitionmrolumens durch die 
Bundespost an. 

‚Nach der Frankfurter Telefon- 
bau & Normalzeit GmbH und 
der SEL AG, die 1.000 bzw. 600 
Arbeitsplätze beseitigen wollen, 
schließt jetzt auch die Siemens 
AG Entlassungen im Bereich der 
Fernmeidetechnik nicht mehr 
aus. In erster Linie würden sich 
derartige Maßnahmen auf das 
Werk Speyer zunwirken, das 
‚Fernmeldeanlagen produziert. 


Karmann, Rheine 


Bei Karmann in Rheine sollen 
290 Kollegen entlassen werden 
Obwohl im Karmann-Werk Osne- 
brück erst vor kurzem das VW- 
Modell „Seiroeco‘ anlief und für 
dieses Werk ca. 400 neue Arbei 
der eingenett wurden, lepien die 
Kapitalisten dem Beiriebirar in 
‚Rheine eine Entlassungsliste von 
unächst 83 Kollegen zur Gegen 
teichnung vor. 

‚Da der Beiriebarat seine Zu 
stimmung zu den Entlasnungen 
verweigerte, neizte die Geschäfts- 
Jeitung sundchst 43 Arbeiter auf 
die Straße (dis zu 49 Entlassun- 
gen brauchen nicht genehmi 
Kurden! [) 


Schon immer war die Sozialarbeit 
(Kindergärten, _ Fürsorgeerziehung, 
Häuser der Jugend, Erziehungs-,„Bera- 
tung” etc.) ein besonderes Stiefkind 
in der Kommunalpolitik des bürgerli- 
chen Staates. Von der „Konzentra- 
tion auf das Machbare” (Schmidt) — 
d.h. von der allseitigen Einschränkung 
der staatlichen Sozialleistungen — 
werden diese Bereiche besonders hart 
getroffen. 


letzten Jahres Aufschluß, worin der 
Senat seine Planung für den Bereich 
der Jugend hilfe” darlegt. Danach 
wird sich die Senatspolitik auf das 
„Primat der _ Familienerziehung” 


konzentrieren”, Von der katholi- 
ichen Kirche z. B. hätte eine solche 
Stellungnahme nicht weiter über- 


tascht. Bezeichnend ist aber, daß ge- 
ade ein Bundesland, das in dieser Be- 
ziehung als relativ aufgeschlossen galt, 
die Uralt-Klamotten vom „Wert der 
Familie” ete. wieder auftlächt, Hier 
wird in einer ziemlich plumpen Weise 
zum Ausdruck gebracht, daß man 
nicht bereit ist, eine Öffentliche Er- 
ziehung entsprechend den Bedürfnis- 
sen der werktätigen Menschen zu ge- 
währleisten. 

Das leistet ohne Zweifel der Hetze 
der CDU Vorschub, für die die Jugend- 
arbeit eine Frage von Polizei, Justiz 
und Kirche ist. 


Was tut die ÖTV? 


Es liegt auf der Hand, daß es Auf- 
‚de der Gewerkschaft dieser 
twicklung kimpferisch entpägenzu- 
treten und sich einzusetzen für mehr 
Kindergartenplätze, Beseitigung der 
teilweise skandalösen Zustände an den 
Heimen (s0 sind seit Jahren viele H 
me in barackenähnlicben Notunt 
künften eingerichtet), gengn die Über- 
Iastung des Heimpersonals, für mehr 
und bemer ausgebildete Erzieher, g 
gen die Diskriminierung fortschrittli 
‚Sher Bestrebungen, sei es durch De- 
rufsverbote oder durch die Angriffe 
der reaktionären Presse gegen eine 
fortschrittliche Erziehung. 


Tatsächlich wird eine solche Poli- 
tik von den Gewerkschaftsführern 
nicht gemacht. Mit dem Hinweis, daß 
dieser Bereich der ÖTV ohnehin „un- 
bedeutend” sei, hat man sich in der 
Vergangenheit im wesentlichen damit 
begnügt, Mitgliedsbeiträge einzusam- 
mein und ein inniges Verhältnis zu 
den Behörden zu pflegen. 
Diese Politik ist aber enan die Ui; 
‚dafür, daß der Organisationsgrad 
ar hier sehr gering ist. Unter 
‚den Erziehern der städtischen Kinder- 
tärten sind etwa 20 % in der ÖTV- 
Abteilung Sozialarbeit organisiert 
Ähnlich sieht es an den Häusern der 
Jugend, Fürsorgeheimen etc aus 
(Ebenfalls in der Abteilung Sozialar- 
beit sind die Bürokraten von der Ar- 
beits- und Sozialbehörde. Diese sind 
n und alles Kar- 
{ ist bezeich- 
nend: Die Verfilzung mit der Staats- 
bürokratie ist prächtig, aber die ge- 
erkschafiche Sozialpolitik begt am 
ien 
Innere Auseinandersetzungen um 
die Politik der ÖTV in diesem Bereich 
traten erstmals während der Tarıfrun- 
‚de im Öffentlichen Dienst zu Beginn 
dieses Jahres schärfer hervor. Damals 
forderten Vertrauensloute und aktive 
Gewerkschaftier vom Abteilungsvor- 
stand Informationen über den Stand 
der Arbeitskämpfe und der Verhand- 
lungen und wenigstens die Durchfüh- 
rung einer Mitgliederversammlung, 
um die Solidarität mit den streiken- 
den Kollegen zu bekunden. Diese Be- 
mühungen wurden vom Vorstand mit 
allerlei taktischen Mätzchen sabotiert 
‚oder aber in der Pose päpstlicher All- 
macht schlicht verboten. 


Kampt um... 
innergewerkschaftliche, 
Demokratie 


Seitdem haben diese Auseinander- 
sotzungen eine neue Stufe erreicht 
Der Vorstand ist offen dazu überge- 
wangen. den Ausschluß linker Vertrau- 
enaleute vorzubereiten. 


zu vertuschen, werden diese 
Kräfte im Ausland angeworben; sie 
schlosiene 
; viele kommen von weit 
ı Südkorea, von den Philippi. 
us Indonesien, 


diese Länder zum gröf 
Entwicklungsländer sind und Ihre 
sundheitliche Versorgung noch 
deutend schlechter ist als unsere; die- 
so Länder sind selbst dringend auf 
solche Fachkräfte angewiesen! 


‚Auf der anderen Seite ist os in 
Hamburg nicht so, daß nicht ge- 
nügend Menschen Interesse hätten, 
eine pflegerische Ausbildung zu ma- 
hen und für die Betreuung Kranker 
zu sorgen. Die.Regierung kann sogar 
Pläne machen, nach denen nur noch 
Bewerber mit mindestens Mitt- 
lerer Reife für den Schwesternberuf 
auszubilden sind, und schon heute 
werden an einigen Ausbildungsstätten 
Bewerber abgewiesen. Besonders ekla- 
tant_ ist z.B. auch die Situation der 
Krankengymnastinnen; immer, wenn 
ein Kurs beginnt, gibt es ca. 220 
Bewerber, jedoch nur 25 werden 
nommen, und zwar in absehbarer 
Zeit nur noch solche, die ein Abi- 
turzeugnis vorweisen können. Gleich- 
zeitig besteht auch für diesen sehr 
wichtigen Beruf ein Mangel an quali- 
fizierten Kräften. 


Natürlich ist von der Arbeits 
zeitverkürzung nicht nur das 
‚personal betroffen, sondern auch die 
Transportarbeiter- und -pfleger sowie 
‚die Kollegen in der Diagnostik; allein 
schon durch die Verkürzung der Lie- 
‚gezeiten und den höheren 13 
der Patienten durch die Krankenhäu- 
ser stieg in den letzten Jahren die 
‚Arbeitsintensität. Im gynäkologischen 
OP im AK Barmbek wird seit Jahren 
die tariflich festgesetzte Höchstgren- 
ze über die Ableistung bei Bereit- 
Kolsen des echnschen Bereich, 

n 

besondere in den Kesselhäusern, sind 
at. Belastungen ausgesetzt; 
Sin Kolagen kommt esvor.duhie 
ei ‘ommt es vor, 

häufig wochenlang ohne regelmäßige 
Freizeit und Sonntagsruhe durchar- 
beiten müssen 


Darüberhinaus wird die Bevölke- 
ung auch Auswirkungen der 40- 
Stunden-Woche im öffentlichen Ge- 
sundheitsdienst zu spüren bekommen 
(Gesundheitsämter, Schulärzte, ...). 
Nach Auskunft des Gesundheitsbe- 
richtes der Bundesregierung besteht 
schon 1971 in den einzelnen Bundes- 


Den Startschuß dazu bildete eine 
Gerüchtekamy unter der Gürtel- 
linie auf der Ebene der Funktionäre 
der Abteilung. Es hieß, unter 
trauensleuten der städtischen Kinder- 
gärten seien eine Reihe von „Chao- 
ten”, die die Gewerkschaft „manipu- 
lieren” wollten. Indem diese durch 
ihren aktiven Einsatz die weniger ak- 
tiven Vertrauensleute „ausschalten”, 
würden sie schließlich allein bestim- 
men wollen. Deshalb könne es keine 
gewerkschaftliche Arbeit geben, bevor 
nicht „mit eisernem Besen” (1) unter 
diesen Vertrauensleuten gekehrt wor- 
den sei. Dazu widmet sich der Abtei- 
lungssekretär E. Schön derzeit einer 
Tätigkeit, die er „Beweise sammeln” 
nennt 


Bedeutsam ist dabei nicht einmal 
so sehr, daß die Arbeit linker Vertrau- 
ensleute „beobachtet” wird. Bezeicl 
mend ist vor allem, dab die Gewerk- 
schaftsführer unverhüllt gegen aktive 
‚Gewerkschaftsarbeit Überhaupt losle- 
gen und sich zum Anwalt politischen 
Desinterosses und gewerkschaftlicher 
Passivität machen. 

In der Tat ist es die Mentalität von 
„Ruhe ist die erste Bürgerpflicht”, mit 
der der Vorstand den Forderungen 
‚der Kollegen nach umfassender Infor- 
mation und nach Möglichkeiten ge- 
meinsamer Beratung unterein. 
entgegentritt, 


So werden Mitgliederversammlun- 
gen unter fadenscheinigen Vorwänden 
verschleppt, bis die anstehenden Fra- 
gen ihre Aktualität ginzepüßt Naben. 
Nachdem in der Tarıtrunde vor Mona, 
ten heftige Kritik an der innengewerk- 
schaftlichen Situation in der Abtei- 
hung Sozialarbeit laut geworden war, 
berief der Vorstand sta, vor wenigen 
Wachen, eine Versammlung dazu ein 
gerade zu einem Zeit- 

tsche Fußball- 
jpiel hatte. Auf 
dieyer Versammlung machten Ver 
trauensleute einen Beschluß der OTV- 
Bezirksleitung Hamburg zur Informa- 
tionspolitik bekannt Beschluß 
stammt vom September letzten Jah- 


lindern ein Fehlbestand von 20 bis 
60%; „dadurch sind diese Behörden 
vielfach nicht mehr in der Lage, die 
Ihnen gesetzlich übertragenen und von 
zunehmenden Aufgaben 
au erfüllen”. „Mit zunehmender Zahl 
der je Arst zu betreuenden Bewölke 
rung nimmt die ärztliche Leistung je 
Einwohner ab und der Umfang der ur 
erfüllten Aufgaben zu.” — Soweit 
‚so der Gesundheltsbericht. Auch di 
Hamburger Gesundheitsbehörde hat 
‚hier Zukunftssorgen, insbesondere we- 
gn ‚des hohen Alters der hier tätigen 
‚rzte und wegen des fehlenden Nach- 
wuchsen. 


In den staatlichen und gemeinnüt- 
zigen Krankenhäusern wurden im Jahr 
1970 279.972 Kranke stationär be- 
handelt; 1972 waren es schon 290.157 
Kranke. Wie aus dem Artikel über die 


ü 
junger ns 
auch vorläufig noch kein Ende dieser 
Entwicklung abzusehen. Man sieht, 
daß die Arbeit mehr wird. In schr vie- 
len Bereichen lißt sich die Zunahme 
der Arbeit und die Verkürzung der Ar- 

beitszeit nicht durch Rationalisieru: 
auffangen. Möchte man erreichen, di 
den Kranken in Hamburg nach Ein- 
führung der 40-Stunden-Woche gen: 
soviel Zeit an Pflege durch Schwe- 
stern und Pfleger zukommt wie vor- 
her, so müßte man zumindest die 
Planstellen im Öffentlichen Dienst um 
rund 5% erhöhen. Andernfalls würde 
sich die Betreuung der Patienten ver- 
schlechtern. Für das Personal wird das 
bedeuten, daß. sich die festgesetzte 
‚Arbeitszeitverkürzung nicht als Frei- 
zeitzuwachs auswirkt, sondern zu 
mehrbezahlten Überstünden führt, die 
sich jedoch kaum lohnen. Mit der Er- 
höhung der Planstellen ist natürlich 
‚nur dann etwas gewonnen, wenn die- 
36 auch besetzt werden; das wiederum 
wird nur möglich sein, wenn auch die 
Zah der, Ausbildungplätze erhöht 
wird, die Arbeits-und Wohnbedingun- 
sen des Personals verbessert werden, 
die Hierarchie im Krankenhaus abge- 
schafft wird und der unregelmäßige 
Dienst ein Ende findet. Leider hatd 
ÖTV-Führungbisher „vergessen“, die- 
se Forderungen zu verbinden mit der 
Forderung nach der 40-Stunden-Wo- 
che. Über die sich an der Basis der Ge- 
werkschaft entwickelnden Initiativen 
für eine konsequentere Politik für die 
Kollegen im Gesundheitswesen und 
für die Patienten, berichten wir an ei 
ner anderen Stelle. 


Berksorgeiauen In Kb/Hamburg 


res, aber erst jetzt drang” er bis zu 


den Vertrauensleuten durcN. 


Kern dieses Beschlusses ist es, den 
Informationsfluß strikt 
„yon oben nach unten” ei 

ken und eine Zensur durch die Ge- 
werkschaftsführung durchzuführen. 


‚Auf der Versammlung wurde fest- 
gestellt, daß es die eigentliche Aufga- 
be gewerkschaftlicher Informations- 
politik wire, den Kodagen ein Bild 
von den Inhalten ingungen ge- 
werkschaftlicher Arbeit zu geben so- 
wie über die verschiedenen Auffassun- 
gen in der Gewerkschaft über den be- 
sten Weg zur Durchsetzung 


verschaffe 
durch diesen Beschluß mit den rigiden 
Methoden des Polizei-Denkens das ab- 
solute Informationsmonopol. Dieser 
Beschluß „legitimiert”” daher für die 
weitere Zukunft eine Informations- 
politik, die schon bisher wesentlich 
‚dafür verantwortlich war, die Kollegen 
von der Einflußnahme in ihrer Ge- 
werkschaft abzuhalten, da sie über 
alle wichtigen Fr Unklaren ge- 
lassen wurden. Die Frage des gegen- 
seitigen Informations und Erfah- 
rungsaustausches ist aber gerade für 
einen w zersplitterten Bereich wie bei 
den Ürziehern und Sozialarbeitern 
hebenswichtig für die Entwicklung 
einer, wirkungsvollen Gewerkschaft 
arbeit, 


Der Abstimmung einer Protestre- 

solution zu diesem Thema entging der 

Abteilungsvorstand dadurch, daß er 

die Versammlung kraft seines Haus 

schts kurzerhand für „aufgelöst” er- 
lrte, 


Während die Kollegen noch wie 
vor den Kopf gestoßen herumstanden 
und langsam aufbrachen, ließ der Vor- 
stand schon das Licht abacl 
mit Polizei-Kinsatz drohen, 
Gewerkschaftshaus „besetzt werden 
solltet 


Initiative Sozialistischer Erzieher 
Hamburg) 


‚Arbeiterkampf Nr. 47 / Juli 1974 


„Ist der Ruf erst ruiniert, lebt 
man völlig ungeniert!’” 


i 


Maßnahmen dagegen zum 
die schon be- 
breiteste 
lassen” 
‚gegenüber 
versuch! 
die Fı 


mlungen hgeführt 
waren und Unterschriften- 


Jetzt, so wurde über die Bremer 
der „KVZ” (Nr. 13) 
', müsse nr noch der 


gerufen — „(offenbar) um 


das „empörte Volk” in den Stadt- 
teilen auch massenhaft zusammen- 


eingefunden, die dort die 

Lautsprecheranlage in Schwung 

brachten — 18.00 Uhr. Nach zehn 

Minuten hörte man dann den ersten 

„Demonstrationszug” aus Richtung 

Wale nahen: 15 (fünfzehn!) KBW- 

angeführt vom Sekretär 

'remer Ortsleitung und flankiert 

von zwei Flugblattverteilern, mar- 
schierten auf... 

Wenig später kam der zweite 
Zug der „Bremer Volksmassen” aus 
dem _Ostertorviertel anmarschiert, 
der mit rund 60 Teilnehmern doch 

wesentlich stärker als der erste 
Im Rathaus zitterten die Stadt- 
väter wahrscheinlich schon vor Angst. 

Nachdem sich noch weitere knapp 


Nachaem sich noch weitere knapp KB-S} 


P: immer militänter 
Loserbriet 
Am 3.7. hatte ich an der Hambur- beschimpft und verteufelt werden. 
Uni eine angeregte Auseinander- So wurde ja auch schon die Kritik an 
mit einem DKP-Studenten der Politik der Unidad in 
H.... Anlaß war eine Stel- Chile als „Besudelung des Genossen 
wand, die der SSB aufgebaut hat ‚Allende” etc.bezeichnet. 
‚die sich als Geg ırstellung zu einer Im Verlauf der Diskussion kamen: 


des FSR-SozPol (MSB/ 


pekte deutscher Polen-Politik""be- 
PER Die Abmtebung, des FER-&Se, 
'achschaftsrat Soziologie uni 
- Anm. AK) klaete die Nazi- 
verbrechen am polnischen Volk an — 
en dabei aber auf einer rein „mora- 


wir sehr schnell zu sprechen auf die 
Weiterführung des „id 

schen” Kampfes, wie er von den Re- 
visionisten betrieben wird: Auf meine 
Frage. wie er denn zu den Vorfällen 
auf verschiedenen DKP-Veranstaltun- 
Ein da, Hamburg stehen würde, wo 

'B-Genossen von DKPlern verprügelt 


lischen” Ebene stehen. Kein Wort in wurden (z. B. in antwor- 
‚dieser Ausstellung zum antifaschisti- tete er: es sei durchaus richtig, Men- 
schen Widerstandskampf des poln- schen, die auf einer öffentlichen de- 


schen Volkes, noch zur gegenwärti- 
gen Situation in Polen (Arbeiterauf- 
stände Ende 1970) und zur aktuellen 


stischen Kampfes hier. 


Genau auf diese Punkte wies die 

‚darstellung des SSB hin. 

r DKP-Student forderte mich 
‚der angeblichen „Geschmack- 
Tosipkein” (Zitat) der SSB-Aussteilung 
Stellung zu nehmen. Diese „Ge 
schmi it” bestand seiner An- 
sicht nach darin, daß die SSB-Genor 
sen sich erdreistet hätten, eine poll- 
tische Kritik an der revisionistischen 
Versumpfung ‚der „Vereinigten Ar- 
beiterpartei Polens’” zu führen; dies 

‚Dilfamierung” der Opfer 


‚des Nazifaschismus, die heute eben 
die Führung dieser Partei bildı 
Diene „Kritik” des DKP-Studenten 


sich lückenlos in die gesamte 
Politik der DKP ein, wo sich um die 
Delle hingen Asieedara 
Zung. zugunsten eines. kleinbürgerli- 
Chen" Morallsmus  herumgedfickt 
wird, und wo alle. die diese Auseinan- 
dersetzung führen, in übelster Weise 


mokratischen Veranstaltung ersche- 
‚nen, zu verprügeln,wenn sich diese 
weigern würden, sich von UZ-Rı 

tern fotographieren zu lasen, 

diese Veranstaltungen seien halt öf- 
fentlich und müßten daher auch Öf- 
fentlich „pr '” werden, mittels 
Fotos in’ der „UZ”. Jeder, der sich 
weigern würde, sich fotographieren 
zu lassen, würde sich selbst „als 
Krimineller bekennen” und 


Würde er selbst 2. B. mich — und je- 
den KB-Genossen — auf „seinen" 
ırteiveranstaltungen nur reinlassen, 
'nn ich vorher unterschreiben wür- 


der Veranstaltung sieht, würde 
mich verprügeln. 

‚Den Faschisten freies Spiel lassen, 
mit der Gewerkschaftsführung Hand 
in Hand, und die Kommunisten de- 
nunzieren, und auf sie einschlagen: 
das Ist die Politik der DKP!! ® 


Eine Genossin 


SPORT UND POLITIK — ZWEI GETRENNTE DINGE? 


Es wird von der bürgerlichen Presse 
Fernsehen und Rundfunk immer da- 
von geredet, daß Sport und Folltik 
zwei von einander losgelöste Di 

‚seien. Dieses Gernde dient dazu, 

mit der WM verbundenen politischen 
Ziele der Herrschenden zu vertu 


schen. Wurde ‚die ganze WM dazu 


„deutschen, Fußball 
meinschaft” („Deutschland Deutsch. 
land über alles”) zu mobilisieren, so. 
Kehlen dies nicht gen 
lichen Anruf an den 
schenbach in der WM-Sond 
am Freitag, den 5.7., im ei 


gun, In dem jemand vorichtg 
Yorzuschlagen gewagt hat, 

WM "auch einmal unter wor 
schen Gesichtspunkten zu schen, be- 
nutzte Kauschenbach, um folgendes 


Ecke ‚kommt (}}. Wenn sich 
a an ee 


sollen se das ruhig 
Menhetı ad, solche, Lowe ja nur 
neidisch, daß hinter dem Fußball 
mehr Leute herrennen, als hinter 
deg Fahnen dieser Kleinkarrierten 
Ideologen.” . 


in AK-Leser aus Altona 


= In der Ortsbeilage der „KVZ” für 


Bremen (Nr. 14) wird gelogen, daß 
sich 500 Menschen an der Kundge- 
bung vorm Bremer Parlament betek- 
ligt hätten 


Grenzen des beim KBW üblichen), 
» Schließlich wird sogar in der 
KBW-Betriebszeitung für Nordmen- 
de „Antenne” (Nr. 12) die phan- 
tastische Zahl von 1.200 Kundge- 
bungsteilnchmern genannt ( siche 
Faksimile) 

Wir möchten die KBW-Genossen 
fragen: Wem wollt Ihr mit derarti- 


ten? 1? 
KBS; 


Wir haben bereits früher, im Zusam- 
menhang mit einer Artikel-Folge zur 
Gehe Ninpewieen: dab Orginal 
nen in den imperialistischen Ländern 
Europas unter der Devise „Kam 
die beiden Supermächie” (( 
tunion und USA) praktisch eine 
Haltung der „Vaterland: y 
und des 
men. 

Ein Beispiel dafür hat jetzt die vor 
kurzem gegründete französische ‚Parti 
Communiste Revohutionnaire (m.L) 
— „Bruderpartei” der westdeutschen 


gen eventuelle Angriffe von Ihrer 
te, und vor allem des Sozialimperialis- 
mu, it  .. War die Atombombe an- 
‚geht, so widersetzen sie (- die ‚Re 
volutionäre" — Anm. AK) sich ihrer 
(rentuellen Anwendung gegen die Be- 

der unterdröckten 


abspielen. 
Ohne jede Rücksicht auf die 

der Polynesischen Inseln und der be- 
nachbarten Länder. 

"Aber sie widersetzen sich der fran- 
zösischen Atombombe nicht, soweit 
de zwei Supermäch 01 und ein 

zwei te it 
Inarument der Unabhangigkeit dar 
stell, 

Die französischen Revolutionäre 
haben jedes Interesse, daß der fran- 
zönache Imperialiimus unabhängig 
it, daß es keine Besatzungstruppen 


die beiden. 


mächte 


denn damit 
heind zu be 


im Frankreich mehr gib, 
wire ein zundtzlicher 


reeate ein Intrumanı der Unsh- 


keitskampf” des „eigenen” Imperia 
lismus gegen die ‚beiden Supermäch- 
te’, vor allem gegen den ‚Sozialimpe- 
ralismus', der angeblich Westeuropa 
überfallen will, zu unterstützen. 

Die Argumentation der französi- 
schen Genossen ist in dieser Hin- 
sicht durchaus noch  ausbaufählg. 
Über die Forderung nach westdeut- 
schen Atomwaffen (‚zur Abschrek- 
kung’) hinaus müßte eigentlich jede 
Form von Aufrüstung willkommen 
sein, denn erstens dient das der 
„Unabhängigkeit”, und zweitens lie- 
fert es uns prächtige Walfen zur zu- 
künftigen Verteidigung des Sozialis- 
mus, nach der Revobstion. 

Wir meinen allerdings, daß es unter 
dem I keine „Unabhän- 

eit” zu verteidigen gibt, und daß 
ie Revolutionäre, der, imperialitk 
Mög- 


r Kriege nicht 
terlandı 


In ‚se Broshles haben Yir de wictamsen 


zwischen uns und dem 
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